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Skandal bei Madsack 

Bundesweite Protestak¬ 
tionen gegen Arbeits¬ 
platzabbau, Tarifflucht 
und Lohndumping. 

Seite 2,3 und 8 


Behördliche Straftat 

Wer ermordete am 
7. Januar 2005 Oury 
Jalloh im Dessauer 
Polizeinknast? 

Seite 4 


Das Treffen in Lissabon 

Vor 2 Wochen trafen sich 77 
KPen und Arbeiterparteien. 
Wir dokumentieren die Pres¬ 
seerklärung der PCP und die 
Rede von Patrik Köbele. 
Seite 13 
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Rechte Ausstiegsstrategien für 

Islamhasser, EU-Gegner und Chauvinisten wollen 
eine neue Fraktion im EU-Parlament bilden 


Europa 



E ine ungewöhnliche Allianz: Islam¬ 
hasser und Antisemiten, Natio¬ 
nalisten und Separatisten haben 
sich am 15. November in Wien zusam¬ 
mengetan, um im EU-Parlament eine 
neue rechte Fraktion zu bilden: Marine 
Le Pen, Anführerin des französischen 
„Front National“ und Geert Wilders, 
Chef seiner eigenen Ein-Mann-Partei 
„Für die Freiheit“ (PW) in den Nie¬ 
derlanden, haben das Projekt aus der 
Taufe gehoben. Gastgeberin des Tref¬ 
fens war die Freiheitliche Partei Öster¬ 
reichs (FPÖ). Dazu kamen die italie¬ 
nische „Lega Nord“ der „Vlaams Be¬ 
lang“ aus Belgien, die „Slowakische 
Nationalpartei“ und die „Demokrati¬ 
sche Partei“ aus Schweden. Besiegelt 
werden soll die Rechts-Allianz nach 
einem geplanten Treffen aller Partei¬ 
führer. 

Mindestens 25 Abgeordnete braucht 
es, um im EU-Parlament eine Frakti¬ 
on zu bilden. Eine weitere Bedingung 
ist die Teilnahme von Parlamentariern 
aus mindestens einem Viertel der EU- 
Mitgliedstaaten, also sieben. Zuletzt 
scheiterten die europäischen Rech¬ 
ten an dieser Hürde; der Hader zwi¬ 
schen Gruppierungen, die im Detail 
unterschiedlicher nicht sein könnten, 
verhinderte 2009 die Blockbildung. 
In der kleinen Fraktion „Europa der 
Freiheit und Demokratie“ (efd) sam¬ 
meln sich einige nationalistische und 
konservative Parteien, noch weiter 
rechts stehende Gruppierungen wie 
die „Europäische Allianz der nationa¬ 
len Bewegungen“ und die „Allianz für 
Freiheit“, zu der auch der „Front Nati¬ 
onal“ gehört, sind derzeit fraktionslos. 
Zur kommenden EU-Wahl im Mai 
2014 stehen die Chancen besser: Ma¬ 
rine Le Pen, die die Führung über die 
französische Rechtsaußenpartei von 
ihrem Vater, Jean-Marie Le Pen, ge¬ 
erbt hat, steht in den Umfragen gut 
da, ihre Partei könnte bei den nächs¬ 
ten Wahlen gar die stärkste Kraft in 
Frankreich werden. Wilders 4 PVV 
könnte die 17 Prozent, die seine Par¬ 
tei bei der letzten EU-Wahl 2009 
einfahren konnte, diesmal laut Um¬ 
fragen noch steigern. Vor allem aber 
ist den Rechtspolitikern gelungen, 


frühere Meinungsverschiedenheiten 
beizulegen - und das ist durchaus 
nicht selbstverständlich. So unter¬ 
schiedlich wie die Parteien ihrer Her¬ 
kunft nach sind, so sehr gehen auch 
ihre politischen Ziele auseinander: 
„Front National“-Gründer Jean-Ma¬ 
rie Le Pen musste sich beispielsweise 
mehrfach wegen antisemitischer Äu¬ 
ßerungen vor Gericht verantworten. 
Der Niederländer Geert Wilders hin¬ 
gegen geriert sich als Philosemit; er 
betrachtet Israel als Bollwerk gegen 
den Islam. 

Einig sind sich die künftigen Frak¬ 
tionskollegen in ihrer Ablehnung der 
EU. Die europäischen Staaten müss¬ 
ten wieder Herr über ihr Geld und ihre 
Grenzen werden, befand Wilders: „Die 
EU kann uns nicht vorschreiben, wen 
wir ins Land lassen.“ Le Pen sekun¬ 
dierte: „Wir wollen unseren Völkern 
die Freiheit zurückgeben.“ Auch eine 
Rückkehr zu nationalen Währungen 
streben die Rechtsparteien an. Vor al¬ 
lem aber dürften sie sich für die Mög¬ 
lichkeiten, die ihnen der Fraktionssta¬ 
tus im EU-Parlament eröffnet, inter¬ 


essieren: Längere Redezeiten, mehr 
Geld, mehr Rechte. 

Die relative Stärke solcher Partei¬ 
en wie des „Front National“ und der 
PVV ist Ausdruck der ökonomischen 
und politischen Lage innerhalb der 
EU: Für die Mitgliedstaaten neben 
der BRD wird die deutsche Wirt¬ 
schaftsstärke mehr und mehr zum Ver¬ 
hängnis; die aggressive Exportorien¬ 
tierung und die Lohndumpingpolitik 
des deutschen Kapitals ruinieren die 
„Verbündeten“. Eine „Exitstrategie“, 
zurück zum souveränen Nationalstaat 
inklusive der Fähigkeit zur Auf- bzw. 
Abwertung einer eigenen Währung, 
könnte für Teile der Bourgeoisien an¬ 
derer EU-Staaten irgendwann zum 
letzten Ausweg aus dieser ungleichen 
und ruinösen „Partnerschaft“ werden. 
Es sind die Rechtsparteien, die solche 
Szenarien vorformulieren, verpackt im 
klassischen Gewand aus Hetze gegen 
Minderheiten, hemmungslosem Chau¬ 
vinismus und Law-and-Order-Politik. 
Nicht am Projekt der neuen Rechts¬ 
fraktion beteiligen will sich die „Al¬ 
ternative für Deutschland“ (AfD), die 


im September bei der Bundestagswahl 
4,7 Prozent auf sich vereinen konnte. 
Bei der EU-Wahl werden ihr gute 
Chancen zugebilligt. Doch ein Bünd¬ 
nis mit den Rechten komme „auf kei¬ 
nen Fall“ in Betracht, sagte AfD-Chef 
Bernd Lucke. Zwar eint die Gruppie¬ 
rungen ihre Gegnerschaft zum Euro, 
doch die Bedrohungsszenarien un¬ 
terscheiden sich: Bangt die deutsche 
Bourgeoisie um Höchstprofite, sorgen 
sich die restlichen europäischen Staa¬ 
ten um den drohenden Ruin. Die Stra¬ 
tegie der AfD könnte dann zum Zuge 
kommen, wenn die der EU innewoh¬ 
nenden Widersprüche eskalieren - 
und tatsächlich Anti-EU-Parteien in 
anderen europäischen Staaten Regie¬ 
rungen stellen. Sollte die EU zerbre¬ 
chen, benötigt auch die deutsche Bour¬ 
geoisie eine „Exitstrategie“, eine „Aus¬ 
tiegsstrategie“, denn ohne europäische 
Peripherie besteht kein Raum für eine 
deutsche Hegemonie mittels der EU- 
Institutionen. Für einen solchen - kei¬ 
neswegs ausgeschlossenen - Moment 
formuliert die AfD bereits jetzt das 
Programm. Sebastian Carlens 


UZ-Pressefest 2014 beschlossen 

Parteivorstand der DKP tagte am vergangenen Wochenende in Essen 


Auf der Tagesordung der DKP-Par- 
teivorstandstagung am vergangenen 
Wochenende standen die Jugendpoli¬ 
tik der DKP, der EU-Wahlkampf, das 
UZ-Pressefest 2014, die Kommunal¬ 
politik der DKP und die Ausgabe der 
neuen Mitgliedsbücher. 

In ihren Referaten charakterisierten 
Axel Koppey, Leiter der Jugendkom¬ 
mission der DKP, und Paul Roder¬ 
mund, Vorsitzender der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) 
die Lage der Arbeiterjugend in der 
Bundesrepublik. Zu den Arbeitsver¬ 
hältnissen junger Menschen erklär¬ 
te Paul Rodermund: „In der Tendenz 
können wir festhalten: Prekär ist das 
neue Normal.“ Der Parteivorstand be¬ 
schloss, im Frühjahr 2014 eine jugend¬ 
politische Beratung gemeinsam mit 
der SDAJ durchzuführen. 


Beraten wurde über die Organisation 
des EU-Wahlkampf es: Die Diskussi¬ 
on über das EU-Wahlprogramm wird 
nun in der Partei und der UZ fortge¬ 
führt, das Programm im Januar 2014 
beschlossen. Zur Absicherung der 
Kandidatur sollen 6 000 Unterschrif¬ 
ten gesammelt werden. Sie müssen - 
bestätigt durch die jeweilige Gemein¬ 
debehörde - bis spätestens 21. Febru¬ 
ar 2014 dem Parteivorstand vorliegen, 
um termingerecht beim Bundeswahl¬ 
leiter eingereicht werden zu können. 
Über die Prüfung der Voraussetzun¬ 
gen für das Pressefest 2014 berichte¬ 
ten Wera Richter (Leiterin der Pres¬ 
sefestkommission), Ulrich Abczynski 
(technischer Leiter) und Werner Sar- 
bok (Kassierer der DKP). Beratungen 
und Diskussionen mit Gliederungen 
zeigen bundesweit, dass die DKP die¬ 


ses Fest stemmen will und stemmen 
kann. Den unterschiedlichen Beden¬ 
ken von Gliederungen der DKP wird 
Rechnung getragen, so diskutieren 
einige Bezirke ein gemeinsames He¬ 
rangehen an das Fest, um Kosten zu 
senken. Eine Reihe von Künstlern hat 
bisher die Bereitschaft erklärt, Bei¬ 
träge zum Fest leisten zu wollen. Mit 
fast 45 000 Euro ist das erforderliche 
Startkapital vorhanden ( siehe auch 
Seite 15). 31 Gliederungen der DKP 
stellten bis zum 15. November insge¬ 
samt über 18 000 Euro für das Fest zur 
Verfügung, 79 Einzelspender brachten 
die stattliche Summe von über 17 000 
Euro auf. Werbemaßnahmen für die 
Sammlung weiterer benötigter Spen¬ 
den wurden vorgestellt und diskutiert. 
So wird der kommenden UZ ein Über¬ 
weisungsträger beigelegt werden. 


Bei einer Enthaltung beschlossen 
die Mitglieder des Parteivorstandes 
die Durchführung des UZ-Pressefes- 
tes - Volksfest der DKP vom 27. bis 
29. Juni 2014 im Dortmunder Revier¬ 
park Wischlingen. 

In seinem Referat zur Kommunal¬ 
politik nannte der DKP-Vorsitzende 
Patrik Köbele folgende Ansatzpunk¬ 
te: „Als erstes ist hier zu nennen die 
Finanzlage der Kommunen.“ Als zwei¬ 
ten Schwerpunkt sieht er die Kon¬ 
zentration auf die Frage „Mieten und 
Wohnen“. 

Mit einem Überblick aus den Bezir¬ 
ken der DKP zum Stand der Ausgabe 
der neuen DKP-Mitgliedsbücher en¬ 
dete die konstruktive Tagung des Par¬ 
teivorstandes. 

Werner Sarbok 


Thema der Woche 


Arbeitszeitverkürzung! 

Forderungen nach Verkürzung der Ar¬ 
beitszeit stellen die Gewerkschaften 
schon seit vielen Jahrzehnten. Seit es 
Lohnarbeiter im heutigen kapitalisti¬ 
schen Sinn gibt, und insbesondere seit 
diese sich in Gewerkschaften zusam¬ 
mengeschlossen haben, setzen sie sich 
gegen die Arbeitszeitanforderungen 
der Unternehmer zur Wehr. 

Der Kampf um die Arbeitzeitverkür¬ 
zung steht heute - unter veränder¬ 
ten Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen - erneut auf der Tagesordnung des 
Kampfes der Beschäftigten und ihrer 
Gewerkschaften ... 

Seite 9 

(siehe auch Kommentar Seite 2) 


Ouijote- 

Konzert 

am 23.11. ausgebucht 

UZ-Leserlnnen, 

die am Samstag den 23.11.2013 an¬ 
lässlich des 50. Geburtstages der Zeit¬ 
schrift „Marxistische Blätter“spontan 
und unangemeldet das Konzert „ Can¬ 
to General“ mit dem Trio Quijote im 
Essener Unperfekthaus besuchen wol¬ 
len, müssen angesichts der großen Re¬ 
sonanz und der begrenzten Plätze fest 
damit rechnen, keinen Einlass mehr zu 
bekommen. 

Die gute Nachricht: das Trio Quijote 
hat sich bereit erklärt, mit diesem Pro¬ 
gramm auf dem kommenden UZ-Pres¬ 
sefest in der Kunst- und Literaturhalle 
im Dortmunder Revierpark-Wischlin¬ 
gen Ende Juni 2014 aufzutreten. 


UZ in Aktion! 

Energie & Ökologie bilden 
den Schwerpunkt der UZ vom 
6.12.2013. Bitte jetzt für Ver¬ 
kaufs- oder Verteilaktionen be¬ 
stellen! 

Bezugspreise: 

10 x UZ: 10,00 Euro 

40 x UZ: 30,00 Euro 

100 x UZ: 60,00 Euro 

500 x UZ: 100,00 Euro 

weitere 100 Exemplare: 10,00 Euro 
Preise inklusive Versand/MwSt. 


UZ-Extra 

Ende November 2013 wird eine 
8-seitige UZ-Extra „Gegen Krieg 
und Krise“ veröffentlicht. 

Themen: 

• Bundeswehr im Ausland 

• Rüstungsprofiteure 

• Karl & Rosa: Kämpfer gegen 
imperialistische Kriege 

• EU-Wahl: DKP-Kandidatur ge¬ 
gen Abschottung und Krieg 

• Schule ohne Militär 


Bezugspreise der UZ-Extra: 

70 x UZ-Extra: 7,00 Euro 

210 x UZ-Extra: 21,00 Euro 

500 x UZ-Extra: 45,00 Euro 

1000 x UZ-Extra: 90,00 Euro 

Preise inklusive Versand/MwSt. 

Bestellungen bitte an: 

CommPress Verlag GmbH | ver- 
trieb@unsere-zeit.de | Tel.: 0201 
17788923 | Fax.: 0201 17788928 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 
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Wirtschaft und Soziales 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 


Es gibt ein Leben vor dem Tod 


Ab 1. Dezember 2013 gilt für rund 
3500 Kolleginnen in der Produkti¬ 
on im Porsche-Stammwerk Zuffen¬ 
hausen eine Wochenarbeitszeit von 
nur noch 34 Stunden - und das bei 
vollem Lohnausgleich. „Durch die 
Produktivitätssteigerung in der Pro¬ 
duktion in Zuffenhausen nimmt der 
Stress meiner Kolleginnen und Kol¬ 
legen zu. Dafür brauchen wir ein 
Ventil. Das haben wir mit der Ar¬ 
beitszeitverkürzung in Zuffenhau¬ 
sen erreicht“, so der Porsche-Gesamt¬ 
betriebsratsvorsitzende Uwe Hück. 
Und Hück illustriert das mit konkre¬ 
ten Fertigungszahlen: „Wurden vor 
vier Jahren noch 142 Autos am Tag 
in Zuffenhausen gefertigt, sind es in¬ 
zwischen mehr als 200 Einheiten“. 
Einerseits seien neue Mitarbeiter 
eingestellt worden, andererseits sei 
aber auch die Produktivität enorm 
gestiegen. Hintergrund ist der Plan 
von Porsche, den Absatz bis 2018 auf 
über 200 000 Einheiten auszubauen. 
Der Preis ist klar: erhöhte Flexibilität 
und Steigerungen der Produktivität. 
Den allermeisten Unternehmen ar¬ 
beiten die Beschäftigen nicht lange 
und flexibel genug. Die Gewerk¬ 
schaften sehen in zu langen Arbeits¬ 
zeiten immerhin noch ein Hindernis 
beim Abbau der Massenarbeitslo¬ 
sigkeit. Während die Kolleginnen 
in den Betrieben und Verwaltungen 
unter fehlender Arbeitszeitsouverä¬ 
nität und wachsendem Druck und 
Arbeitshetze stöhnen, sind anderer¬ 
seits Millionen als Arbeitslose auf 
Null-Stunden-Arbeitszeit gesetzt. 
Nicht nur in den Dienstleistungs¬ 
branchen erleben wir, wie die pre¬ 
käre Arbeit immer mehr zunimmt. 
Leiharbeit, Minijobs oder unfreiwil¬ 
lige Teilzeitarbeit sind Alltagsreali- 
tät von weit über sieben Millionen 
Menschen in Deutschland. Sie müs¬ 
sen sich als billigste Flexibilitäts¬ 
reserve des Kapitals durchs Leben 
schlagen. Dass kürzere Arbeitszeiten 
wesentlich zur Sicherung von Ar¬ 
beitsplätzen beitragen, belegen die 
Krisenjahre 2008/2009, wo in vielen 
Großbetrieben Kurzarbeit verhängt 
wurde. Wir brauchen aber auch eine 
deutliche Arbeitszeitverkürzung aus 
Gründen der Beschäftigungsgerech¬ 
tigkeit, der Geschlechtergerechtig¬ 
keit, der Lebensqualität und der ge¬ 
sellschaftlichen Teilhabe. 



Es ist an der Zeit, den Profitinteres¬ 
sen des Kapitals endlich unsere Le¬ 
bensinteressen entgegenzusetzen. 
Das geht nicht ohne Kampf, nehmen 
wir den aber nicht auf, bleibt es da¬ 
bei, dass die Kapitalisten uns weiter 
ihre asoziale Art der Arbeitszeitver¬ 
kürzung, Flexibilisierung und Pre- 
karisierung der Arbeitsverhältnisse 
aufzwingen. Wir sollten einen neuen 
Schritt zum 6-Stunden-Tag oder zur 
30-Stunden-Woche wagen - dies¬ 
mal allerdings bei tatsächlich vol¬ 
lem Lohn- und Personalausgleich. 
Damit wir gesund und auskömm¬ 
lich von unserer Arbeit leben kön¬ 
nen und die Arbeitszeitverkürzung 
wirklich uns und unseren Familien 
zu Gute kommt. Wir brauchen keine 
„atmenden Fabriken“, sondern sel¬ 
ber Luft zum Atmen und Platz und 
Zeit, um unsere Träume wahr wer¬ 
den zu lassen. Wir brauchen kürzere 
Arbeitszeiten, damit wir Zeit haben, 
um über uns und unsere gesellschaft¬ 
liche Zukunft nachzudenken, damit 
wir mit anderen organisiert für eine 
andere Welt kämpfen können. Um 
unseres Selbsterhaltes willen müs¬ 
sen wir die unerträgliche Arbeitshet¬ 
ze, die unsere Gesundheit, Arbeits¬ 
kraft und Phantasie zerstört, stoppen. 
Dann bliebe uns Zeit für die Kreati¬ 
vität, die wir so dringend brauchen, 
um grundlegende gesellschaftliche 
Probleme wie gesunde Ernährung, 
saubere Umwelt und Bekämpfung 
des Klimawandels solidarisch anzu¬ 
packen. Wir brauchen die Zeit für 
unsere Weiterbildung und auch für 
unsere Hobbys. Es gibt ein Leben vor 
dem Tod - das gilt es zu leben - dafür 
lohnt es sich zu kämpfen. 


Ein neuer Aufbruch 

16. Gewerkschaftstag der NGG 


Vom 11. bis 14. November, fand in Ber¬ 
lin der 16. Ordentliche Gewerkschafts¬ 
tag der NGG statt. Fast 170 Delegierte 
stimmten über insgesamt 163 Anträge, 
4 Initiativanträge und 2 Resolutionen 
ab und trafen wichtige Personalent¬ 
scheidungen: Die Weichen für die Ar¬ 
beit der NGG in den nächsten fünf Jah¬ 
ren sind gestellt worden. So forderten 
die Delegierten des Gewerkschafts¬ 
tages einen einheitlichen flächende¬ 
ckenden gesetzlichen Mindestlohn von 
8,50 Euro, die Abschaffung der „Ren¬ 
te mit 67“, eine Minijob-Reform mit 
dem Ziel, dass künftig ab dem ersten 
Euro volle Steuern und Sozialabgaben 
gezahlt werden, die Abschaffung der 
grundlosen Befristung und Equal Pay 
für Leiharbeit und Werkverträge. 

An der Spitze der ältesten Einzelge¬ 
werkschaft Deutschlands steht erst¬ 
mals seit 150 Jahren eine Frau: Micha¬ 
ela Rosenberger wurde in Berlin zur 
Vorsitzenden der Gewerkschaft Nah- 
rung-Genuss-Gaststätten (NGG) ge¬ 
wählt. Sie erhielt knapp 87 Prozent der 
Delegiertenstimmen. Die 53-Jährige 
tritt damit auf dem Gewerkschaftstag 
die Nachfolge von Franz-Josef Möllen¬ 
berg an, der nach 21 Jahren nicht wie¬ 
der für das Amt des NGG-Vor sitzen¬ 
den kandidierte. Zu seinem Fazit der 
letzten 21 Jahre sagte Möllenberg in 
einem Interview mit dem DGB-Info 
„einblick“: „Am Interessengegensatz 
zwischen Kapital und Arbeit hat sich 
nichts geändert. Das heißt, wir brau¬ 


chen auch in Zukunft starke Gewerk¬ 
schaften und eine starke NGG.“ 
Michaela Rosenberg unterstrich 
in ihrer Bewerbungsrede selbstbe¬ 
wusst: „Die Eigenständigkeit unserer 
NGG ist für mich unantastbar.“ Einen 
Schwerpunkt will sie auf die Tarifpo- 
litik legen: „Gute Tarifverträge“ seien 
Herzstück der künftigen Arbeit. Da¬ 
bei komme es darauf an, den Trend 
der schwindenden Tarifbindung umzu¬ 
kehren. Politisch werde eine gerechte 
Rentenpolitik weiterhin eines der vor¬ 
dringlichsten Ziele der NGG sein. 

In ihrer Grundsatzrede forderte Michae¬ 
la Rosenberg unter anderem das Verbot 
der NPD und betonte: „Rechtspopulisten 
und Nazis in aller Welt muss Paroli gebo¬ 
ten werden. Die Spaltung verläuft nicht 
zwischen den Grenzen der Länder, son¬ 
dern zwischen denen, die die Krise verur¬ 
sacht haben und denen, auf deren Schul¬ 
tern ihre Auswirkungen lasten. Sie sprach 
sich für eine Stärkung des Deutschen Ge¬ 
werkschaftsbundes aus, der nicht aufge¬ 
geben werden darf. „Die NGG steht zum 
DGB“, betonte sie, „er ist als Dachver¬ 
band wichtiger denn je für die Bündelung 
der Interessen seiner acht Mitgliedsge¬ 
werkschaften. Wir müssen seine Rolle 
festigen und stärken, und klar muss sein: 
er ist auch Dach für die großen! 

Für die NGG war dieser Gewerk¬ 
schaftstag ein „Aufbruch“, so Michae¬ 
la Rosenberger. Mit kräftigem „NGG- 
Schwung aus Berlin“ werde man jetzt 
in die Betriebe gehen. W.T. 


Skandal bei Madsack 

Streik beim Kunden-Service-Center in Hannover für einen Haustarif 


Mit dem Kollegen Till Kaltenecher, 
Angestellter des Kunden-Service-Cen¬ 
ter, des KSC, in Hannover, einer seit 
2000 aus gegliederten Firma der Me¬ 
diengruppe Madsack, führte die UZ 
ein Interview zu dem nun seit über 40 
Tagen geführten Streik der Beschäftig¬ 
ten, die den Anzeigen- und den Abon¬ 
nentenservice und seit kurzem auch 
den digitalen Bereich betreuen. 

UZ: Die Beschäftigten des Kunden- 
Service-Center der Mediengruppe 
Madsack, sind nun seit fast 40 Tagen im 
Streik. Worum geht es bei dem Streik? 
Was fordert ihr? 

Till Kaltenecher: Leider ist es nicht 
die Mehrheit, es ist immer noch eine 
Minderheit von nur 24 Leuten von 
80 Beschäftigten, die streiken. Da¬ 
bei muss man aber bedenken, dass 
die meisten Beschäftigten prekär 
beschäftigt sind, das heißt befris¬ 
tete Verträge haben, wahrschein¬ 
lich auch ohne Aussicht auf Wei¬ 
terbeschäftigung. Darunter allein 
erziehende Mütter und von daher 
ist es natürlich immer schwierig 
sie mit auf die Straße zu bekom¬ 
men. 

Wir streiken, weil es seit 13 Jah¬ 
ren keine Lohnerhöhungen mehr 
gegeben hat. Das bedeutet einen 
Reallohnverlust von ca. 20 Prozent, 
wenn man die Inflation mitrechnet. 

Es hat in den vergangenen 13 Jah¬ 
ren immer Einzelgespräche gege¬ 
ben zwischen der Geschäftsfüh¬ 
rung und den Mitarbeitern. Es ging 
darum, ob man nicht bereit wäre, 
mal etwas oben drauf zu legen, was 
die verschiedenen Geschäftsfüh¬ 
rungen die letzten Jahre brüsk ab¬ 
gelehnt haben mit dem Hinweis, es 
sei kein Geld da. Das war irgend¬ 
wann nicht mehr hinnehmbar und 
deshalb haben wir uns entschieden 
über ver.di eine Tarifkommission 
zu gründen, einen Tarifvertragsent¬ 
wurf auszuarbeiten und diesen Entwurf 
dann der Geschäftsführung vorzulegen. 
Ergebnis: Die Geschäftsführung wei¬ 
gert sich, mit der ver.di überhaupt nur 
Gespräche aufzunehmen. 

UZ: Wie sehen eure Arbeitsbedingun¬ 
gen aus und wie haben sie sich in den 
letzten Jahren verändert? 

Till Kaltenecher: Die Arbeitsbedin¬ 
gungen sehen so aus, dass wir damals 
als Kundenservice der Hannoverschen 
Allgemeinen Zeitung und der Neuen 
Presse gegründet wurden. Inzwischen 
bedienen wir sieben Verlage, von den 
Kieler Nachrichten über Hannoversche 
Allgemeine Zeitung über Göttinger Ta¬ 
geblatt bis hin zur Oberhessischen Pres¬ 
se in Marburg. Insgesamt sind es sie¬ 
ben. Das heißt, es hat auch in den letz¬ 
ten 13 Jahren für jeden Arbeitnehmer 
eine unerhörte Leistungsverdichtung 
stattgefunden. 

UZ: Welche Unterstützung bekommt 
ihr von euren Kollegen aus dem Mad- 
sack-Konzern, die ja infolge des geplan¬ 
ten Konzernprogramms Madsack 2018 
auch von Arbeitsplatzabbau und Lohn¬ 
drückerei betroffen sind? 


Till Kaltenecher: Wir sind natürlich 
wie alle Betriebsräte, wie alle Betriebs¬ 
teile des Madsack-Konzerns über den 
Konzernbetriebsrat vernetzt, das heißt, 
wir wissen auch über die Zustände in 
den restlichen Konzernteilen bescheid. 
Wir erfahren bei unserem Streik von 
unserer Organisation ver.di und natür¬ 
lich von Kollegen hier aus dem Hause 
Madsack breite Unterstützung. 

UZ: In den hannoverschen Zeitungen, 
die ja fast alle in der Hand von Mad¬ 
sack sind, spielt euer Streik keine Rolle. 
Welche Erfahrungen habt ihr mit eu¬ 
ren Aktionen in der Öffentlichkeit ge¬ 
macht und welche Aktionen plant ihr 
weiterhin? 

Till Kaltenecher: Die Erfahrung, die 
wir mit der Presse gemacht haben zei¬ 
gen, dass eine regionale Berichterstat¬ 


tung über unseren Streik und unsere 
Aktionen überhaupt nicht stattfindet. 
Der Konzern schweigt sich aus. Ganz 
im Gegenteil, unsere Aktionen wie 
zum Beispiel die Flugblatt Verteilun¬ 
gen, Stände auf dem Kröpcke (Zent¬ 
raler Platz in Hannover) etc., fanden 
in der Presse schlicht und einfach 
nicht statt. Wir haben gemeinsam mit 
den Beschäftigten im Einzelhandel 
demonstriert. Im Einzelhandel finden 
ebenfalls Tarifauseinandersetzungen 
statt. Die hatten die Presse, die HAZ 
und Neue Presse eingeladen, aber die¬ 
ser Presse ist es sehr gut gelungen, uns 
aus den Bildern und aus der Bericht¬ 
erstattung herauszuhalten. 

UZ: Die Medienkonzerne organisie¬ 
ren weitere Programme zum Umbau 
der Zeitungslandschaft, wie Zusam¬ 
menlegung von Redaktionen, Out- 
sourcing von Abteilungen etc. Gibt es 
von Kolleginnen und Kollegen aus an¬ 
deren Verlagen ähnliche Erfahrungen 
wie ihr sie macht und gibt es darüber 
einen Austausch und solidarische Un¬ 
terstützung? 

Till Kaltenecher: Also solidarische 
Unterstützung erfahren wir von vie¬ 


len Verlagen. Wir haben beispiels¬ 
weise von der Nordseezeitung in Wil¬ 
helmshaven eine Solidaritätserklä¬ 
rung erhalten. Dort geht man einen 
anderen Weg. Dort sind die meisten 
Kollegen, auch wenn sie outgecourst 
wurden, immer noch tarifgeschützt, 
und dort wird zurzeit, zumindest noch 
nicht mit Dumpinglöhnen gearbeitet. 
Sie unterliegen noch dem Bestands¬ 
schutz der alten Tarifverträge. Wir 
haben auch Unterstützung erfahren 
vom Betriebsrat der Hamburger Mor¬ 
genpost. 

Der einzige Artikel in der überregiona¬ 
len Presse, den es über unseren Streik 
des Kunden-Service-Center gab, war in 
der Süddeutschen Zeitung. Die hat da¬ 
rüber berichtet, was hier dem hiesigen 
Arbeitgeber sehr geärgert hat, da die 
Süddeutsche Zeitung nämlich nachge¬ 
fragt hat, was im Konzern los ist. 

UZ: Auf dem heutigen Aktionstag 
der Belegschaft von Madsack hat 
der stellvertretende ver.di-Vorsit¬ 
zende Frank Wernicke in seiner 
Rede die berechtigte Forderung 
nach einem Tarifvertrag bei KSC 
untermauert. Was kann aus eu¬ 
rer Sicht getan werden, um euren 
Streik, um den Kampf den ihr mit 
eurer Gewerkschaft ver.di führt, zu 
unterstützen? 

Till Kaltenecher: Ganz wichtig ist 
natürlich, dass wie gesagt, unsere 
Forderungen in die Öffentlichkeit 
getragen werden. Denn, obwohl 
wir in der Presse arbeiten, haben 
wir keine Presse. Als Streikende 
versuchen wir die Kunden zu in¬ 
formieren über die Zustände im 
KSC und auch im Gesamtverlag. 
Öffentlichkeit schaffen ist das gro¬ 
ße Plus, da ich befürchte, dass eine 
kleine Gruppe von 24 Streikenden 
kaum in der Lage ist, soviel wirt¬ 
schaftlichen Druck auf das Unter¬ 
nehmen auszuüben, dass dieses 
sich bereit erklärt, Tarifverhandlun¬ 
gen aufzunehmen. Darum muss mehr 
Druck über die Öffentlichkeit kom¬ 
men, das heißt, über Medien, an de¬ 
nen Madsack nicht beteiligt ist, was ja 
zumindest hier in Niedersachsen sehr, 
sehr schwierig ist. Unser kleiner Teil¬ 
erfolg, wenn man es so nennen kann, 
ist, dass bei einem Streik von 24 Perso¬ 
nen das erste Mal seit Jahren eine ei¬ 
gene Pressestelle im Konzern gegrün¬ 
det wurde, die Kundenanfragen selber 
beantwortet und die sich also dann mit 
uns auseinandersetzt. 

UZ: Gibt es Überlegungen wie Unter- 
stützungs- oder Streikkomitees hier in 
der Stadt zu organisieren? 

Till Kaltenecher: Es gibt Überlegun¬ 
gen. Da muss ich jetzt allerdings kon¬ 
kret passen, weil ich das auch das erste 
Mal mache und mir dabei viele Erfah¬ 
rungen fehlen. Wir sind gerade dabei, 
uns besser zu vernetzen, auch im Hin¬ 
blick natürlich auf die Solidaritätsbe- 
kundungen, die wir erfahren haben, 
und uns einen eigenen Presssemail- 
und Kontaktverteiler aufzubauen. 

Das Interview für die UZ führte Wolfgang Teuber 



Till Kaltenecher, Angestellter des Kunden-Service- 
Center auf dem Aktionstag am 13. n. vor der 
Madsack-Zentrale in Hannover 


„Gemeinsam für ein gutes Leben“ 

Außerordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall wählt neue Führung 


Unter dem Motto „Kurswechsel: Ge¬ 
meinsam für ein gutes Leben“ findet 
vom 24. bis 25. November 2013 im 
CongressCenter in Frankfurt der 6. au¬ 
ßerordentliche Gewerkschaftstag der 
IG Metall statt. Dabei soll die bereits 
2011 beim Gewerkschaftstag in Karls¬ 
ruhe angekündigte Verjüngung des 
Vorstandes vollzogen werden. Schon 
Anfang September hat der IG Metall- 
Vorstand einen Personalvorschlag be¬ 
schlossen, wonach Detlef Wetzel (61), 
derzeit Zweiter IG Metall-Vorsitzen¬ 
der, für das Amt des Ersten Vorsit¬ 


zenden kandidieren soll. Zuvor schon 
hatten der Erste Vorsitzende Berthold 
Huber (63), der Hauptkassierer Ber- 
tin Eichler (60) sowie Helga Schwit¬ 
zer (62), ihre Bereitschaft erklärt, ihr 
Mandat als geschäftsführende Vor¬ 
standsmitglieder vor Ablauf der Wahl¬ 
periode zur Verfügung zu stellen. Für 
das Amt des Zweiten Vorsitzenden 
wurde Jörg Hofmann (57), Bezirks¬ 
leiter des IG Metall-Bezirks Baden- 
Württemberg und als Hauptkassierer 
Jürgen Kerner (44), als geschäftsfüh¬ 
rende Vorstandsmitglieder, nominiert. 


Als weitere geschäftsführende Vor¬ 
standsmitglieder sollen Irene Schulz 
(49), Bezirkssekretärin aus Berlin- 
Brandenburg-Sachsen sowie Wolfgang 
Lemb (51), Erster Bevollmächtigter 
der Verwaltungsstelle Erfurt, neu hin¬ 
zukommen. Die geschäftsführenden 
Vorstandsmitglieder Christiane Ben- 
ner (45) und Hans-Jürgen Urban (52) 
bleiben im Amt. Außer den Wahlen 
wird der zweitägige Gewerkschaftstag 
eine gesellschafts- und gewerkschafts¬ 
politische Erklärung diskutieren und 
verabschieden. 
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Eine Branche in Aufruhr 

Streiks und Protestaktionen gegen Arbeitsplatzabbau, 
Tarifflucht und Lohndumping beim Medienkonzern Madsack 


Arbeitsbelastungen im KSC 

Die meisten Kolleginnen und Kollegen des Kunden-Service Center (KSC) tele¬ 
fonieren für die Hannoversche Allgemeine Zeitung (HAZ), die Neue Presse, die 
Hildesheimer Allgemeine Zeitung, das Göttinger und EichsfelderTageblatt,die 
Oberhessische Presse, die Schaumburger Nachrichten, die Kieler Nachrichten 
(bis Dezember),die Waldecksche und Frankenberger Zeitung und dieCellesche 
Zeitung, sowie für die jeweiligen regionalen Anzeigenblätter, für die Onlineser¬ 
vicecenter und andere Angebote der jeweiligen Homepages und immer mal 
wieder für Sonderaufgaben wie für die Stuttgarter Zeitung oder für die Anzei¬ 
genblätter aus dem Bereich der Peiner Allgemeinen Zeitung (PAZ), der West¬ 
deutschen Allgemeinen Zeitung (WAZ) und der Allgemeinen Zeitung (AZ), oder 
als Gewinnhotline oder als Kompetenzteam für die ständig wachsende Anzahl 
von MediaStores. Und sie nehmen natürlich Reklamationen für alle überregio¬ 
nalen Zeitungen und ortsansässigen Anzeigenblätter auf, die von den Zustel¬ 
lern verteilt werden. Das heißt,dass die Kolleginnen und Kollegen auf mehrals 
50 Telefonleitungen gleichzeitig geschaltet sein können. Alle diese Aufgaben 
liefen bis vor kurzem noch gleichzeitig mit der Eingabe und Bearbeitung von 
schriftlichen Aufträgen ab. Dieser Bereich wurde durch die Wiedereinsetzung 
eines BackOffice vorerst etwas entlastet. 


„Wir fordern einen Lohn von dem 
man leben kann“, „Wir geben nicht 
auf“, „Ein Tarifvertrag muss her“, rufen 
etwa 250 Beschäftigte vor der Zentrale 
des Zeitungsverlages Madsack in Han¬ 
nover. Bei strahlendem Sonnenschein, 
begleitet von rhythmischen Trommeln 
einer Samba-Gruppe, mit Trillerpfei¬ 
fen ihre kämpferische Stimmung un¬ 
terstreichend, demonstrierten am 13. 


November die Beschäftigten des Kun- 
den-Service-Centers in Hannover, 
eine Delegation der Beschäftigten 
der Märkischen Verlags- und Druck¬ 
gesellschaft in Potsdam, Kollegen aus 
der Redaktion in Marburg und Arbei¬ 
ter und Angestellte aus der Konzern¬ 
zentrale. Die Streikenden forderten 
den Abschluss von Tarifverträgen und 
die Sicherung ihrer Beschäftigung. Die 
Madsack-Geschäftsleitung verweigert 
den Beschäftigten des Hannoveraner 
Callcenters KSC, die seit mehr als ei¬ 
nem Monat im Dauerstreik sind so¬ 
wie der Druckerei in Potsdam und der 
Redaktion in Marburg entsprechende 
Tarifverhandlungen mit der Gewerk¬ 
schaft ver.di. 

Konzernweit, an verschiedenen Stand¬ 
orten protestieren die Beschäftigten 
gegen das von der Konzernleitung ver¬ 
kündete Programm „Madsack 2018“, 
das nach den Befürchtungen von ver. 
di das Tempo beim Arbeitsplatzabbau 
verschärfen wird, die Tarifflucht des 
Konzerns voran treiben und zu einer 
weiteren Verschlechterung von Löhnen 
und Gehältern führen wird. Nach An¬ 
gaben des Konzernchefs Thomas Düf- 
fert sollten etwa 44 Millionen Euro 
eingespart werden. Für die 18 Tages¬ 
zeitungen, die der Madsack-Konzern 
herausgibt, in der zurzeit rund 150 Re¬ 
dakteure arbeiten, soll eine einzige 
Zentralredaktion geschaffen werden. 
Die überregionale Berichterstattung 
soll in der Zentralredaktion in Han¬ 
nover zusammengeführt werden. Von 
dort aus sollen in Zukunft alle Titel mit 
fertigen Seiten bedient werden. Klar ist, 
dass dann keine 150 Redakteure dort 
mehr arbeiten werden. 


Für den Standort Marburg ist die 
Schließung der Druckerei für 2017 be¬ 
reits angekündigt worden. Über die 
Zukunft der Druckereien in Hannover, 
Peine und Göttingen will die Konzern¬ 
spitze im Frühjahr 2014 entscheiden, 
informierte der Konzernbetriebsrat. 
Hunderte von Arbeitsplätzen werden 
davon betroffen sein. 

Rainer Butenschön, Betriebsrat der 


Verlagsgesellschaft Madsack und Vor¬ 
sitzender des Fachbereichs Medien, 
Kunst und Industrie im ver.di-Lan- 
desbezirk Niedersachsen/Bremen, be¬ 
tonte unter Beifall in seiner Rede vor 
den protestierenden Beschäftigten: 
„Die zentrale Forderung die gemein¬ 
sam die Gewerkschaften und die Be¬ 
triebsräte erheben ist: Wir wollen kei- 


„Rendite auf Kosten von 
Personal und Qualität - Ist das 
nicht Betrug am Leser?“ 


ne betriebsbedingten Kündigungen. 
Denn Arbeitslosigkeit ist ein Gewalt¬ 
akt, wie Oskar Negt sagte und solche 
Gewaltakte dürfen wir den Menschen 
nicht antun.“ Der stellvertretende ver. 
di-Vorsitzende Frank Wernecke kriti¬ 
sierte auf der Protestveranstaltung die 
Konzernpläne mit den Worten: „Tarif¬ 
flucht und Arbeitsplatzabbau sind kein 
Zukunftskonzept.“ Er zeigte die Ver¬ 
bindung des Kampfes der Journalisten 
in der diesjährigen Tarifrunde, mit den 
Warnstreiks der Potsdamer Druckerei¬ 
beschäftigten und der Kolleginnen und 
Kollegen des Kunden-Service-Centers 
(KSC) in Hannover auf. Als beispiel¬ 
haft hob er den Mut und die Ent¬ 
schlossenheit der 24 Kolleginnen und 
Kollegen des KSC hervor, die seit fast 
40 Tagen im Streik stehen und für ei¬ 
nen Haustarifvertrag und Lohnerhö¬ 
hung kämpfen, (siehe Interview, Seite 2). 
Sie wollen mit ihrem Streik nach 
13 Jahren endlich eine Lohnerhöhung 
durchsetzten und ihre Arbeitsbedin¬ 
gungen zukünftig tariflich regeln. Seit 


März 2013 fordern sie einen Hausta¬ 
rifvertrag, weil die Inflationsrate ihnen 
ihre Löhne auffrisst, weil ihre Altersar¬ 
mut damit vorprogrammiert ist. Durch 
die Art der Gestaltung der Arbeits¬ 
bedingungen und der Bezahlung sind 
viele Kolleginnen und Kollegen auf 
so genannte Aufstockerleistungen der 
Agentur für Arbeit angewiesen, unter¬ 
streichen sie. Diese Leistungen werden 
zu Lasten der Allgemeinheit, derjeni¬ 
gen die in die Arbeitslosenversicherung 
einzahlen, geleistet. Gleichzeitig fährt 
der Madsack-Konzern bei einem Um¬ 
satz von 671,5 Millionen Euro, ein Be¬ 
triebsergebnis von 30 Millionen Euro 
ein (siehe Kasten). Seit 13 Jahren ha¬ 
ben die meisten keine Lohnerhöhung 
erhalten. Gezahlt werden Stundenlöh¬ 
ne von nur 8.50 Euro bis 9.20 Euro. Die 
meisten haben nur Teilzeitstellen. Ent¬ 
sprechend niedrig ist ihre ver.di-Streik- 
unterstützung, die nach einheitlichen 
Regeln gezahlt wird, und die unterhalb 
des Lohnes liegt. Seit Juli 2013 haben 
sie Warnstreiks organisiert, seit dem 
23. September fast täglich. Am 26. Ok¬ 
tober führten sie eine Urabstimmung 
durch, auf der 95,23 % der Beschäftig¬ 
ten für einen Erzwingungsstreik stimm¬ 
ten. Die Reaktion der Geschäftsleitung 
ist eine einzige Hinhaltetaktik. Till Kal- 
tenecher, Angestellter des Kunden-Ser¬ 
vice-Centers, betonte gegenüber der 
UZ: „Die Geschäftsführung weigert 
sich, mit der Gewerkschaft ver.di über¬ 
haupt nur Gespräche aufzunehmen.“ 
Drohung statt Dialog ist das Konzept. 
Mittlerweile hat die Verlagsgesellschaft 
Madsack über Jahre gut 60 % der Be¬ 
schäftigten über Tochterfirmen, Aus¬ 
gliederungen usw. in tariffreie Zonen 
versetzt. Gleichzeitig wird der Arbeits¬ 
platzabbau fortgeführt, der durch die 
Konzentration zentraler Unterneh¬ 
mensdienste, wie Personalabrechnung 
und Datenverarbeitung, bereits begon¬ 
nen hat, bestätigte die Betriebsrätin der 
Märkischen Verlags- und Druckgesell- 
schaft in Potsdam, Karin Wagner, der 
UZ bestätigte (siehe Interview Seite 8). 
Tarifflucht bei der überwiegenden Zahl 
der Zeitungsverlage ist bundesweit an 
der Tagesordnung. Eine ganze Branche 
entzieht sich der sozialpolitischen Ver¬ 
antwortung. Diese „demokratiezerstö¬ 
rende Verantwortungslosigkeit“ wol¬ 
len die Kollegen, will ver.di nicht län¬ 
ger hinnehmen. Das unterstrich auch 
der stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Frank Wernecke in seiner Rede vor der 
Konzernzentrale von Madsack unter 
dem Beifall der Beschäftigten. 

In Deutschland gibt es elf überregio¬ 
nale Zeitungskonzerne, die zusammen 
etwa 60 Prozent der Gesamtauflagen 
verkaufen. Die restlichen 40 Prozent 
kommen von 56 kleineren Unterneh¬ 
men, die häufig regional mächtig sind. 
Diese 67 Zeitungsverlage unterhalten 
134 publizistische Einheiten (Kernre¬ 
daktionen, die alle wesentlichen Teile 
der Zeitung selbst erstellen). Schon vor 
einiger Zeit schrieb die ver.di-Zeitung 
Menschen - Machen - Medien, dass 
das Tempo der Übernahmen im Zei¬ 
tungsbereich sich beschleunigt. Seit 
dem Jahr 2000 sind mehr als 40 Fälle 
bekannt geworden, in denen Zeitungen 


ganz oder teilweise aufgekauft oder 
weiterverkauft worden sind. Das alles 
war möglich, obwohl es in Deutschland 
ein spezielles Fusionskontrollrecht für 
Presseerzeugnisse gibt. Nur in weni¬ 
gen Fällen hat das Bundeskartellamt 
die Übernahme von Zeitungsverlagen 
verhindert. Trotzdem fordern die Ver¬ 
leger seit Jahren eine Aufweichung der 
Regeln. Sie fanden schon bei Kanzler 
Schröder ein offenes Ohr, bei Kanz¬ 
lerin Merkel ein noch offeneres. Die 


Bundesregierung hat im Herbst 2011 
einen entsprechenden Entwurf vorge¬ 
legt. Würde er Gesetz, dann darf als si¬ 
cher gelten, dass sich die Zentralisation 
des Zeitungskapitals weiter beschleu¬ 
nigt. Die Folgen liegen auf der Hand: 
Mehr Macht für die Großverlage, we¬ 
niger Vielfalt. Die Konzerne haben 
den Reiz von Gemeinschaftsredakti¬ 
onen und Ausgliederungen erkannt. 
Jede neu erworbene Zeitung wird in 
solche Strukturen gepresst werden. 
Der Abbau von Arbeitsplätzen und 
von Gehaltsstandards betrifft zuerst 
die unmittelbar Betroffenen, darüber 
hinaus - weil die Zahl der verfügba¬ 
ren Stellen sinkt - alle Redakteure und 
Journalisten, (siehe auch Frankfurter 
Rundschau, WAZ, Schwarzwälder Bote 
etc.) 

Gegen diese Entwicklungen, gegen 
diese Strategien der Medienkonzer¬ 
ne der Ausgliederungen von Abtei¬ 
lungen, der vorangetriebenen Tarif¬ 
flucht, der Arbeitsverdichtung und des 
Lohndumpings, ist gewerkschaftliche 
Gegenwehr dringend notwendig. Das 
zeigt auch die laufende Tarifrunde für 
die 14 000 Redakteurinnen und Redak¬ 
teure und Freie bei den Tageszeitungen. 
Die fünfte Verhandlungsrunde, die we¬ 
nige Tage vor dem konzernweiten Ak¬ 
tionstag bei Madsack stattfand, machte 
deutlich, dass die Verleger die Journa¬ 
listinnen und Journalisten nach Jahren 
des Reallohnverlusts mit einer Einmal¬ 


zahlung für 2014 und dann erst einer 
Gehaltserhöhung von maximal 1,4 Pro¬ 
zent abspeisen wollen, während es für 
viele Redakteurinnen und Redakteure 
besonders im Norden eine komplette 
Nullrunde bis mindestens Ende 2015 
geben soll. Gleichzeitig sollen das Ur¬ 
laubsgeld und die Jahressonderleistung 
gekürzt werden. Der Urlaubstagean¬ 
spruch solle darüber hinaus eingefro¬ 
ren werden und für Neueinzustellende 
auf 30 Tage reduziert werden. Und das 


ist nur ein kleiner Ausschnitt aus dem 
von den Verlegern vorgelegten Streich¬ 
katalog. „Jetzt gilt es, den Protest gegen 
die Verschlechterungspläne des Verle¬ 
gerverbandes zu verstärken“, kündigte 
der stellvertretende ver. di-Vor sitzende 
Wernecke nach der Tarifverhandlung 
an. 

Eine Vernetzung des Widerstandes, die 
gemeinsame Organisierung von Warn¬ 
streiks aller Betroffenen in der Me¬ 
dienbranche, die Organisierung von 
Streik- und Bürgerkomitees, die Her¬ 
stellung einer breiten Gegenöffentlich¬ 
keit gegen die Macht der Medien, ge¬ 
gen das Schweigen dieser Medien über 
die „Gewaltakte“ gegenüber ihren Be¬ 
schäftigten, dazu fordert die Strategie 
der Zeitungskonzerne heraus. 

„Das war heute ein Auftakt, der Kampf 
geht weiter“, wie Rainer Butenschön 
unter Jubel und Trillerpfeifenlärm den 
Streikenden von Madsack zu rief. Ein 
Kampf der breite Unterstützung und 
langen Atem braucht, mit oder ohne 
strahlenden Sonnenschein. 

Wolfgang Teuber 

Solidarität, Spenden, Postkartenpro¬ 
testaktion, Streikunterstützung usw. 
für die Streikenden beim Kunden- 
Service-Center: Siehe unter www.ksc- 
haustarif.de.tl/Startseite.htm 
Fragen, Termine: Fbo8-nds-hb@cver- 
di.de 


Die Verlagsgesellschaft Madsack 

Der Madsack-Konzern erzielte laut wikipedia im Geschäftsjahr 2012 mit seinen 5 835 Beschäftigten einen Umsatz von 
671,5 Millionen Euro. Das Betriebsergebnis betrug 30 Millionen Euro. 

Die Verlagsgesellschaft Madsack GmbH & Co. KG (mediale Eigenbezeichnung Mediengruppe Madsack) ist ein deutscher 
Medienkonzern mit Sitz in Hannover. Das Kerngeschäft bilden regionale Tageszeitungen in Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Hessen und Sachsen-Anhalt. Die durchschnittlich verkaufte Auflage der 18 
Zeitungstitel, an denen die Mediengruppe mehrheitsbeteiligt ist, belief sich 2012 auf 939 590 Exemplare. Darüber hinaus 
engagiert sich Madsack in weiteren Mediengattungen (rund 40 Anzeigenblätter, Online, Apps,TV-Produktion, Hörfunk) 
und Dienstleistungsbereichen (Logistik, Call-Center). 

Nach einer Untersuchung der Fachzeitschrift Media Perspektiven ist die Mediengruppe das sechstgrößte Verlagshaus 
Deutschlands. Täglich werden rund 2,7 Millionen Leser mit den Zeitungen der Mediengruppe erreicht (Media Analyse 
2012). Zu den auflagenstärksten Titeln gehören die Leipziger Volkszeitung, die Ostsee-Zeitung und die Hannoversche 
Allgemeine Zeitung. Die 18 Zeitungstitel sind: Dresdner Neueste Nachrichten, Gelnhäuser Neue Zeitung, Göttinger Ta¬ 
geblatt, Eichsfelder Tageblatt, Hannoversche Allgemeine Zeitung, Leipziger Volkszeitung, Lübecker Nachrichten, Märki¬ 
sche Allgemeine Zeitung, Naumburger Tageblatt, Neue Presse, Oberhessische Presse, Ostsee-Zeitung, Peiner Allgemei¬ 
ne Zeitung, Schaumburger Nachrichten, Waldeckische Landeszeitung/Frankenberger Zeitung, Wolfsburger Allgemeine 
Zeitung/Aller-Zeitung. 



Protest der Beschäftigten gegen den Geldsack Madsack auf dem konzernwei¬ 
ten Aktionstag am 13. November in Hannover 



Seit 13 Jahren haben sie keine Lohnerhöhung mehr bekommen. Seit über 40 
Tagen stehen die KSC-Kollegen von Madsack im Streik. 
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Hamburger Flüchtlingsdemonstration. 

Wir sind hier, um zu bleiben 

Hamburger Flüchtlinge organisieren sich 


Behördliche Straftat mit Brandbeschleunigern? 

Strafanzeige gegen unbekannte Polizeibeamte wegen Totschlags oder Mordes 


L ampedusa ist das geflügelte 
Wort für das europäische Flücht¬ 
lingselend. Ein Synonym für die 
Flüchtlinge, die aus Afrika via Mittel¬ 
meer nach Europa gelangen - jeden¬ 
falls sofern sie an dem militärischen 
Flüchtlingsabschirmdienst Frontex 
vorbei kommen - und hier unter den 
abenteuerlichsten Umständen leben 
oder besser: überleben müssen. Meh¬ 
rere Hundert solcher Flüchtlinge sind 
in Hamburg gestrandet, einer Region 
der Welt, in der zu leben sie niemals die 
Absicht hatten, rechtlos, ohne Papiere, 
ohne Geld und ohne Dach über dem 
Kopf. Ein Teil von ihnen hat sich or¬ 
ganisiert, um unter dem Motto „Lam¬ 
pedusa in Hamburg - Wir sind hier um 
zu bleiben“ ein Bleiberecht für sich und 
andere Geflüchtete zu erstreiten. Eine 
Forderung, die immer breitere Unter¬ 
stützung in der Hamburger Bevölke¬ 
rung findet. Bloß nicht im Senat, da 
heißt es immer nur „zurück nach Ita¬ 
lien, aber flugs“ 

Seit Ende 2012 sind sie in Hamburg, bis 
Mitte April konnten sie am Winternot¬ 
programm teilnehmen und hatten eine 
zwar provisorische, aber immerhin doch 
eine Unterkunft. Anschließend lebten 
sie monatelang auf der Straße. Ein Zelt¬ 
lager, das sie in einem Park nahe der 
Elbe aufgeschlagen hatten, wurde von 
der Polizei geräumt. Taksim lässt grü¬ 
ßen. Unterdessen bekam ein Teil Asyl 
in der St. Pauli-Kirche im gleichnami¬ 
gen Stadtteil und zum Winter können 
sie in beheizbare Container ziehen. 

Bei den Flüchtlingen handelt es sich 
um Menschen aus verschiedenen afri¬ 
kanischen Staaten, u.a. Togo, Ghana 
und der Elfenbeinküste, die sich als 


Die italienischen Behörden 
sollen den Flüchtlingen jeweils 
500,- Euro und ein Schengen- 
Visum in die Hand gedrückt und 
sie aufgefordert haben, damit 
in andere EU-Staaten weiter zu 
reisen. 


Arbeitskräfte in Libyen verdingt hat¬ 
ten und dort in die Gesellschaft integ¬ 
riert lebten und arbeiteten. Quasi über 
Nacht, nach Beginn der Bombardierung 
am 19. März 2011, wurden sie zu Kriegs¬ 
flüchtlingen. Durch das Mittelmeer, an 
Frontex vorbei, gelangten sie nach Itali¬ 
en. Dem Spiegel zufolge lebten sie dort 
in Flüchtlingslagern, die Ende 2012 
aufgelöst wurden. Die italienischen Be¬ 
hörden sollen den Flüchtlingen jeweils 
500,- Euro und ein Schengen-Visum in 
die Hand gedrückt und sie aufgefordert 
haben, damit in andere EU-Staaten wei¬ 
ter zu reisen, vielleicht nach Deutsch¬ 
land, Belgien, Holland oder Schweden. 
Die Betroffenen haben sich mittler¬ 
weile unter dem Motto „Lampedusa in 
Hamburg“ organisiert, und unterstützt 
durch die Karawane für die Rechte von 
Flüchtlingen und Migrantlnnen began¬ 
nen sie vor Monaten, auf ihr Schicksal 
aufmerksam zu machen. Sofort boten 
Wohnprojekte Schlaf- und Waschmög¬ 
lichkeiten an, ein Informationszelt wur¬ 
de in der Nähe des Hauptbahnhofs auf¬ 
gebaut, Geld- und Sachspenden gesam¬ 
melt. Andere Organisationen wie der 
Flüchtlingsrat, Jugendverbände, Kir¬ 
chen, Gewerkschaften und die Partei 
„Die Linke“ beteiligten sich an den So¬ 
lidaritätsaktionen. 

Tausende Menschen unterschrieben 
Erklärungen und eine Petition an den 
Senat, den Betroffenen ein Bleiberecht 
einzuräumen. Allen voran die Ausch¬ 
witz-Überlebende Esther Bejarano. 
Mehr als 100 Anwältinnen und Anwäl¬ 


te bieten dem Senat in einer gemeinsa¬ 
men Erklärung juristische Argumenta¬ 
tionshilfe, die Schülerinnen und Schü¬ 
ler einer Schule nahe der Kirche, in der 
die Flüchtlinge untergekommen sind, 
forderten in einem offenen Brief, ihre 
Turnhalle als Schlafplatz zur Verfügung 
zu stellen. Die Eltern der Kids schlos¬ 
sen sich der Forderung ihrer Spröss¬ 
linge an. Die Bewohnerinnen und Be¬ 
wohner der Hafenstraße unterstützen 
die Lampedusa-Flüchtlinge, der FC St. 
Pauli, Künstlerinitiativen und Studie¬ 
rende initiierten gemeinsame Projek¬ 
te mit ihnen. „Über den Sommer sind 
sie zu St. Paulianern geworden“, war 
irgendwo zu lesen. Über Wochen gab 
es jeden Tag Aktionen für das Bleibe¬ 
recht, Demonstrationen mit Tausenden 
von Menschen, die Schätzungen liegen 
zwischen 12 000 und 25 000. 

Die Unterstützung ist bunt und vielfäl¬ 
tig. Lediglich die Verlautbarungen aus 
dem ehrwürdigen Rathaus sind etwas 
eintönig und klingen nach Endlosband. 
Außer „Bleiberecht nein!“ ist vom Ers¬ 
ten Bürgermeister Olaf Scholz und 
dem Innensenator Michael Neumann 
(beide SPD) eigentlich nix zu hören. 
Angeblich sind dem Senat die Hände 
gebunden - wegen der europäischen 
Abkommen, denen zufolge die Betrof¬ 
fenen Asylanträge in Italien stellen 
müssten, weil sie dort nun einmal euro¬ 
päischen Boden erreicht haben. Aller¬ 
dings lässt die Bundesgesetzgebung die 
Möglichkeit des Gruppen-Asyls unab¬ 
hängig von der EU-Gesetzgebung zu. 
Die Reaktion des Senats auf die viel¬ 
fältige Unterstützung ist die Durch¬ 
führung von Personenkontrollen, völ¬ 
lig wahllos bei Menschen mit dunkler 
Hautfarbe, im Umfeld der St. Pauli-Kir¬ 
che. Ziel ist es, die Flüchtlinge aufzu¬ 
greifen und so ihre Identitäten heraus¬ 
zubekommen. Die Flüchtlinge weigern 
sich, diese zu offenbaren, da dies den 
Anfang vom Ende des Lebens in Ham¬ 
burg, sprich die Abschiebung nach Ita¬ 
lien bedeuten würde. Da sind sich An¬ 
wältinnen, Beratende und Unterstüt¬ 
zende einig und es wird nicht einmal 
vom Senat bestritten. 

Nachdem die Bezirks Versammlung Al¬ 
tona sich die Aufstellung von beheiz¬ 
baren Containern nicht hat verbieten 
lassen - mit den Stimmen der CDU üb¬ 
rigens - unternahm Neumann einen er¬ 
neuten Versuch, an die Identitäten der 
Betroffenen zu kommen. Alle, die dort 
überwintern wollten, müssten sich of¬ 
fiziell registrieren lassen, so seine For¬ 
derung. Das haben selbige dankend ab¬ 
gelehnt, und sind trotzdem eingezogen. 
Wie der Senat mit registrierten Flücht¬ 
lingen in den Containerdörfern umgeht, 
wurde den St. Paulianern im Stadtteil 
Lokstedt vorgeführt: Auf einem Park¬ 
platz nahe des Tierparks Hagenbeck 
wurden Container zur Aufnahme von 
Flüchtlingen errichtet. Eine Anwohner- 
Initiative wurde schon vor Eintreffen 
der ersten Flüchtlinge gegründet, um 
zu überlegen, wie den Geflohenen der 
Aufenthalt so angenehm wie unter den 
Umständen möglich gemacht werden 
könne. Das war kurz nachdem die rech¬ 
ten Wutbürger in Berlin-Hellersdorf 
gegen die Flüchtlinge zu Felde gezo¬ 
gen waren. Die Betreuung der Contai¬ 
nerbewohnerinnen und -bewohner war 
und ist vielen in Lokstedt ein großes 
Anliegen. Womit aber niemand rech¬ 
nen konnte, ist die Herzlosigkeit des 
Senats: die Flüchtlinge leben dort qua¬ 
si auf dem Präsentierteller. Der Senat 
hat jederzeit Zugriff auf sie und nutzt 
diesen auch weidlich für Abschiebun¬ 
gen im Morgengrauen. Birgit Gärtner 


Wer ermordete am 7. Januar 2005 den 
Schwarzafrikaner Oury Jalloh im Des¬ 
sauer Polizeiknast? Der grundlos, trotz 
zweifelsfreier Identifizierung einge¬ 
sperrte 21-jährige Asylsuchende aus 
Sierra Leone verbrannte dort bei le¬ 
bendigem Leib - in Hand- und Fuß¬ 
fesseln auf einem Podest fixiert. Wie 
die genaue Todesursache sind auch die 
Umstände der fraglichen halben Stun¬ 
de zwischen Feuerausbruch und Auf¬ 
finden der bis zur Unkenntlichkeit ver¬ 
kohlten Leiche weiterhin unklar. 

Die für die Familie und Freunde des 
Opfers tätige Nebenklage trug in Mag¬ 
deburg einiges dazu bei, die These von 
der Selbstverbrennung massiv zu er¬ 
schüttern. Trotzdem wurden seitens 
der Staatsanwaltschaft keine neuen, 
adäquaten Ankla¬ 
gen erstellt oder 
adäquate Beweis¬ 
mitteluntersuchun¬ 
gen durch das Ge¬ 
richt veranlasst. Es 
bestünden keine neuen Anknüpfungs¬ 
punkte, dass sich Dritte Zugang zu Zel¬ 
le Nr. 5 verschafft haben könnten. 
Deshalb zeigten am 11. November 
sechs namhafte Einzelpersonen um 
Freund Mouctar Bah namens der Ini¬ 
tiative „Im Gedenken an Oury Jalloh“ 
e. V. unbekannte Polizeibeamte bei Ge¬ 
neralbundesanwalt Harald Range an. 
Dem Vorwurf, sie hätten sich im To¬ 
desfall Oury Jalloh des Totschlags oder 
Mordes schuldig gemacht, liegt ein neu¬ 
es, unabhängiges Brandgutachten von 
Maksim Smirnou zugrunde. Es wurde 


von der Initiative auf Spendenbasis 
finanziert. Der begutachtende weiß¬ 
russische Thermophysiker ist an der 
Universität von Lancashire tätig. Aus 
seinen ersten, einsehbaren Ergebnis¬ 
sen ergeben sich neue schwerwiegen¬ 
de Hinweise, die die Möglichkeit einer 
ohnehin hypothetischen Selbstentzün¬ 
dung ausschließen, betont die Initiati¬ 
ve. Analytisch ausgewertete Versuchs¬ 
anordnungen, die per Internetvideo 
emotional und rational mitvollzogen 
werden können, stellen bei verschiede¬ 
nen Temperaturen den Verbrennungs¬ 
prozess des in der Zelle verwendeten 
Matratzentyps dar. Je nach klein- oder 
großflächiger Öffnung des feuerfesten 
Bezugs wird die einhergehende gifti¬ 
ge Gasentwicklung dokumentiert. Sie 


beweist, dass zur Tat Brandbeschleu¬ 
niger eingesetzt worden sein müssen. 
Ein schon am 7. 1. 2005 angeordneter 
Untersuchungsnachweis war unerklärt 
„unterblieben“. Als variable Auflagen 
auf einem Matratzentyp, wie er im Des¬ 
sauer Knast verwendet wurde und je¬ 
weils unter realitätsnahen Zeit- und 
Raum-Bedingungen abbrennen sollte, 
verwendete Smirnou im Mai und No¬ 
vember 2013 textilumhüllte Schweine¬ 
kadaver. Doch nur mit Brandbeschleu¬ 
nigern kamen in kurzer Zeit annähernd 
so tiefe Haut-, Muskel- und sogar Kno¬ 


chenverbrennungen zustande wie beim 
Mord an Oury Jalloh. Obwohl der vier¬ 
te Versuch nicht voll übereinstimmte, 
musste er vorzeitig mit Wasser einge¬ 
dämmt werden, damit fünf Liter explo¬ 
siv verbrennendes Benzin beherrsch¬ 
bar blieben. 

Daraus ergeben sich notwendig neue Er¬ 
mittlungsansätze zur Klärung von Aus¬ 
bruch und Verlauf des Feuers in Zelle 
Nr. 5. Die Initiative wende sich aus dem 
Grund an Generalbundesanwalt Range, 
„weil es sich im vorliegenden Fall um 
eine besonders schwere Straftat mit Be¬ 
zug zur inneren Sicherheit und Verfass- 
heit der Bundesrepublik Deutschland 
handelt, da die zu ermittelnden Täter 
notwendigerweise exekutive Amtsträ¬ 
ger des Bundeslands Sachsen-Anhalt 
sein müssen. Poli¬ 
zei, staatsanwalt- 
schaftliche Ermitt¬ 
lungsorgane und 
die Justiz Sachsen- 
Anhalts haben in 
mittlerweile neun Jahren eine rechts¬ 
staatliche Aufklärung des Falles, trotz 
höchstrichterlichem Gebot, boykottiert. 
Der Anspruch einer rückhaltlosen Auf¬ 
klärung der Todesumstände Oury Jal- 
lohs erscheint uns in weiterer Zustän¬ 
digkeit der Landesbehörden Sachsen- 
Anhalt nicht umsetzbar.“ 

Hilmar Franz 

Link zur Pressekonferenz mit Film im Inter¬ 
net: http://gateway.make.tv/api/hls/embed/? 
t=59 535MTV1384177108 886161 133&w= 
760&h=345 


Ein deutscher Skandal 

Polizei und Justiz im Falle Oury Jalloh 


richtsurteils. Zentral setzt es den 
„Fund“ eines angeblich unter der 
Leiche geborgenen Feuerzeugs in 
einer Asservatensammlung vor- 


ten Matratzenumhüllung gezündelt. 
Oder: Mit der danach eigens beab¬ 
sichtigten Flammeninhalation wäre 
er für den angenommenen tödlichen 



Bereits vor der bezweckten Beweis¬ 
sicherung bricht die noch am Tattag 
aufgenommene Video-Dokumenta¬ 
tion des Landeskriminalamts Sach¬ 
sen-Anhalt nach vier Minuten ab. Der 
aufnehmende Videograf nennt schon 
beim Hinabsteigen in den verrußten 
Arrest-Trakt die amtlich beizubehal¬ 
tende Hypothese einer angeblichen 
Selbstverbrennung, er wiederholt 
die vorformulierte „Tatsache“ sogar. 
Dieser von vornherein feststehenden 
„Lesart“, ein gängiges bundesdeut¬ 
sches Produkt der ausländer- und 
rassistischen Sondergesetzgebung 
seit den neunziger Jahren, folgt im 
Zeugenstand die hartnäckige Lo¬ 
gik des taktischen „Belügens und 
Schweigens“ (so Richter Steinhoff 
2008 in Dessau). 

Das in Magdeburg im Dezember 
2012 ergangene Revisionsurteil ge¬ 
gen den ehemaligen Dienstgruppen¬ 
leiter Schubert im rassistisch berüch¬ 
tigten Dessauer Polizeirevier -10 800 
Euro Geldstrafe wegen fahrlässiger 
Tötung - ist die erste, noch nicht 
rechtskräftige Verurteilung in lücken¬ 
haften erst- und zweitinstanzlichen 
Verfahren. Eine Reihe von Tatsachen 
und Indizien wurde strafrechtlich 
kaum gewürdigt: die gemeinschaftli¬ 
che Freiheitsberaubung mit Todesfol¬ 
ge; eine bezeugte, aber undokumen¬ 
tierte Zellenbegehung durch zwei 
namentlich benannte Polizisten 15 
Minuten vor Ausbruch des Feuers; 
zeitnah über die Gegensprechanla¬ 
ge vernommene plätschernde Ge¬ 
räusche in der Zelle, über die Schu¬ 
bert informiert wurde; das im Urin der 
sezierten Leiche nicht nachweisbare 
Stresshormon Noradrenalin, was da¬ 
rauf schließen lässt, dass Oury Jalloh 
während des ausbrechenden Feu¬ 
ers bewusstlos war. Nachholendes 
Röntgen bei einer zweiten, von der 
Initiative bezahlten Autopsie mach¬ 
te einen Nasenbeinbruch sichtbar, 
dessen Herkunft nicht geklärt ist. 
Im Verwirrspiel der Aussagen wurde 
nun ein Bauernopfer fällig. Schuberts 
mit Milde durchbrochenes Schwei¬ 
gen trägt allerdings wenig zur Auf¬ 
klärung bei. 

Der Bundesgerichtshof lässt sich 
Zeit mit der Prüfung des Landge- 


aus, die erst mit zweitägiger Ver¬ 
zögerung - also nach sicherer Ver¬ 
flüchtigung eventuell nachweisbarer 
Brandbeschleuniger - untersucht 
wurde. Entfällt nun auch jenes An¬ 
fangsglied in der Kette manipulier¬ 
ter bis unzureichend gesicherter 
Beweismittel, muss erst recht das 
Wirken Dritter untersucht werden. 
Beim untergeschobenen Fremdkör¬ 
per gibt es keine klar zuzuordnen¬ 
den DNA-Spuren. Eingeschmolzene 
Textilfaserreste auf seiner Unterseite 
entstammen nicht Oury Jallohs Klei¬ 
dung, es sind auch keine Schaum¬ 
stoffreste von der geöffneten Ma¬ 
tratze. Ohne herbeihalluziniertes 
Feuerzeug in den Händen des kaum 
bewegungsfähigen Opfers sind die 
pirouettenartig hochstilisierten Er¬ 
klärungsmuster berufener deutscher 
Brandsachverständiger lächerlich. 
Gemäß ihrem stets eingegrenzten 
Untersuchungsauftrag wurde erklärt, 
der mehrfach durchsuchte Gefessel¬ 
te habe in nur 15 verbleibenden Mi¬ 
nuten Aufmerksamkeit erregen wol¬ 
len und deshalb unter der feuerfes- 


Hitzeschock selbst verantwortlich. 
Dienstgruppenleiter Schubert, ver¬ 
antwortlich für das Leben Inge¬ 
wahrsamgenommener, wurde dafür 
verurteilt, er habe erwiesenermaßen 
Rettungsmöglichkeiten durch wie¬ 
derholtes Abschalten und Wieder¬ 
hochfahren der Feueralarmanlage 
verzögert. Statt rechtzeitig loszuge¬ 
hen und einen der - versteckten - 
Feuerlöscher zu nehmen, wartete er 
bis zum Auslösen des Rauchalarms 
für das gesamte Gebäude. Sein 
übergeordneter Revierleiter war vor 
ihm in Zelle 5, um Oury Jalloh ver¬ 
geblich mit einem Deckenüberwurf 
vor Flammen zu schützen. Starke 
Rauchentwicklung habe weiteren 
Aufenthalt unmöglich gemacht. 30 
Minuten nach Brandausbruch wuss¬ 
te die Feuerwehr noch nicht, dass 
sie die vermisst gemeldete Person in 
Bodennähe fixiert suchen sollte. Die 
Matratze unter der stark brennenden 
Leiche war fast komplett durchge¬ 
brannt, doch an den Rändern mit 
den verschlossenen Hand- und Fuß- 
Fixierungen noch intakt. 


„... eine besonders schwere Straftat mit Bezug zur inneren Sicherheit 
und Verfasstheit der Bundesrepublik Deutschland [...], da die zu 
ermittelnden Täter notwendigerweise exekutive Amtsträger des 
Bundeslands Sachsen-Anhalt sein müssen ..." 
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Die große Koalitions-Werbeshow 

SPD-Parteitagsdelegierten schwant Böses 


D er SPD-Parteitag in Leipzig ver¬ 
lief im Großen und Ganzen so, 
wie es sich die Parteiführung 
vorgestellt hatte. Der Parteivorsit¬ 
zende Gabriel hielt ein 90-minütiges 
Referat. Er selbst bezeichnete es als 
ein sehr nachdenkliches. Es war ein 
einerseits und andererseits, insgesamt 
ein für eine große Koalition werben¬ 
des. Gabriel weiß sehr wohl um die Be¬ 
unruhigung, die es über diese Planung 
an der Basis gibt. Und er machte es 
wieder mal geschickt, die Karte aus¬ 
zuspielen, die „Verantwortung für das 
Land“ heißt, Verantwortung, die von 
Sozialdemokraten jetzt - „ganz Euro¬ 
pa schaut auf uns“ (Gabriel) - erwar¬ 
tet wird. Dem darf sich die Parteibasis 
nicht verschließen. 

Zur großen SPD-Schau in Leipzig 
gehörte natürlich darzustellen, wie 
schwer es die SPD mit einer einver¬ 
nehmlichen Lösung der Koalitionsfra¬ 
ge zwischen Parteiführung und Mit¬ 
gliedschaft hat. Dazu gehörte in den 
Diskussionen nicht das Vortragen von 
Bedenken, das Begehren nach der so¬ 
zialdemokratischen Handschrift, die 
der Koalitionsvertrag schließlich ha¬ 
ben müsse. Und es gehörten auch die 
Wahlergebnisse zum Parteivorsitzen¬ 
den und seinen Stellvertretern, zur 
Generalsekretärin und zum Parteivor¬ 
stand dazu, die gehörigen Unmut auf¬ 
zeigten - oder der Mitgliedschaft und 
dem Koalitionspartner aufzeigen soll¬ 
ten. Gleich sieben Landesvorsitzende 
scheiterten zunächst an der 50-Pro- 
zent-Hürde. Erst nach einem Eingrei¬ 
fen des Parteivorsitzenden „so geht 
das nicht, Genossen“ wählten die De¬ 
legierten richtig und die zunächst Ge¬ 
scheiterten in den Parteivorstand. Man 
braucht sie dringend in den nächsten 


Wochen, wo der Mitgliederentscheid 
ansteht und die Meinung des Vorstan¬ 
des durchgesetzt werden muss. Es war 
sicherlich kein Zufall - und auch eine 



Antwort auf einen immer wieder hoch¬ 
geredeten „Linksschwenk“ der SPD -, 
dass ausgerechnet Hilde Mattheis, die 
im Parteivorstand als einziges Mitglied 
gegen eine große Koalition gestimmt 
hatte, auf der Strecke blieb. 

Der SPD-Parteitag hatte - Koaliti¬ 
onspoker hin oder her - notwendige 
Tagesordnungspunkte abzuhandeln, 
wie Grundsatzreferate, Anträge, Dis¬ 
kussionen und Parteiwahlen. Bundes¬ 
weite Aufmerksamkeit fand der An¬ 
trag „Perspektiven. Zukunft. SPD!“ 
dadurch, dass er die in vielen Medi¬ 
en dargestellte „Öffnung der SPD“ 
zur Kooperation mit der Partei „Die 
Linke“ beschloss. 2017 will die SPD 
mit der Linkspartei neben den Grü¬ 
nen eine weitere Koalitionsmöglich¬ 


keit haben. Natürlich unter der Be¬ 
dingung, dass die Linkspartei weitaus 
„größere Schritte“ als die SPD machen 
müsse. Die neue Beschlusslage ist nach 
den 23 Jahren hermetischer Abriege¬ 
lung einer Kooperation mit der PDS 
bzw. der Linkspartei durch die SPD ein 
wichtiger Schritt zu neuen Erkenntnis¬ 
sen für das Jahr 2017. Doch die ersten 
Nagelproben kommen bereits 2014 auf 
die SPD zu. Denn da kann sie bei den 
Landtagswahlen in Thüringen, Sach¬ 
sen-Anhalt und Sachsen zeigen, wie sie 
es mit eventuellen Koalitionen mit der 
Linkspartei hält. Bislang war sie dort 
eher bereit mit der CDU zu koalieren 
anstatt mit der zweistärksten parla¬ 
mentarischen Kraft. Nun erklärte der 
stellvertretende thüringische Minister¬ 
präsident, Matschie (SPD), neu nach- 
denken zu wollen, ob eine Koalition 
unter Führung der Partei „Die Linke“ 
in Thüringen machbar sei. 

Auch dieser Diskussionspunkt macht 
eigentlich die ausschließlich parlamen¬ 
tarische Fixiertheit, das Buhlen um Mi¬ 
nistersessel um fast jeden Preis deut¬ 
lich. Wer von der SPD Orientierungen 
auf gewerkschaftliche, betriebliche und 
außerparlamentarische B ewegungen, 
die für einen Politikwechsel entschei¬ 
dend sind, erwartet, ist in der falschen 
Partei. Daran ändert auch der bemer¬ 
kenswerte Beschluss „Starke Kommu¬ 
nen für ein gerechtes Land“ nichts. Die 
Finanzkraft für die Kommunen müsse 
gestärkt werden, aber wie das mit der 
SPD unter den gegenwärtigen Bedin¬ 
gungen gehen soll, wird ausgeblendet. 
In dem Beschluss geht es um: 

• gleichwertige Lebensverhältnisse in 
Stadt und Land; 

• präventive Bildungs-, Familien- und 
Sozialpolitik, Inklusion leben; 


• Meisterung der Herausforderungen 
des demografischen Wandels; 

• Sicherung bezahlbarer Mieten, Ge¬ 
staltung des sozialen Staats; 

• Erhaltung der Verkehrsinfrastruktur, 
Sicherung der Mobilität; 

• Leistungsfähige Daseinsvorsorge. 
Auch dieser Tagesordnungspunkt, zu 
dem der Parteivorsitzende ein weite¬ 
res Grundsatzreferat hielt, war vom 
Koalitionspoker überschattet. Denn 
das ganze Parteitagsszenario verfolg¬ 
te das Ziel: Stimmung machen und Wi¬ 
derstände brechen, um zu Weihnach¬ 
ten eine große Koalitionsregierung be¬ 
scheren zu können. 

„Wird der Mitgliederentscheid zum 
Harakiri-Manöver“, fragt die „Frank¬ 
furter Allgemeine Zeitung“ in einem 
Bericht über den Parteitag. Große Sor¬ 
gen macht sich da der hessische SPD- 
Generalsekretär für den Fall, „dass die 
Parteiführung die Annahme des Koali¬ 
tionsvertrags empfiehlt, die Mitglieder 
aber anders entscheiden“. 

Dazu findet Anfang Dezember per 
Briefwahl eine Abstimmung der Mit¬ 
glieder statt, die SPD-MdB Bartels aus 
Kiel als „ungewöhnlich hohes Risiko“ 
sieht. Der Berliner SPD-Landesvor- 
sitzende, Stoß, wird mit den Worten 
zitiert: „Wenn wir den Mitgliedern 
einen Koalitionsvertrag vorlegen, in 
dem der gesetzliche Mindestlohn von 
8,50 Euro oder die doppelte Staatsbür¬ 
gerschaft oder die abschlagsfreie Ren¬ 
te nach 45 Beitragsjahren nicht enthal¬ 
ten sind, dann können wir uns gleich 
das Porto sparen“. 

Auch in anderen Landesverbänden sei 
die Stimmung derzeit noch mehrheit¬ 
lich gegen eine Koalition mit der CDU 
und CSU. Es sei ein „Harakiri-Manö¬ 
ver“ wird geäußert. 


Auch an der zentralen Diskussions¬ 
plattform der SPD-Homepage geht 
die momentan aufgeladene Stimmung 
der Mitgliedschaft nicht vorbei. Dort 
schrieb u.a. Genosse Benno Thiel: 
„Wir brauchen neue Impulse. Die kön¬ 
nen aber nicht vom selben Führungs¬ 
personal kommen, welches die Partei 
auf 25 Prozent herunter gewirtschaftet 
hat. Alles, worüber jetzt geheult wird, 
ist hausgemacht. Die gesamte Agen¬ 
da 2010 gehört auf den Müllhaufen 
der Geschichte.“ Ihm stimmt Volker 
Rockel voll zu: „Die Impulse ... rei¬ 
chen allenfalls so weit, dass man das 
eigene politische Handeln oder Nicht- 
Handeln in der Vergangenheit nicht in 
Frage stellt. Und was ist dafür besser 
geeignet als eine Neuauflage der gro¬ 
ßen Koalition?“ Und Genosse Wolf¬ 
gang Hopf meint zu den Parteiwahlen: 
„Solche Wahlergebnisse, ohne Gegen¬ 
kandidat, müssten doch die Oberen 
aufrütteln. Fehlanzeige! Die große Ko¬ 
alition war von Anfang an gewollt. Die 
Posten sind schon verteilt. Die SPD ist 
auf dem besten Weg nicht mehr wähl¬ 
bar zu werden“, meint Wilfried Hopf. 
Ungeachtet dessen schwor SPD-Vor- 
sitzender Gabriel auf dem Parteitag, 
dass es „kein Ausverkauf sozialdemo¬ 
kratischer Ideen“ mit ihm geben wer¬ 
de. Die Seele der Sozis muss er schon 
streicheln: „Ich werde die SPD im 
150. Jahr ihres Bestehens nicht in eine 
Koalitionsvereinbarung hineinführen, 
von der ich als Sozialdemokrat nicht 
überzeugt bin.“ Und nachdem er die 
SPD fast schon ausgeliefert hat, don¬ 
nert er gleich hinterher: „Jetzt müsst 
ihr liefern, liebe Freunde von der Uni¬ 
on.“ Ob der Koch sich vom Kellner so 
unterweisen lassen wird, werden wir in 
einer Woche sehen. Rolf Priemer 


„Erschüttert, erfreut und inspiriert“ 

Holocaust-Überlebende Esther Bejarano mit dem Preis der ethecon Stiftung geehrt 



Am vergangenen Wochenende fand 
in Berlin die 10. Tagung der Stiftung 
ethecon statt, die die über 100 Teilneh¬ 
mer tief bewegte und begeisterte. Seit 
2006 verleiht die Stiftung alljährlich 
zwei Preise, den Blue Planet Award 
für Persönlichkeiten, die sich für den 
Erhalt bzw. die Rettung des „Blauen 
Planeten“ eingesetzt haben und den 
Black Planet Award, der Persönlich¬ 
keiten brandmarkt, die an der Schän¬ 
dung unserer Erde beteiligt sind. 

Auf der diesjährigen Tagung von ethe¬ 
con - Stiftung Ethik & Ökonomie 
hat Esther Bejarano, eine der letz¬ 
ten Überlebenden des Mädchenor¬ 
chesters von Auschwitz, den Interna¬ 
tionalen ethecon Blue Planet Award 
2013 verliehen bekommen. Mit dem 
von der Fotokünstlerin Prof. Katha¬ 
rina Mayer gestalteten Preis wurde 
ihr jahrzehntelanger, unermüdlicher 
Einsatz für Frieden und gegen Anti¬ 
semitismus, Rassismus und Faschis¬ 
mus geehrt. „Ich war erschüttert, an 
Esthers Leben nachzuverfolgen, wie 
die Faschisten Menschen ausgrenz¬ 
ten, demütigten, einsperrten, folterten 
und vernichteten. So eine kleine zar¬ 
te Frau - und soviel Gemeinheit, Hass 
und Verbrechen ihr gegenüber,“ sagte 
die Bundestagsabgeordnete der Frak¬ 
tion „Die Linke“, Gesine Lötzsch in 
ihrer Laudatio. „Ich war erfreut, weil 
Esther Bejarano so viele Menschen 
traf, die ihr halfen und damit ihr Le¬ 
ben retteten.... Ich war inspiriert, weil 
Esther Bejarano mit ihrem Buch bei 
mir auch neues Nachdenken ausgelöst 
hat.“ Nach der Preisverleihung las Es¬ 
ther Bejarano aus ihren neuen Buch 
„Erinnerungen - Vom Mädchenor¬ 
chester in Auschwitz zur Rap-Band 
gegen rechts“, vor. Mit bewegenden 
Worten schilderte sie ihre Zeit im KZ 
Auschwitz bis zu ihrer Befreiung. Das 
Publikum reagierte, ergriffen und vol¬ 
ler Hochachtung, mit stehenden Ova¬ 
tionen. 

Esther Bejarano bedankte sich mit 
einem Abendkonzert gemeinsam mit 


der Microphone Mafia, in dessen Vor¬ 
programm der Hiphopper Kern auf¬ 
trat. Die fast 89-Jährige meinte mit be¬ 
wundernswertem Elan: „Auf der Büh¬ 
ne sind wir drei Generationen und drei 
Religionen. Wir singen gegen Faschis¬ 
mus und Krieg.“ Im vollbesetzten Saal 
begeisterte das ein Publikum zwischen 
17 und 77. 

Der Black Planet Award, ging an die 
Vorstandsvorsitzenden Anshu Jain 
und Jürgen Fitschen sowie weitere 
Managerinnen und Großaktionärln- 
nen der Deutschen Bank. Dazu sag¬ 
te die Publizistin und Frankfurter 
Stadtverordnete Jutta Ditfurth in ih¬ 
rer Schmährede: „Jain und Fitschen 
sind mit der Deutschen Bank verant¬ 


wortlich für die Kolonialisierung der 
Welt. Die Deutsche Bank reißt mittels 
Tochtergesellschaften und Fonds die 
strategischen Ressourcen der Erde an 
sich. Landraub, Landgrabbing, die Ver¬ 
giftung der Erde und die Vertreibung 
der Landbewohnerinnen, aus deren 
Elend die Deutsche Bank ihren Profit 
bezieht, in Asien, Lateinamerika und 
vor allem Afrika - das ist der neue 
Kolonialismus.“ Barbara Happe, von 
urgewald und dem Dachverband der 
Kritischen Aktionärinnen, versicher¬ 
te, dass der Preis den Geschmähten in 
einer international abgestimmten Ak¬ 
tion auf der nächsten Hauptversamm¬ 
lung der Deutschen Bank persönlich 
überreicht wird. 


Auf der Tagung, die unter dem Mot¬ 
to „No Fracking - Kein Gift in unse¬ 
re Erde! “ stattfand, referierte Andreas 
Fuhs. Er forderte in seinem interessan¬ 
ten Beitrag: „Statt klimaschädliches 
Fracking brauchen wir die Überwin¬ 
dung des fossilen Energieregimes mit 
Energieeinsparung und Umstieg auf 
erneuerbare Energien.“ Uwe Fritsch, 
Betriebsratsvorsitzender im VW Werk 
Braunschweig referierte über das 
wichtige Thema: „Interessenvertre¬ 
tung in multinationalen Konzernen am 
Beispiel des Volkswagenkonzerns und 
Herausforderungen für gewerkschaft¬ 
liches Handeln“. Wolfgang Teuber 

Weitere Infos unter: www.ethecon.org 


Prüfstein des Willens 
Deutschlands zum 
Frieden in Kurdistan 

Bis zu 20 000 Menschen zogen am 
vergangenen Samstag durch die Ber¬ 
liner Innenstadt, um gegen das Verbot 
der Arbeiterpartei Kurdistans PKK in 
Deutschland zu protestieren. An der 
Demonstration beteiligten sich kur¬ 
dische, türkische und deutsche Orga¬ 
nisationen, wie die Linkspartei, die 
DKP, die DIDF und auch die DFG- 
VK. Dutzende Busse kamen auch aus 
dem europäischen Ausland, teilweise 
mit mehreren tausend Kilometern An¬ 
fahrt. 

Obwohl die Polizei im Vorfeld des Pro¬ 
testes hunderte Bilder des inhaftierten 
Vorsitzenden der PKK, Abdullah Öca- 
lan, beschlagnahmte, wurden während 
der Demonstration dutzende Portraits 
von ihm, der Fahne der PKK und der 
KCK, der Union der Gemeinschaften 
Kurdistans gezeigt. Während bei einer 
ähnlichen Demonstration vor zwei Jah¬ 
ren, die Polizei gegen das Zeigen sol¬ 
cher Bilder mit massiver Gewalt ein¬ 
schritt und dutzende Demonstrantln- 
nen teils schwer verletzte, hielten sich 
die mehr als 1 500 eingesetzten Beam¬ 
ten in diesem Jahr zurück. 

Die Bühne der Abschlusskundgebung 
vor dem Brandenburger Tor war durch 
ein großes Bild Abdullah Öcalans und 
ein Zitat Pablo Nerudas umrahmt: „Sie 
können alle Blumen abschneiden, den 
Frühling aber können sie nicht auf¬ 
halten“. Besonders auffallend war die 
breite Unterstützung deutscher Orga¬ 
nisationen und Menschen, die ihre So¬ 
lidarität mit der kurdischen Bewegung 
ausdrückten. 

Die Teilnehmerinnen zeigten mit die¬ 
ser Demonstration ihren deutlichen 
Willen zu einem Frieden auf gleicher 
Augenhöhe und gegen ein Verbot von 
kurdischen Organisationen in der Bun¬ 
desrepublik. 

„Nun liegt es bei den politischen Ent¬ 
scheidungsgremien der Bundesregie¬ 
rung die Initiative aufzunehmen und 
endlich von der Verbotspolitik Abstand 
zu nehmen und so eine positive Rolle 
im Friedensprozess zu spielen“. 

Aus einem Bericht von Kerem Schamberger 
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Auferstehung 
der DDR 

Chile: Bachelet vorn - 
schwere Niederlage der 
Rechten 

In Chile hat die ehemalige Präsiden¬ 
tin Michelle Bachelet die erste Runde 
der Präsidentschafts wählen am 17. No¬ 
vember mit 46,7 Prozent der Stimmen 
gewonnen; Zweite wurde bei mäßiger 
Wahlbeteiligung von unter 50 Prozent 
die Rechtskandidatin Evelyn Matthei 
mit 25,0 Prozent. Damit kommt es am 
15. Dezember zu einer Stichwahl um die 
Nachfolge des ausscheidenden Präsiden¬ 
ten Sebastian Pinera von der rechtsge¬ 
richteten „Nationalen Erneuerung“ 
(RN). Der Shootingstar der 2009er- 
Wahlen, Marco Enriquez-Ominami, 
halbierte sein Ergebnis nahezu und lan¬ 
dete abgeschlagen mit 11,0 Prozent vor 
dem Unabhängigen Franco Parisi (10,1 
%) und weiteren fünf Kandidat/inn/en, 
die zusammen gut 7 Prozent erreichten. 
„Mit mir wird Chile zu einem Deutsch¬ 
land der Angela Merkel und mit Bache¬ 
let zu einer DDR“, versuchte Evelyn 
Matthei im Vorfeld die Wählerschaft zu 
verunsichern. Wer so etwas postuliert, 
muss sich nach dieser Logik nachher 
gefallen lassen, dass demnach also die 
DDR gesiegt hat. Man wird Margot Ho¬ 
necker fragen können, was sie meint ... 
sie wohnt ja in Santiago. 

So ist die nationale Presse immerhin 
nahezu einhellig der Meinung, dass die 
Kommunisten die eigentlichen Gewin¬ 
ner der parallel stattgefundenen Parla¬ 
mentswahlen sind: von drei verdoppelt 
sich die KP Chiles auf sechs Abgeord¬ 
netenmandate. Die drei schon 2009 im 
Rahmen von Absprachen mit der dama¬ 
ligen „Concertaciön“ gewählten Abge¬ 
ordneten verteidigten ihre Mandate teils 
mit erheblichen Zugewinnen: Hugo Gu- 
tierrez (28,8 %) in Iquique, Lautaro Car- 
mona (34,6 %) in Copiapö und Guiller- 
mo Teillier (44,6 %) in Santiago. Außer¬ 
dem kamen die Generalsekretärin der 
Kommunistischen Jugend, Karol Cariola 
mit 39,2 Prozent und die Studierenden¬ 
führerin Camila Vallejo (43,8 Prozent) 
in anderen Stadtbezirken von Santiago 
in das nationale Parlament. Da in Co- 
quimbo die „Neue Mehrheit“ mehr als 
doppelt so viele Stimmen hatte wie das 
Rechtsbündnis von UDI und RN, ergab 
sich dort ein zusätzliches Mandat für den 
Kommunisten Daniel Nünez - eine der 
Besonderheiten des binominalen Wahl¬ 
systems in Chile, das sich die Rechte für 
die Zeit nach der Diktatur auf den Leib 
geschneidert hatte, die nun den Demo¬ 
kraten zugute kam. 

Insgesamt steigerte sich die „Neue 
Mehrheit“, zu der außer der KP Chiles 
ein Teil der Sozialistischen Partei, den 
Christdemokraten (DC), der Radikalen 
Partei und der Partei für die Demokratie 
gehört (siehe dazu UZ vom 16. August), 
von 57 auf 68 der 120 Mandate im Un¬ 
terhaus. Das Rechtsbündnis schaffte nur 
noch 48 Sitze; hinzu kommen vier von 
diesen Blöcken formal unabhängige Ab¬ 
geordnete, darunter der Vorsitzende der 
Studierendenföderation, Gabriel Boric. 
Im Senat ein ähnliches Bild: Zwölf neue 
Senatoren vertreten die „Neue Mehr¬ 
heit“, sieben neue die Rechte. Außer¬ 
dem gewann in der Region Feuerland/ 
Chilenische Antarktis der Unabhängige 
Carlos Bianchi ein Mandat. Weitere 18 
der insgesamt 38 Senator/inn/en standen 
nicht zur Wahl 

Die Chancen für Michelle Bachelet, in 
vier Wochen den Erfolg rund zu machen, 
stehen gut. Ob die Kommunistische Par¬ 
tei in ein Regierungsbündnis einsteigt, 
ist derweil noch offen. Genauso wie of¬ 
fen ist, welche Einflussmöglichkeiten 
die Partei hätte. Darüber ist sie sich sehr 
wohl bewusst, und auch, dass sie für eine 
schlechte Politik mitverantwortlich ge¬ 
macht würde. 

Immerhin hat Bachelet versprochen 
das Land gerechter zu machen: „Es gab 
eine Mehrheit für unseren Vorschlag ei¬ 
nes modernen, solidarischen und gerech¬ 
ten Chile!“ Dass das Land im OECD- 
Ranking in der Einkommensgerechtig¬ 
keit auf dem letzten Platz steht, hat aber 
nicht allein der Multimillionär Sebastian 
Pinera zu verantworten - vor ihm gab es 
zwanzig Jahre Mitte-Links-Regierungen. 
Die letzte war diejenige unter Michelle 
Bachelet. Günter Pohl 


„Jugendgarantie“ für die Warteschleife 

Das Treffen der EU-Regierungschefs zur Jugendarbeitslosigkeit war eine Lachnummer 


D a wurden 24 Regierungschefs 
der EU-Staaten plus EU-Rats- 
präsident van Rompuy, Kom¬ 
missionschef Barroso und weitere 
„Offizielle“ am 12. November extra 
für zwei Stunden nach Paris eingeflo¬ 
gen, um einen „Gipfel gegen die euro¬ 
päische Jugendarbeitslosigkeit“ zu ver¬ 
anstalten. Frankreichs Staatspräsident 
Hollande präsentierte sich anschlie¬ 
ßend mit Kanzlerin Merkel im Fern¬ 
sehen. Aber was kam heraus? Absolut 
nichts Neues über das hinaus, worauf 
sich die EU-Oberen bereits im Som¬ 
mer verständigt hatten. Eine völlige 
Nullnummer, wenn man den Publici¬ 
ty-Effekt abzieht, den die Veranstalter 
damit erzielen wollten. 

Schon beim EU-Gipfel im Juni dieses 
Jahres hatten sich die Staats- und Re¬ 
gierungschefs darauf geeinigt, ab dem 
1. Januar 2014 eine „Jugendgarantie“ 
einführen zu wollen. Das wurde jetzt 
in Paris noch einmal „bekräftigt“. Die 
Mitgliedstaaten werden aufgefordert 
sich zu verpflichten, dass alle jungen 
Menschen zwischen 15 und 24 Jahren, 
wenn sie arbeitslos sind, innerhalb von 
vier Monaten einen neuen Job angebo- 
ten bekommen. Allerdings gibt es nur 
eine entsprechende „Empfehlung“ der 
EU an die Mitgliedstaaten, keine bin¬ 
dende Festlegung. Außerdem wurden 
ausdrücklich auch „Weiterbildungs¬ 
maßnahmen“ und „Praktika“ - also 
das Abschieben in Warteschleifen - 
zur Erfüllung dieser „Jugendgarantie“ 
zugelassen. 

Ursprünglich hieß es, aus EU-Mitteln 
sollten dafür sechs Milliarden Euro 
vorgesehen und diese auf die nächsten 
zwei Jahre 2014 und 2015 konzentriert 
werden. Außerdem wird die Vergabe 
der Mittel auf Regionen beschränkt, in 
denen die Jugendarbeitslosigkeit über 
25 Prozent liegt - in vielen Teilen der 
EU, wo die Jugendarbeitslosigkeit zwi¬ 
schen 10 und 20 Prozent liegt, gilt die 
„Jugendgarantie“ also nicht. Um dafür 
Geld zu bekommen, müssen die Mit¬ 
gliedstaaten bei der EU-Kommission 
Anträge einreichen, begleitet von ei¬ 
nem „nationalen Plan“ zur „Förderung 
der Beschäftigung“ von Jugendlichen. 
Da aber die „Schuldenbremse“ im EU- 
Fiskalpakt für fast alle Mitgliedstaaten 
zusätzliche Ausgaben für diesen Zweck 
unmöglich macht, sind viele Regierun¬ 
gen außerordentlich zögerlich, solche 
nationalen Pläne einzureichen und ei¬ 
genes Geld dafür bereitzustellen. 

Das einzige „Neue“ vom jüngsten Pa¬ 
riser „Jugendgipfel“ besteht in den 


Rechenkunststücken, mit denen die 
EU-Mittel zur „Bekämpfung der Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit“ inzwischen auf 
45 Milliarden Euro hochgerechnet 
worden sind. Dabei handelt es sich bei 
genauem Hinsehen allerdings um die 
Summe, die insgesamt für die kom¬ 
menden fünf Jahre anvisiert ist. De 
facto sind in dem erst kürzlich verab¬ 
schiedeten EU-Haushalt für 2014 nur 
3,9 Milliarden für diesen Zweck ein¬ 


geplant. Der Rest soll über die „Eu¬ 
ropäische Investitionsbank“ (EIB) 
durch entsprechende Kredite an die 
Mitgliedstaaten aufgebracht werden - 
was deren Schuldenstand vergrößert, 
obwohl die EU Schuldenabbau vor¬ 
schreibt. Experten der „Internationa¬ 
len Arbeitsorganisation“ (ILO) haben 
ausgerechnet, dass rund 21 Milliarden 
pro Jahr, also mehr als das Doppelte 
notwendig wären, um tatsächlich eine 


gewisse Reduzierung der Jugendar¬ 
beitslosigkeit zu erreichen. 

Das EU-Geld soll aber, wie ausdrück¬ 
lich betont wurde, auch dazu dienen, 
damit die „Gründung junger Unter¬ 
nehmen“ und die „grenzüberschrei¬ 
tende Mobilität“ von Jugendlichen, also 
die Auswanderung zwecks Jobsuche in 
andere EU-Staaten, gefördert werden. 
Laut offizieller „Eurostat“-Statistik hat 
sich die Jugendarbeitslosigkeit in der 
EU im laufenden Jahr weiter erhöht, 
auf derzeit 23,5 Prozent im EU-Durch- 
schnitt. Es gibt aber enorme Unter¬ 
schiede: Griechenland bei 60 %, Spani¬ 
en 56,5 %,Portugal42,5 %,Italien40,5 
%, Slowakei und Zypern über 30 %, 
13 weitere EU-Staaten über 20 %. Da¬ 
gegen Österreich 8,0 % und Deutsch¬ 
land 7,5 %. 

Der Skandal dieser Zahlen und die sich 
darin ausdrückende Katastrophe für 
fast 6 Millionen junge Menschen sind 
unübersehbar. Aber weitere „Gipfel“ 
werden daran nichts ändern. Wenn sich 
etwas ändern soll, werden sich Jugend¬ 
organisationen und Gewerkschaften 
offensichtlich mit erheblich größerem 
Nachdruck als bisher zu Wort melden 
müssen. Der anstehende EU-Wahl- 
kampf bietet dafür günstige Gelegen¬ 
heiten. Georg Polikeit 



Freihandelszone mit den USA: 
Verhandlungen ohne Probleme 


Ganz ohne Probleme haben die Un¬ 
terhändler der EU und der USA in 
der vergangenen Woche die Verhand¬ 
lungen über eine „transatlantische 
Freihandelszone“ fortgesetzt. Man 
sei in dieser zweiten Runde, die vom 
11.-16. November stattfand, „gut vor¬ 
angekommen“, hieß es laut der Nach¬ 
richtenagentur dpa von beiden Seiten. 
Die EU-Kommission ließ am 13.11. 
wissen, mit dieser zweiten Runde sei 
„die Hälfte des Weges geschafft“. 

Da war doch noch was gewesen? Hat¬ 
ten nicht sogar führende EU-Politiker 
noch vor wenigen Tagen verlangt, die¬ 
se Verhandlungen wegen der skanda¬ 
lösen Abhör- und Spionagepraxis der 
US-Geheimdienste in den EU-Staaten 
auszusetzen? Selbst EU-Parlaments- 
präsident Martin Schulz (SPD) hatte 
sich laut Spiegel. Online am 3. Novem¬ 
ber für eine „Pause“ ausgesprochen. 
Alles nur heiße Luft. „Spionage ist 
kein Thema“, ließen EU-Diplomaten 


bei Beginn der neuen Verhandlungs¬ 
runde verlauten. 

Bei den Verhandlungen geht es um die 
Bedingungen für die Abschaffung von 
Zöllen und anderen „Handelshemm¬ 
nissen“ zwischen den USA und den 
EU-Staaten. Dadurch soll „die größ¬ 
te Freihandelszone der Welt“ mit rund 
800 Millionen Einwohnern geschaffen 
werden. Zu diesem Zweck sollen bei¬ 
spielsweise Vorschriften für die Zulas¬ 
sung von Medikamenten oder techni¬ 
schen Geräten und Kraftfahrzeugen, 
die sich zum Teil in den USA erheb¬ 
lich von denen in der EU unterschei¬ 
den, „angepasst“ oder im Interesse des 
„freien Handels“ und „freien Kapital¬ 
verkehrs“ gänzlich abgeschafft werden. 
Im Visier sind aber auch Zulassungs¬ 
und Verbraucherschutzbestimmungen 
für Lebensmittel. Es ist zu befürchten, 
dass durch die „Anpassung“ beispiels¬ 
weise gentechnisch produzierte Nah¬ 
rungsmittel oder hormonbehandeltes 


Fleisch aus den USA verstärkt in den 
EU-Staaten abgesetzt werden wird. 
Zu den aktiven Verfechtern der „Frei¬ 
handelszone“ mit den USA gehört der 
„Bundesverband der Deutschen Indus¬ 
trie“ (BDA), der sich davon günstigere 
Bedingungen für den Absatz europäi¬ 
scher Produkte in den USA verspricht, 
womit angeblich der dringend nötige 
Wirtschaftsaufschwung in Europa ge¬ 
fördert würde. Aber natürlich verspre¬ 
chen sich auch die führenden US-Kon- 
zerne einen leichteren Zugang auf den 
europäischen Markt. Es ist also vor¬ 
auszusehen, dass sich auf diese Wei¬ 
se lediglich der Konkurrenzkampf 
zwischen den großen transnationalen 
Konzernen von beiden Seiten des At¬ 
lantik verschärft und damit der Druck 
auf Löhne und Sozialleistungen erhöht 
wird und gleichzeitig die europäischen 
Verbraucher mit einer verschlechterten 
Nahrungsmittel- und Produktsicherheit 
konfrontiert werden. G.P. 


Hegemonie der Rechten brechen 

Die Kommunistische Partei Spaniens hat ihre Krise überwunden 


Durch eine „demokratische Rebelli¬ 
on“ und die Einheit der Linken will 
die Kommunistische Partei Spaniens 
(PCE) die Hegemonie der Rechten 
brechen und den Weg zum Sozialismus 
und Kommunismus öffnen. Dazu soll 
auch ein „neuer Internationalismus“ 
und eine verstärkte Zusammenarbeit 
der kommunistischen Parteien weltweit 
beitragen. Auf ihrem 19. Parteitag am 
vergangenen Wochenende in Madrid 
präsentierte sich die traditionsreiche 
Organisation als eine Kraft, die ihre 
schwere Krise der vergangenen Jahre 
überwunden hat und dabei ist, sich wie¬ 
der neu aufzustellen. Als „Kongress des 
Wiederaufbaus der PCE“ bezeichnete 
dies der wiedergewählte Generalsekre¬ 
tär Jose Luis Centella, der bekräftigte, 
dass seine Partei sich auf „Marx, Lenin 
und Rosa Luxemburg“ als Grundlage 
stütze. 

Zuvor hatte eine starke Minderheit ge¬ 
fordert, die PCE in den Dokumenten 
des Parteitages wieder als „marxistisch- 
leninistisch“ zu bezeichnen. Diese Be¬ 
zeichnung hatte die Partei schon Ende 
der 70er Jahre gestrichen, als sie einen 
„eurokommunistischen“ Kurs verfolg¬ 
te. Stattdessen versteht sie sich als „re¬ 
volutionäre marxistische Partei“. Nun 
wollten immerhin rund 30 Prozent der 
530 Delegierten den historischen Be¬ 


griff wieder einführen. Nach kontrover¬ 
ser Debatte beruft sich die PCE jetzt 
auf „Marx, Engels, Lenin und andere 
revolutionäre Marxisten“. Damit konn¬ 
ten alle leben. 

Radikalisiert hat der Parteitag die 
Kritik der PCE an der Europäischen 
Union. Sie spricht sich nun für einen 
„Bruch“ der EU und des Euro-Systems 
aus. Im Herbst 2014 soll bei einer Kon¬ 
ferenz über das wirtschaftspolitische 
Programm der Partei diskutiert wer¬ 
den, wie das „Modell des Euro-Euro- 
pas“ aufgelöst werden kann. In dem 
letztlich verabschiedeten Änderungs¬ 
antrag zu den „Politischen Thesen“ 
heißt es, die EU sei „eine gemeinsame 
politische Konstruktion der herrschen¬ 
den Klassen Europas, um sich gegen 
den am nächsten stehenden Feind zu 
stärken: die eigenen Arbeiterklassen“. 
Die Wirtschafts- und Währungsunion 
sei die konkrete Form des „neolibera¬ 
len Programms in Europa“, von dem 
„sowohl das deutsche wie auch das 
spanische oder das griechische Kapi¬ 
tal profitieren“. Deshalb sei die einzige 
Alternative im Interesse der Völker das 
strategische Ziel der Auflösung von EU 
und Euro. 

Bekräftigt haben Spaniens Kommu¬ 
nisten auch ihre Ablehnung der Mon¬ 
archie und die Forderung nach Grün¬ 


dung der dritten Spanischen Repu¬ 
blik. Diese soll ein Bundesstaat sein, 
der das Recht auf Selbstbestimmung 
aller Völker Spaniens anerkennt. Zu¬ 
gleich sprach sich die PCE aber gegen 
eine Loslösung etwa Kataloniens aus 
dem gemeinsamen Staat aus. In dieser 
Frage stimmten auch die beiden kom¬ 
munistischen Parteien der autonomen 
Region zu, die mit starken Delegatio¬ 
nen in Madrid vertreten waren. Sowohl 
die Partei der Kommunisten Kataloni¬ 
ens (PCC) als auch die PSUC-viu, der 
offiziell anerkannte Partner der PCE, 
bereiten derzeit ihre Vereinigung vor. 
„Bei eurem nächsten Parteitag wird es 
nur noch eine gemeinsame Delegation 
der katalanischen Kommunisten ge¬ 
ben“, versprach PCC-Generalsekretär 
Joan Josep Nuet. 

Die bisherige Spaltung der katalani¬ 
schen Kommunisten ist eine Folge des 
Niedergangs der historischen Verei¬ 
nigten Sozialistischen Partei Kataloni¬ 
ens (PSUC), die formell nie aufgelöst 
wurde, heute aber in der linksgrünen 
Partei ICV aufgegangen ist. Die PCC 
war in den 80er Jahren als Antwort auf 
den „eurokommunistischen“ Kurs der 
PSUC entstanden, die PSUC-viu („le¬ 
bendige PSUC“) in den 90er Jahren, 
als die Bemühungen um eine Wieder¬ 
belebung der alten Partei gescheitert 


waren. Beide Parteien arbeiten bereits 
seit Jahren im Linksbündnis EUiA zu¬ 
sammen. 

Die spanischen Medien ignorierten 
den Parteitag weitgehend, lediglich 
der Aufruf des Generalkoordinators 
der Vereinigten Linken (IU), Paco 
Frutos, an die Delegierten, sie sollten 
sich „darauf vorbereiten zu regieren“, 
wurde kurz notiert. Die Tageszeitung 
„El Mundo“ reagierte mit einem po¬ 
lemischen Kommentar von Raul del 
Pozo, der den Kommunisten vorwarf, 
„wie die extreme Rechte zu sprechen“. 
Angesichts solch einer Blockade will 
die PCE ihre eigenen Medien stärken, 
vor allem die Zeitung „Mundo Obrero“ 
und die theoretische Zeitschrift „Nues- 
tra Bandera“. Ein Antrag, auch Radio- 
und Fernsehsender zu betreiben, wurde 
„zur Prüfung“ übernommen, „denn wir 
wollen nichts beschließen, was wir aus 
materiellen Gründen nicht realisieren 
können“. 

Bei den mit der PCE befreundeten Par¬ 
teien stieß der Kongress auf Interesse, 
aus einem guten Dutzend Länder wa¬ 
ren Vertreter nach Madrid gekommen. 
So sprach Oscar Martfnez im Namen 
des ZK der KP Kubas zu den Delegier¬ 
ten. Aus Deutschland waren die DKP 
und die Partei „Die Linke“ in Madrid 
vertreten. Andre Scheer 
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Drogen, Gewalt und Korruption 

Zur Präsidentschaftswahl in Honduras am 24. November 


S tellen Sie sich vor: Sie stehen vor 
der Ampel irgendwo in Tegucigal¬ 
pa und warten auf Grün, damit 
Sie weiter zur Arbeit fahren können - 
vorausgesetzt Sie haben einen Job und 
besitzen ein Auto: Ein Luxus in Hon¬ 
duras. Neben Ihnen steht ein Motor¬ 
rad, auf dem zwei junge Männer sitzen. 
Beide tragen vorschriftsmäßig Helme, 
allerdings verstoßen sie gegen eine 
Verkehrsregel, die untersagt zu zweit 
zu fahren. Ein Verkehrspolizist wird 
auf die Ordnungswidrigkeit aufmerk¬ 
sam und eilt zu den Jungen, um seine 
Pflicht zu erfüllen. Der Motorrad-Pilot 
steigt ab, schlägt ohne Vorwarnung dem 
Polizisten ins Gesicht. Dieser fällt zu 
Boden. Benommen versucht er aufzu¬ 
stehen. Der Motorrad-Beifahrer steigt 
ebenfalls ab, zieht eine Pistole, zielt auf 
den Kopf des Polizisten und drückt ab: 
einmal, zweimal.. .Eiskalt steigen beide 
auf die Maschine und fahren weg. 

Sie fragen sich vielleicht, ob ich hier 
eine Szene aus einem Film von Quen¬ 
tin Tarantino erzählt habe. Aber so ge¬ 
schah es vor kurzem in Tegucigalpa, der 
Hauptstadt von Honduras, des zurzeit 
gefährlichsten Landes Lateinamerikas. 
Die Mordsequenz wurde von einer sta¬ 
tionären amtlichen Videokamera aufge¬ 
nommen. Solche brutalen Szenen sind 
in Honduras alltäglich und man fragt 
sich: Wie können die Menschen unter 
diesen Umständen leben? Sie werden 
es nicht glauben - man gewöhnt sich 
daran. Es bleibt nichts anderes übrig. 
Dieses Dilemma macht die Menschen 
krank und apathisch. Die Gewöhnung 
an Tod, Hunger, Arbeitslosigkeit, An¬ 
alphabetismus, Ungerechtigkeit, Mord, 
Raub, Prostitution und Drogenhandel 
wirkt wie eine harte Droge. 

Honduras ist ein armes Land in Mit¬ 
telamerika, das seit Jahren verzweifelt 
versucht einen Ausweg aus der Mise¬ 
re zu finden. Allerdings erfolglos. Die 
Hoffnung, die Politiker aller Couleur 
nach dem Sieg der Konterrevolution in 
Nicaragua 1990 und den erfolgreichen 
Friedensverhandlungen in Guatema¬ 
la und El Salvador hegten, war schnell 
verschwunden. Die Gewalt des Krie¬ 
ges kam trotz „Pazifizierung und De¬ 
mokratisierung“ zurück in Gestalt von 
Drogenbaronen und kriminellen Ban¬ 
den, die sich selbst als „Maras“ bezeich- 
neten; ein salvadorianischer Ausdruck, 
der ursprünglich eine Gruppe von Ju¬ 
gendlichen bedeutete. Im Mittelame¬ 
rika der sechziger und siebziger Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts war es 
üblich sich nach den Freunden zu er¬ 
kundigen, indem man fragte: Wo ist die 
Mara? Keinem Mittelamerikaner lief 
vor Angst der Schweiß in den Nacken. 


Seit Ende des Krieges in El Salvador ist 
das Wort negativ besetzt und ein Syno¬ 
nym für Mord, Rache, Erpressung und 
Drogenhandel geworden. 

Am Sonntag finden in Honduras Präsi¬ 
dentschaftswahlen statt. Zur Wahl stel¬ 
len sich die traditionellen politischen 
Parteien: die Liberalen (konservative 
Sozialdemokraten), die Nationalisten 
(erzkonservative Christdemokraten 
und Sozialchristen), die Libres („Frei¬ 
heit und Neugründung“, eine Abspal¬ 
tung der Liberalen Partei) und andere 
kleine unbedeutende politische Grup¬ 
pierungen. 

Los Libres (Die Freien) sind Anhänger 
des 2009 weggeputschten Präsidenten 
Zelaya und laut Wahlprognosen die 
Partei, die mit ihrer Kandidatin Xioma- 
ra Castro de Zelaya, der Frau Manuel 
Zelayas, vorne liegt. Sie vertreten eine 
sozialdemokratische Politik, die man 
vorsichtig als „Mitte-Links“ bezeichnen 
könnte. Außenpolitisch unterstützen sie 
die bolivarianische Revolution in Ve¬ 
nezuela. Grund genug in Honduras, die 
„Freien“ als Kommunisten zu beschimp¬ 
fen. Xiomara Castro und ihren Gatten 
des Marxismus-Leninismus zu beschul¬ 
digen, entspräche es, Heiner Geißler als 
moderaten Marxisten zu brandmarken. 
Der stärkste Rivale Xiomara Castros 
scheint der Nationalist Juan Orlan¬ 
do Hernandez zu sein, jetziger Kon¬ 
gresspräsident und Sohn eines unbe¬ 
liebten ehemaligen „Militär de cerro“ 
(Kommandant ohne militärische Aus¬ 
bildung) des Departamento Lempira 
(Verwaltungsbezirk) an der Grenze zu 
El Salvador. Dem liberalen Kandidaten, 
Mauricio Villeda, gibt man kaum Chan¬ 
cen. Die anderen Kandidaten, insgesamt 
fünf, spielen eine Statistenrolle. 

Ob Xiomara in der Lage sein wird, die 
Mara zu besänftigen ist fraglich. Wer 


kann Honduras retten? Wer kann die¬ 
sem Land, das in den Abgrund des Dro¬ 
genhandels, der organisierten Gewalt 
und der staatlichen Korruption gefallen 
ist, eine bessere Zukunft gewährleisten? 
Wohl keine der genannten Parteien. Das 
Problem Honduras ist struktureller Na¬ 
tur und nicht von einzelnen Persönlich¬ 
keiten oder Parteien zu lösen. Das Land 
ist Teil des globalisierten Kapitalismus 
mit einer stark abhängigen Ökonomie. 
Der Drogenhandel, die Gewalt und die 
Korruption sind nur Nebenwirkungen 
eines unfähigen und ungerechten sozial¬ 
politischen und ökonomischen Systems, 
das alle diese Parteien fördern. Das ist 
die Tragödie dieses Landes. 

Honduras ist nach Haiti das ärmste 
Land Lateinamerikas und wohl eines 
des gefährlichsten der Welt. Es liegt 
mitten auf der Drogen-Hauptstraße 
zwischen Südamerika und den Verei¬ 
nigten Staaten. Ein relativ großes Ter¬ 
ritorium mit vielen kleinen Pisten für 
kleine Flugzeuge, die den „Stoff“ rü¬ 
berbringen und ihn in modernen Boo¬ 
ten in den größten Drogenkonsumen¬ 
ten der Welt, die USA, weiterbefördern. 
Gegen „High-Tech“ des Schmuggels ist 
das Radar der US-Army in den Mili¬ 
tärbasen von Palmerola und Mosquitia 
überfordert. Es sind viele kleine Cess- 
na-Flugzeuge, die wie eine Moskitopla¬ 
ge regelmäßig in Honduras landen. Die 
Drogenbarone, einst hauptsächlich in 
Mexiko tätig, haben nun Mittelamerika 
erfolgreich erobert und konsolidierten 
in Honduras ihre Hauptfiliale mit Hilfe 
der salvadorianischen/honduranischen 
„Maras“ und zahlreicher Helfershelfer. 
In diesem Szenario scheinen die Prä¬ 
sidentschaftswahlen in Honduras eine 
Schimäre zu sein. 

Armes Honduras! 



Italiens Rechte endgültig gespalten 

Abfuhr für Berlusconis rechtsextreme Forza Italia 


In der Partei Silvio Berlusconis, die er 
2007 Partei „Volk der Freiheit“ (PdL) 
taufte, scheint die Spaltung endgültig. 
Auf einer Sitzung des Nationalrats am 
Samstag hat der Ex-Premier die Umbe¬ 
nennung in den alten Namen Forza Ita¬ 
lia, unter dem die rechtsextreme Partei 
1994 gegründet wurde, beschließen las¬ 
sen. Gleichzeitig teilte er den endgül¬ 
tigen Bruch mit der von Enrico Letta 
von der Demokratischen Partei (PD) 
geführten Regierung mit. Den Sturz 
Lettas kann der Medientycoon derzeit 
jedoch nicht mehr bewerkstelligen, da 
seine Widersacher in der Partei mit 
dem bisherigen PdL-Chef und Vizep¬ 
remier Angelino Alfano an der Spitze 
die Mehrheit der Senatoren und Abge¬ 
ordneten der Partei hinter sich haben 
und die Koalition auch nach dem Se¬ 
natsausschluss Berlusconis fortsetzen 
wollen. 

Alfano und seine Anhänger hatten 
die Rückkehr zur Forza Italia abge¬ 
lehnt und wollen stattdessen die PdL 
in eine „moderate“ rechte Zentrums¬ 
partei umwandeln. Daran hält Alfano 
fest und teilte noch während der Natio¬ 
nalratssitzung die Bildung einer Nuovo 
Centrodestra, „Neue Gruppe Rechtes 
Zentrum“, mit, die „die Zukunft sei“. 


Berlusconi, der vorher die Alfanianer 
aufgefordert hatte, die Partei zu verlas¬ 
sen, machte nun eine seiner Kehrtwen¬ 
den und sprach sich für ihr Verbleiben 
aus, um bei Neuwahlen nicht gespalten, 
sondern in einer Koalition anzutreten. 
In Rom wird die Existenz einer „mode¬ 
raten“ und einer“extremen“ Option in 
einer Partei jedoch für unwahrschein¬ 
lich gehalten. Zumal Berlusconi die Al¬ 
fanianer anklagte, sie beteiligten sich 
am „politischen Mord“ an ihm. 

In seiner Rede vor dem Nationalrat 
wiederholte der Ex-Premier seine be¬ 
kannten Angriffe auf die Justiz, die ein 
Handlanger der Linken sei und ihn 
„eliminieren“ wolle. Er beschwor die 
Rückkehr zum Start der Forza Italia 
1994, die das „Gespenst des Kommu¬ 
nismus“ bekämpft habe, forderte auch 
heute zum Kampf gegen „den Kommu¬ 
nismus, die kriminellste Ideologie der 
Geschichte“ auf. Das richtet sich ge¬ 
gen die sozialdemokratische PD, denn 
die Kommunisten sind seit 2008 nicht 
mehr im Parlament vertreten. Den 
Wirtschaftskurs der Regierung atta¬ 
ckierte er als EU-hörig, Letta sei „vor 
Deutschland auf die Knie gefallen“. 
Die „Stampa“ Zeitung des Fiat-Kon¬ 
zerns und Sprachrohr der Berlusconi¬ 


Gegner, konstatierte das „Ende Berlus¬ 
conis“. Mit der Mehrheit, die ihm die 
Alfanianer verschafften, sei „Letta 
stärker geworden“. Den Hintergrund 
der jüngsten Entwicklung bildet, dass 
führende Kapitalkreise zur besseren 
Ruhigstellung der Arbeiter auf einen 
sozialdemokratisch verbrämten Kurs 
der PD setzen, um so die von der EU 
geforderte Haushaltssanierung durch 
weiteren Sozialabbau besser realisieren 
zu können. Dazu werde die PD, wie be¬ 
fürchtet wird, nach Neuwahlen allein 
nicht in der Lage sein. Deshalb soll 
die jetzige Große Koalition fortgesetzt 
werden, was angesichts wachsenden 
Widerstandes an der linken PD-Basis 
mit der rechtsextremen Forza Italia 
und dem faschistoiden Berlusconi nicht 
möglich ist. Diese Kreise setzen auf Al¬ 
fanos Nuovo Centrodestra. Sie wollen 
auch den prozessbelasteten Berlusconi, 
dem neue Haftstrafen drohen, endlich 
loswerden. Sein Ausschluss aus dem Se¬ 
nat, das Verbot politische Ämter aus¬ 
zuüben und der dem 77-Jährigen statt 
Haft zugestandene „Sozialdienst“ ma¬ 
chen ihn nicht gerade zur „bella figura“ 
die man in Italien in einer neuen Wahl¬ 
kampagne braucht. 

Gerhard Feldbauer 


Verschärfte Blockadewirkung 

Kuba verliert jährlich fast vier Milliarden US-Dollar 


Sollte sich jemand Illusionen über die 
Obama-Präsidentschaft wenigstens in 
Sachen Kuba-Blockade gemacht ha¬ 
ben, so belehren die letzten Zahlen - 
wie jedes Jahr - erneut eines Besseren: 
bis April beliefen sich die Blockade Ver¬ 
luste für den kubanischen Staat in ei¬ 
nem Jahr auf mehr als 3,92 Milliarden 
US-Dollar. 

Man könnte die Pesolöhne in Kuba 
mehr als verdoppeln, hätte man die¬ 
ses Geld zur Verfügung. Nimmt man 
für Deutschland 41 Millionen abhän¬ 
gig Beschäftigte an bei einem Durch¬ 
schnittseinkommen von 30 000 Euro 
jährlich, würden sich für Deutschland 
im Vergleich etwa zwei Billionen Euro 
ergeben - mehr als sechsmal so viel wie 
der Bundeshaushalt an Ausgaben vor¬ 
sieht. 

Das gab das Außenhandels- und In¬ 
vestitionsministerium (Mincex) be¬ 
kannt. Die Zahlen lagen demnach um 
10 Prozent über denen des Vorjahres¬ 
zeitraums. Die erheblichste Blockade¬ 
wirkung sind die Zusatzkosten, die sich 
aus Exporten und Importen ergeben, 
die mit oft weit entfernten Drittmärk- 
ten getätigt werden. 

78 Prozent der Gesamtblockadekosten 
ergeben sich aus entgangenen Gewin¬ 
nen aus Exporten, die nicht durchge¬ 
führt werden konnten. Der Nordameri¬ 
kadirektor des Mincex, Pedro Luis Pad- 
rön, erklärte, dass der Außenhandel das 


Hauptziel der diesbezüglichen Aktivi¬ 
täten der USA sei. Aber auch die Pro¬ 
blematik, dass Kuba als Risikoland bei 
der Kreditwürdigkeit eingestuft wird, 
hat Folgen: Gegenüber der Vorjahres¬ 
periode stiegen die damit verbunde¬ 
nen Zusatzkosten um 76 Prozent, da 
die USA Druck auf Dritte ausübten, 
die Kuba Finanzierung ermöglichen 
wollen. 28 Millionen US-Dollar gingen 
2012 verloren, weil Schiffe, die kubani¬ 
sche Güter verbringen, leer wieder zu¬ 
rückfahren müssen, was Kuba in Rech¬ 
nung gestellt wird. 

73 Millionen US-Dollar gehen indirekt 
verloren, weil „Havanna Club“-Rum 
nicht in die USA ausgeführt werden 
darf. Die Berechnung basiert darauf, 
dass 42 Prozent der Premiumrums in 
den USA verkauft werden, der kuba¬ 
nische dort jedoch keinen Anteil hat. 
Letztlich bedeuten die Nichteinnah¬ 
men immer einen Verlust für die So¬ 
zialsysteme Kubas, denn die Staatsein¬ 
nahmen gehen zum größten Teil direkt 
in Gesundheit, Transport und Bildung. 
Die Blockade wird zwar jährlich von 
fast allen Staaten der Welt verurteilt, 
aber de facto auch von vielen umge¬ 
setzt, die die USA in der UN-Vollver¬ 
sammlung dafür verurteilen. Ihnen 
geht es dabei nämlich nicht um Kuba, 
sondern um die Extraterritorialität der 
US-Gesetzgebung und die Auswirkun¬ 
gen auf Drittstaaten. G. Pohl 


Notbremse oder neues Manöver? 

Kiew hält die EU und Russland hin 


Nach einem Bericht des Korresponden¬ 
ten der Agentur IA Regnum erklärte 
der ukrainische Ministerpräsident Ni¬ 
kolai Asarow auf der Sitzung seines Ka¬ 
binetts am 13. November: „Die Ukrai¬ 
ne kann nicht auf die Zusammenarbeit 
mit Russland verzichten, weil es keine 
Quellen für die Verluste gibt, die ein 
solcher Schritt mit sich bringen würde. 
Ich möchte, dass sich alle in der Ukraine 
bewusst sind: niemand hat uns angebo- 
ten den Schaden zu kompensieren, der 
aus dem Verlust des russischen Mark¬ 
tes entstehen würde, und niemand wird 
das tun. Und wir haben kein Recht zu¬ 
zulassen, dass Unternehmen geschlos¬ 
sen werden und unsere Menschen ohne 
Löhne und Renten bleiben.“ 

Der Ministerpräsident bezeichnete die 
Normalisierung der Handelsbeziehun¬ 
gen mit Russland als „Frage Nummer 
eins“ für Kiew. „Präsident Wiktor Janu- 
kowitsch und ich haben über die Situ¬ 
ation im ukrainisch-russischen Handel 
sehr ernste Gespräche mit den Unter¬ 
nehmern und Gewerkschaften geführt. 
Wir teilen deren tiefe Besorgnis über 
den möglichen Verlust von Arbeitsplät¬ 
zen.“ Die Überwindung der Probleme in 
den Wirtschaftsbeziehungen mit Russ¬ 
land nannte Asarow einen „Befehl der 
Realwirtschaft an die Regierung“. 
Präsident Janukowitsch habe die Regie¬ 
rung angewiesen, die mit der Zollunion 
aus Russland, Kasachstan und Belarus 
entstandenen Handels- und technischen 
Fragen beschleunigt zu regulieren. Die 
Zollbestimmungen, Normen und andere 
Fragen sollen schnellstens harmonisiert 
und die ukrainisch-russischen Vereinba¬ 
rungen auf dem Gebiet der Außenhan¬ 
delstätigkeit inventarisiert werden. 

Der Korrespondent von IA Regnum 
schreibt, eine Quelle habe versichert, 
dass die Ukraine in Vilnius das Assozi¬ 
ationsabkommen und den Vertrag über 
eine Freihandelszone nicht unterschrei¬ 
ben werde. Während des letzten Besuchs 
von Asarow in Donezk seien die dorti¬ 
gen Behörden informiert worden, dass 
die Administration des ukrainischen 
Präsidenten und die EU-Beamten be¬ 
reits einen Meinungsaustausch über die 
Verlegung der Unterzeichnung dieser 
Dokumente auf 2014 oder später füh¬ 
ren. Die Initiative dazu gehe auf die Uk¬ 
raine zurück, da die EU keine Möglich¬ 
keit gefunden habe, die Verluste der uk¬ 
rainischen Wirtschaft zu kompensieren, 
die aus der Möglichkeit eines Bruchs in 
den ukrainisch-russischen Wirtschafts¬ 
beziehungen entstehen könnten. Außer¬ 
dem nähmen die EU-Politiker eine har¬ 
te Position hinsichtlich einer Haftent¬ 


lassung Julia Timoschenkos ein. Zudem 
hätten Industrielle und Unternehmer 
Präsident Janukowitsch am 12. Novem¬ 
ber gebeten, die Assoziation mit der EU 
wenigstens um ein Jahr zu verschieben. 
Die Aussagen Asanows vom 13. No¬ 
vember unterscheiden sich drastisch 
von jenen, die er am 18. September bei 
der einstimmigen Billigung des Ent¬ 
wurfs der Verträge mit der EU durch 
die ukrainische Regierung gemacht hat¬ 
te. Damals hatte er erklärt, dass die Un¬ 
terzeichnung der Vereinbarungen „die 
konsequente Entwicklung der Ukraine 
zu einem europäischen Lebensniveau“ 
befördere. Das Dokument sei die „Stra¬ 
ßenkarte“ „auf dem Weg zu jenem Land, 
das die Mehrheit der Ukrainer will“. 
Die ukrainischen Kommunisten hatten 
diese Behauptungen als wirklichkeits¬ 
fremd bezeichnet und vor den verhee¬ 
renden Folgen gewarnt. Mit dem Ver¬ 
schwinden der Zollbarrieren würden 
die ukrainischen Märkte durch billige 
Produkte aus der EU überschwemmt 
und einheimische Produzenten kaputt¬ 
konkurriert. Auf den EU-Märkten hät¬ 
ten ukrainische Waren dagegen kaum 
Chancen. Zugleich würde der russische 
Markt durch höhere Zölle schrumpfen 
und die Preise für russisches Gas auf 
das Niveau steigen, das die EU-Länder 
zahlen müssen. Im Gefolge würden uk¬ 
rainische Betriebe geschlossen und die 
hohe Arbeitslosigkeit noch weiter stei¬ 
gen. Die KPU fordert ein Referendum, 
in dem die Bürger entscheiden sollen, 
ob sie die Hinwendung zur EU unter¬ 
stützen oder für die Stärkung der öko¬ 
nomischen Bindungen zu Russland und 
den Beitritt zur Zollunion votieren. 

Die ukrainische Führung war und ist 
dazu nicht bereit. Nach alledem stellt 
sich die Frage, was sie mit dem Hinaus¬ 
zögern des Unterzeichnungstermins für 
die Verträge bezweckt und ob die be¬ 
schleunigte Harmonisierung der Zoll- 
und anderen wirtschaftlichen Regulari¬ 
en zwischen der Ukraine und der Zoll¬ 
union ernst gemeint ist? Es müsste ja 
allen Seiten klar sein, dass dies das Aus 
für die Verträge zwischen der Ukraine 
und der EU bedeuten könnte. Haben 
doch sowohl die EU wie Russland er¬ 
klärt, die entsprechenden Regularien 
der EU und der Zollunion seien nicht 
kompatibel. Oder verbirgt sich hinter 
den Aussagen Asarows nur das Bemü¬ 
hen, doch noch Zugeständnisse der EU 
zu erreichen? Angesichts der unendli¬ 
chen Geschichte des Schwankens der 
ukrainischen Führung zwischen der EU 
und Russland gibt es Gründe skeptisch 
zu sein. Willi Gerns 
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Castkolummne von Ellen Brombacher 


Antikriegspartei bleiben: 
Ohne Wenn und Aber 


Sigmar Gabriel hat unsere Partei 
auf dem SPD-Parteitag mit freundli¬ 
chen Worten bedacht. Die Linke sei 
manchmal inhaltlich so verrückt auf¬ 
gestellt, „dass kein Sozialdemokrat 
in nüchternem Zustand auf die Idee 
kommen könnte, mit denen zusam¬ 
menzuarbeiten“. 

Warum besoffen sein muss, wer mit 
der Linken zusammenarbeitet, erläu¬ 
terte er nicht näher. Das hatten Me¬ 
dien für ihn schon am Vorabend des 
Parteitages getan. Besonders eine 
„verantwortungsvolle“ Europa- und 
Außenpolitik „im Rahmen unserer 
internationalen Verpflichtungen“ sei, 
so zitierten sie aus dem SPD-Leitan¬ 
trag, Bedingung für „Rot-Rot“ nach 
der Bundestagswahl 2017. Man kann 
es brutaler sagen: Regierungsbeteili¬ 
gung im Bund setzt die Zustimmung 
zu Auslandseinsätzen der Bundes¬ 
wehr voraus, also auch die Zustim¬ 
mung dazu, dass von deutschem Bo¬ 
den wieder Krieg ausgeht. 

Wie auch immer früher die PDS, spä¬ 
ter die WASG und heute „Die Lin¬ 
ke” gesehen wird: Wir waren und 
sind - außerparlamentarisch und 
parlamentarisch - eine konsequente, 
Mehrheitsstimmungen im Land re¬ 
flektierende und artikulierende An¬ 
tikriegspartei. Das stört Großmacht¬ 
politik, und das wollen nicht zuletzt 
maßgebliche Protagonisten von SPD 
und Grünen ändern - seit langem 
schon. Dass dies bisher nicht gelang, 
ist kein Himmelsgeschenk, sondern 
Ausdruck harter Auseinandersetzun¬ 
gen in unserer Partei seit 1996. Im 
Linken-Parteiprogramm sind unsere 
friedenspolitischen Prinzipien fixiert: 
Strikte Ablehnung von Auslandsein¬ 
sätzen der Bundeswehr, Auflösung 
der NATO und Austritt Deutschlands 
aus deren militärischen Strukturen, 
Verbot von Rüstungsproduktion und 
Rüstungsexporten. 


Diejenigen, die diese Grundsätze 
über Bord werfen wollten und wol¬ 
len, haben in „Der Linken” bisher 
nie eine Mehrheit erhalten. Das hin¬ 



dert sie nicht, immer wieder die Fra¬ 
ge aufzuwerfen, ob die Partei unter 
bestimmten Umständen nicht doch 
Auslandseinsätze der Bundeswehr 
billigen sollte. Diese Frage kulminiert 
in der Forderung nach Einzelfallprü- 
fung. Würde diese Forderung in der 
Linken mehrheitsfähig, so dürften - 
Gabriel zufolge - Sozialdemokraten 
auch in nüchternem Zustand mit uns 
Zusammenarbeiten. Wir werden alles 
dafür tun, dass niemand in der SPD 
auf Alkohol verzichten muss, der uns 
so sieht wie deren Parteivorsitzender. 
Wir werden vielmehr gemeinsam mit 
vielen Genossinnen und Genossen 
in unserer Partei konsequent dafür 
wirken, dass „Die Linke“ eine Anti¬ 
kriegspartei bleibt. Ohne Wenn und 
Aber. 

Ellen Brombacher ist Mitglied des 
Bundessprecherinnenrates der Kom¬ 
munistischen Plattform in der Partei 
„Die Linke” 



Antifaschistischer Widerstand 
von Gewerkschaftern geehrt 


Erstmalig wurden im Rahmen eines öf¬ 
fentlichen Gedenkens Hofer Gewerk¬ 
schafter geehrt, die im Widerstand ge¬ 
gen die Nazis standen. Aus diesem An¬ 
lass wurde eine Gedenktafel am Haus 
in der Marienstraße 75 in Hof ange¬ 
bracht, in dem sich bis 1933 die Bü¬ 
ros der Textilarbeiter- und der Bauar¬ 
beiter befanden. Durchgeführt wurde 
die Ehrung vom DGB-Kreisverband 
Hof, zahlreiche Gewerkschafter, sowie 
Stadträte der SPD und der Partei „Die 
Linke“ folgten der Einladung. Die Eh¬ 
rung war nur möglich, weil der frühe¬ 
re Stadtrat der KPD und langjährige 
DKP-Kreisvorsitzende Rudi Macht in 
seiner 1996 veröffentlichten „Geschich¬ 
te der Hofer Arbeiterbewegung“ diese 
geschichtlichen Fakten und die Namen 
der Gewerkschafter vor dem Vergessen 
bewahrt hatte. Bemerkenswert: Der 
DGB bat die Witwe von Rudi Macht, 


Elfriede Macht, die Tafel zu enthül¬ 
len. Elfriede Macht, eine ehemalige 
Textilarbeiterin, gehört seit 57 Jahren 
der Gewerkschaft Textil-Bekleidung 
und jetzt der IG Metall an. Eine spä¬ 
te, aber umso herzlichere Würdigung 
von Elfriede und Rudi Macht, die der 
Hofer DGB damit auch vornahm. Ei¬ 
nen Auszug aus der leider vergriffenen 
„Geschichte der Hofer Arbeiterbe¬ 
wegung“ mit dem Schwerpunkt „An¬ 
tifaschistischer Widerstand in Hof“ 
in Form einer 80-seitigen bebilderten 
Broschüre hat die DKP in Hof heraus¬ 
gegeben. (Preis 4 Euro, Bestellung über 
R.Oechslein@t-online.de). 

Randolph Oechslein 

(Bild: Elfriede Macht und der DGB-Re- 
gionsvorsitzende Jürgen Jakob beim 
Enthüllen der Gedenktafel für verfolg¬ 
te Gewerkschafter.) 



Die 5 wasen aus dem Abendland 


Karikatur: Bernd Bücking 


„Für tariflich gesicherte Einkommen 
und Arbeitsbedingungen!“ 

Konzernweiter Aktionstag bei Madsack 
gegen Tarifflucht, Lohndumping und Personalabbau 



Karin Wagner, Betriebsratsvorsitzende 
bei der Märkischen Verlags- und 
Druckgesellschaft Potsdam, auf der 
Protestveranstaltung vor der Mad- 
sack-Konzernzentrale in Hannover. 


Mit Protestveranstaltungen reagierten 
die Beschäftigten des Zeitungskon¬ 
zerns Madsack vor mehreren Standor¬ 
ten auf das Programm der Konzernlei¬ 
tung „ Madsack 2018“. Mit der geplanten 
Schaffung einer einzigen Zeitungsre¬ 
daktion für alle 18 Tageszeitungen des 
Konzerns befürchten die Beschäftigten 
Personalabbau, Lohndumping und Ta¬ 
rifflucht (siehe auch Seite 2 und 3). Auf 
dem konzernweiten Aktionstag der Be¬ 
schäftigten des Zeitungsverlages Mad¬ 
sack am 13. November vor der Kon¬ 
zernzentrale in Hannover, sprach die 
UZ mit Karin Wagner, die seit über 20 
Jahren freigestellte Betriebsratsvorsit¬ 
zende bei der Märkischen Verlags- und 
Druckgesellschaft in Potsdam ist. 

UZ: Ihr streikt bei der Märkischen 
Verlags- und Druckgesellschaft. Was 
ist der Grund und was sind eure 
Forderungen? 

Karin Wagner: Die Märkische Ver¬ 
lags- und Druckgesellschaft ist vor 
knapp zwei Jahren an Madsack ver¬ 
kauft worden. Seither sind mehrere 
Abteilungen ausgelagert worden, 
so wie die Buchhaltung und das 
Rechnungswesen, genauso die Per¬ 
sonalverwaltung, also über 30 Kün¬ 
digungen sind mittlerweile im ver¬ 
gangenen Jahr ausgesprochen wor¬ 
den. In diesem Jahr zum 1. April ist 


das Druckhaus eine eigenständige 
GmbH geworden und als tariffrei 
erklärt worden. Regionalverlage 
sind gegründet worden, das heißt, 
14 Lokalredaktionen sind über¬ 
gegangen in diese Regionalverla¬ 
ge, die ebenfalls tariffrei sind. Wir 
wollen tarifvertragliche Lösungen 
und eine Beschäftigungssicherung 
für die Kolleginnen und Kollegen. 

UZ: Wie haben sich die Arbeitsbe¬ 
dingungen bei euch in den letzten 
Jahren verändert? 

Karin Wagner: Es gibt eine massive 
Arbeitsverdichtung, in Anbetracht der 
Tatsachen, dass auch in den Redaktio¬ 
nen zum Beispiel Personal ausgeschie¬ 
den ist, aus Altersteilzeitgründen, mit 
Altersteilzeitregelungen. So sind zum 
Beispiel in der Lokalredaktion von den 
acht Kollegen, die ehemals dort gear¬ 
beitet haben, noch drei übrig. Die ma¬ 
chen letztendlich dieselbe Arbeit, wie 
vorher die acht Kollegen. Arbeitsabläu¬ 
fe haben sich verändert. Im Druckbe¬ 
reich haben sich viele Kolleginnen und 
Kollegen verabschiedet, die sich auf¬ 
grund der schwierigen Situation an¬ 
dere Arbeitsplätze gesucht haben und 
die 21 Helfer im Druckbereich haben 
mittlerweile auch ihre Kündigung in 
der Tasche. 

UZ: Wie werden die Warnstreiks, die 
ihr gemacht habt, in der Öffentlich¬ 
keit, in der Stadt auf genommen und 
unterstützt? 

Karin Wagner: Also in der Öffentlich¬ 
keit ist es ja mittlerweile so, wenn Ärz¬ 
te und Lehrer streiken, dann ist in der 
Gesellschaft was angekommen. Die 
Menschen unterstützen uns hier vor 
Ort mit unseren berechtigten Forde¬ 
rungen. 


UZ: Welche Aktionen plant ihr weiter¬ 
hin, um den Tarifvertrag durchsetzen zu 
können? 

Karin Wagner: Es wird weitere Akti¬ 
vitäten geben. Es wird mit Sicherheit 
auch weitere Streiks geben. Es gibt 
Betriebsversammlungen, um einfach 
Informationen zu geben. Ich würde 
mich dabei insofern noch etwas be¬ 
deckt halten, weil wir natürlich mit 
den Kolleginnen und Kollegen, die 
betroffen sind, grundsätzlich gemein¬ 
sam planen, was die Kolleginnen und 
Kollegen tun möchten. Als Betriebs¬ 
räte dürfen wir laut Betriebsverfas¬ 
sungsgesetzt sowieso nicht zu Aktio¬ 
nen aufrufen. Wir sind also in unserer 
ehrenamtlichen Funktion als Gewerk¬ 
schaftsvertreter dabei. 

UZ: Wie kann man eure Aktionen, eure 
Forderungen am besten unterstützen? 

Karin Wagner: Wichtig ist, es muss Öf¬ 
fentlichkeit hergestellt werden über 
die Praktiken des Madsack-Konzerns. 
Wir brauchen Berichte über Vorgän¬ 
ge innerhalb dieses Zeitungskonzerns, 
der offensichtlich einen Ausstieg aus 
der Tarifbindung vorantreibt. 
Meinungsbildende Unternehmen un¬ 
terliegen ja einem so genannten Ten¬ 
denzschutz als Zeitungshäuser. Wir 
haben im Betriebsverfassungsgesetz 
einen Schutzparagraphen, der den 
Arbeitgeber davor schützt, uns wirt¬ 
schaftliche Daten geben zu müssen, 
was einmalig ist. Und genau diese Un¬ 
ternehmen werden jetzt ausgebootet, 
tariffrei gemacht, und die Menschen 
in Arbeitsbedingungen geschickt, die 
nicht zwingend zur Gesunderhaltung 
beitragen, die nicht zwingend dazu 
beitragen, dass man die Rente mit 67 
erreichen kann. Dagegen müssen wir 
uns gemeinsam wehren. 

Das Interview für die UZ führte Wolfgang Teuber 
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Arbeitszeitverkürzung! 

Aus der Geschichte des 
Kampfes der Arbeiterbewegung 


F orderungen nach Verkürzung der 
Arbeitszeit stellen die Gewerk¬ 
schaften schon seit vielen Jahrzehn¬ 
ten. Seit es Lohnarbeiter im heutigen 
kapitalistischen Sinn gibt, und insbeson¬ 
dere seit diese sich in Gewerkschaften 
zusammengeschlossen haben, setzen sie 
sich gegen die Arbeitszeitanforderun¬ 
gen der Unternehmer zur Wehr. 

Eines der hervorstechendsten Merkma¬ 
le der frühkapitalistischen Ausbeutung 
waren die extrem langen Arbeitszei¬ 
ten für die Lohnarbeiter. Schon weni¬ 
ge Jahre nach 1820 war in den Fabriken 
und Manufakturen die 60-Stunden- und 
5-Tage-Woche abgeschafft: Die Nacht¬ 
arbeit nahm zu, Sonntagsarbeit wurde 
häufiger, der „blaue Montag“ fiel nach 
und nach ebenfalls weg. Arbeitszeiten 
von 13, dann 14 Stunden für Männer, 
Frauen und Kinder waren um 1830 kei¬ 
ne Seltenheit mehr. In den vierziger Jah¬ 
ren gab es Arbeitstage von 17 Stunden 
und mehr, auch im Handwerk und auf 
dem Land. 

Die erste allgemeine gesetzliche Be¬ 
schränkung der Arbeitszeit im inter¬ 
nationalen Vergleich konnte im damals 
fortgeschrittensten kapitalistischen 
Land nach langwierigen erbitterten 
Auseinandersetzungen erkämpft wer¬ 
den: Am 1. Mai 1848 trat in England 
die „10-Stunden-Bill“ in Kraft. Dies be¬ 
stärkte die Arbeiter in anderen Ländern 
bei ihrem Kampf. 

In Preußen begrenzte die erste gesetz¬ 
liche Regelung 1839 die Arbeitszeit für 
zehn- bis sechzehnjährige Kinder auf 
zehn Stunden. Solche Gesetze - ein 
zweites folgte 1853 - wurden nicht zu¬ 
letzt aufgrund des Mangels an gesunden 
Rekruten für das Militär erlassen. 

Mit der Beschleunigung des Industria¬ 
lisierungstempos nach 1848 wurden die 
Nachteile der extremen Ausdehnung 
des Arbeitstages deutlicher: langsames 
Arbeitstempo, hohe Ausschussproduk¬ 
tion, häufige Unfälle und rasche Fluk¬ 
tuation ... 

Aber es dauerte noch bis in die sieb¬ 
ziger Jahre, ehe der Zwölfstundentag 


im Durchschnitt wieder erkämpft war 
(wobei viel längere Arbeitszeiten in 
der Landwirtschaft, im Kleingewerbe, 
im Handel blieben). 

Bereits 1871 forderte die Sozialdemo¬ 
kratie eine Arbeitszeitverkürzung auf 
10 Stunden täglich und 60 Stunden in 
der Woche. 

Die erste gesetzliche Begrenzung der 
Frauenarbeit erfolgte in Deutschland 
1891.1908 (!) wurde die Verkürzung der 
Frauenarbeitszeit von sechzehn auf elf 
Stunden täglich verfügt. 

Damals - und das galt bis Ende der 
vierziger Jahre des 20. Jahrhunderts - 
kämpfte die Arbeiterbewegung in ers¬ 
ter Linie für eine Verkürzung des Ar¬ 
beitstags. 

Der Achtstundentag, 1866 vom Genfer 
Kongress der Internationalen Arbeiter- 
Assoziation proklamiert, war in den 
folgenden Jahrzehnten die zentrale Lo¬ 
sung der Gewerkschaften und der So¬ 
zialdemokratie. Der Pariser Kongress 
der II. Internationale beschloss 1889, 
den 1. Mai 1890 zum internationalen 
Kampftag für den Achtstundentag zu 
erklären. In einer Festschrift zum 1. Mai 
1890 heißt es: „Die geistige und sittli¬ 
che Bildung des Arbeiters werden sich 
veredeln. Der Arbeiter wird mit einem 
Worte Mensch werden, er wird seine 
Menschenwürde wieder gewinnen, die 
Freuden des Lebens werden auch ihm 
erblühen.“ 

Die Forderung des 8-Stunden-Tags für 
alle Arbeiterinnen und Arbeiter fand 
Eingang in das Erfurter Programm der 
Sozialdemokratie von 1891, später auch 
in Programme der Kommunistischen 
Partei Deutschlands, die an der Jahres¬ 
wende 1918/19 gegründet wurde. 

In zahlreichen Arbeitskämpfen wurden 
im 19. Jahrhundert immer wieder ein¬ 
zelne Verbesserungen der Arbeitszeitre¬ 
gelungen für bestimmte Berufe und oft 
beschränkt auf einzelne Städte durch¬ 
gesetzt. 

Eine allgemeine Regelung der Arbeits¬ 
zeit für alle Lohnabhängigen konnte 
dem Kapital jedoch erst im Zuge der 


Novemberrevolution abgetrotzt wer¬ 
den: 1918 wurde der Achtstundentag 
und damit die 48-Stunden-Woche als 
allgemeinverbindliche Regelarbeitszeit 
in der gesamten deutschen Wirtschaft 
vorgeschrieben. Im Bergbau gab es die 
Siebenstundenschicht. 

In Deutschland wurde schon wenige 
Jahre später, als mit der Inflation 1923 
das Kapital gesellschaftspolitisch wie¬ 
der in die Offensive kam, der gesetzliche 
Achtstundentag in der Industrie mehr 
und mehr durchbrochen. 

Während der Weltwirtschaftskrise nach 
1929 verkürzte sich die tatsächliche 
Arbeitszeit 1932 bis auf 41,5 Stunden, 
doch das beruhte auf massenhafter 
Kurzarbeit. 1931/32 vertrat der Allge¬ 
meine Deutsche Gewerkschaftsbund 
(ADGB) eine Forderung nach Verkür¬ 
zung der Wochenarbeitszeit auf 40 Stun¬ 
den. Vorrangiges Ziel sollte der Abbau 
der katastrophalen Massenarbeitslo¬ 
sigkeit sein. Da ein Lohnausgleich zwar 
als wünschenswert, jedoch nicht als un- 
abingbar bezeichnet und bald als Forde¬ 
rung fallengelassen wurde, lief der Plan 
auf eine gesamtwirtschaftlich verallge¬ 
meinerte Kurzarbeit hinaus. 

Der 8-Stunden-Tag konnte erst nach der 
faschistischen Diktatur wieder durchge¬ 
setzt werden. 

Mit der Forderung „40 Stunden sind ge¬ 
nug“ schlugen die Gewerkschaften 1955 
eine Brücke zur Diskussion in der Zeit 
vor 1933: Im Zeichen hoher Erwerbs¬ 
losigkeit sollte Arbeitszeitverkürzung 
dazu führen, dass die Arbeit gleichmä¬ 
ßiger verteilt wurde. Doch erst in den 
60er Jahren gelang es, schrittweise den 
8-Stunden-Tag und die 5-Tage-Woche zu 
verwirklichen. 

„Drei gute Gründe“ hatte die IG Metall 
für ihren Mitte der 80er Jahre toben¬ 
den Kampf um die Arbeitszeitverkür¬ 
zung genannt: Arbeitsplätze sichern und 
schaffen; Arbeit humanisieren; Leben 
und Gesellschaft gestalten. Am 1. Ap¬ 
ril 1985 wurde die Wochenarbeitszeit 
in der Metallindustrie auf 38,5 Stunden 
verkürzt, 1988 auf 37,5,1993 auf 36 Stun¬ 
den und am 1.10.1995 trat die 35-Stun- 
den-Woche bei vollem Lohnausgleich 
in Kraft. 

Mittlerweile muss der 8-Stunden-Tag 
wieder verteidigt werden, ist die „Ent¬ 
grenzung der Arbeitzeit“ für viele Men¬ 
schen Normalität ... 

In den letzten Jahren haben sich die re¬ 
alen und teilweise auch die tariflichen 
Arbeitszeiten in vielen Branchen wie¬ 
der verlängert. Oft handelt es sich um 
unbezahlte Mehrarbeit. 

Der Kampf um die Arbeitzeitverkür¬ 
zung steht unter veränderten Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen erneut auf 
der Tagesordnung des Kampfes der Be¬ 
schäftigten und ihrer Gewerkschaften ... 
Quelle u. a.: Gert Hautsch, Ziel: 35 Stun¬ 
den. Kampf um Arbeitszeitverkürzung, 
Frankfurt a. M. 1980 


Bild oben: Köln, November 1983 

Bild links: Aktion Bremer Werftarbeiter in Bonn zur Sicherung ihrer Arbeitsplätze 
(3. März 1983) 


Forderung der DKP (Beschluss des 20. Parteitages, März 2013) 

Arbeitszeit verkürzen! 

Für die 30-Stunden-Woche - Für ein neues 
Normalarbeitsverhältnis! 


Mit einer radikalen Arbeitszeitverkür¬ 
zung bei vollem Lohn- und Personal¬ 
ausgleich kann die Massenarbeits¬ 
losigkeit und soziale Verelendung 
großerTeile der Bevölkerung aktiv be¬ 
endet, beziehungsweise verhindert 
werden. Diese kann nicht allein Sache 
von Tarifpolitik sein, sondern muss zu¬ 
dem Gegenstand eines gesellschaft¬ 
lichen Kampfes um gesetzliche (Ar¬ 
beitszeitgesetz) und tarifvertragliche 
Regelungen sein. Die Überzeugung 
der Menschen in Betrieben, Gewerk¬ 
schaften und sozialen Bewegungen 
für dieses Ziel zu kämpfen ist die Vor¬ 
aussetzung für einen Erfolg. (...) 
Darum ist es Zeit für: 

★ eine 30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. Das Er¬ 
reichen einer 35-Stunden-Woche kann 
nur ein Zwischenschritt sein. 


★ ein Renteneintrittsalter von 60 Jah¬ 
ren, 

★ sechs Wochen gesetzlich garantier¬ 
tem Mindesturlaub, 

★ eine gesetzliche Beschränkung der 
Höchstarbeitszeiten von 8 Stunden 
am Tag und 40 Stunden wöchentlich 
im Arbeitszeitgesetz in einer 5-Tage- 
Woche und bei Erhalt des freien Wo¬ 
chenendes, keine Ausweitung der Wo¬ 
chenendarbeit. 

★ Einschränkungen, langfristig das 
Verbot von Leih- und Zeitarbeit so¬ 
wie i-Euro-Jobs, dem Missbrauch von 
Werkverträgen und ähnliches mehr, 
sofort gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 

★ Einen gesetzlichen flächendecken¬ 
den Mindestlohn von mindestens 
10 Euro pro Stunde. 

Auch der weiteste Weg beginnt mit 
dem ersten Schritt. (...)“ 





Bild ganz oben: 8-Stundentag-Banner, Melbourne, 1856 

Bild oben: 8-Stundentag-Demonstration in Melbourne, 1900 

Bild unten: Ein Dienstmädchen feiert den neueingeführten 8-Stunden-Tag 

(Postkarte) 


Es lebe der 8 Stunden-Tag, 

Soll mehr Ich tun, so madi Idi Krar+i, 


Mit meinem Schatze geh' Idi aus 
Und stellt sich Kopp das ganze Haus. 
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Denkhilfe für ein tragfähiges 
ökonomisches System des Sozialismus 

Zur Konferenz „50 Jahre NÖSPL-Richtlinie - Erfahrungen, Probleme, Lehren“ 



Die sich entwickelnde sozialistische Gesellschaft verlangte nach einem Wirtschaftssystem, das in der 
Lage war, den Kampf „um die höchste Arbeitsproduktivität, um die effektivste Form der sozialistischen 
Planung und Leitung der gesellschaftlichen Prozesse“ (Walter Ulbricht) zu führen. (Bild: Rechenzen¬ 
trum an der Universität Leipzig) 


H.M.: Zum 30. November habt ihr zur Konferenz 
„50 Jahre NÖSPL-Richtlinie - Erfahrungen, Pro¬ 
bleme, Lehren“nach Leipzig eingeladen. Am 4. Mai 
hat eine ähnliche Konferenz der Marx Engels Stif¬ 
tung in Essen stattgefunden. Was ist das besondere 
Anliegen eurer Konferenz? 

Roland Wötzel: Das Thema NÖSPL-Richtlinie - 
kurz NÖS oder ÖSS, d.h. der ökonomischen und 
politischen Reformen der DDR in den sechziger 
Jahren ist wegen seiner geschichtlichen Bedeutung 
für die aktuelle Debatte um einen Anlauf zu ei¬ 
nem zukunftsfähigen Sozialismus von außerordent¬ 
lichem Interesse. 

Es ist zu begrüßen, dass darüber in den Organisa¬ 
tionen, die sich um einen solchen Anlauf Gedan¬ 
ken machen, unter verschiedenen Gesichtspunk¬ 
ten diskutiert und gestritten wird. Der Sozialismus¬ 
versuch in der DDR ist von seiner geschichtlichen 
Bedeutung her zu verstehen. Er war nicht nur ge¬ 
kennzeichnet durch eine „bürokratisierte Form 
der Planung und Leitung“, wie es im Erfurter Pro¬ 
gramm der Partei „Die Linke“ heißt. Er zeichne¬ 
te sich durch das Suchen und Ausprobieren geeig¬ 
neter ökonomischer und demokratischer Formen 
aus. Es gab eine Aufstiegsphase der DDR bis in die 
siebziger Jahre hinein und eine Stagnations- und 
Niedergangsphase. 

Ekkehard Lieberam: Die Materialien der MES- 
Konferenz haben wir uns mit Interesse angesehen. 
Das besondere Anliegen unserer Konferenz ist es, 
die Erfahrungen von Praktikern und Wissenschaft¬ 
lern, die am NÖS unmittelbar mitgewirkt haben, 
in die Debatte einzubringen. Roland Wötzel war 
Ende der sechziger Jahre Sekretär des „Gruppe 
ÖSS“ des Ministerrates, geleitet von Walter Halb¬ 
ritter. Lothar Poppe und Robert Kuntze waren 
Generaldirektoren der Kombinate GISAG und 
Chemieanlagenbau. Horst Richter als Professor 
für Politische Ökonomie gehörte zu jenem Kreis 
von Ökonomen, die damals als Berater der Betrie¬ 
be und Kombinate und als Theoretiker im Projekt 
NÖS involviert waren. 

H.M.: Wer ist Veranstalter der Konferenz? An wen 
ergingen die Einladungen? 

Roland Wötzel: Veranstalter sind Lothar Poppe, 
Ekkehard Lieberam und ich. Veranstalter ist au¬ 
ßerdem der Stadtverband „Die Linke“ Leipzig und 
das Marxistische Forum in Sachsen. Wir haben in¬ 
teressierte Genossinnen und Genossen, die diese 
Zeit in der DDR oder in der BRD miterlebt haben, 


eingeladen. Es gibt Aushänge auch an der Leipzi¬ 
ger Universität. 

H.M.: Ihr sprecht von „ Erfahrungen, Probleme und 
Lehren “ der Reformen der sechziger Jahre“ Worin 
bestehen sie? 

Roland Wötzel: Darüber wollen wir auf der Konfe¬ 
renz diskutieren. „Nachdenken über die Zukunft“ 
haben wir unsere abschließende Diskussionsrun¬ 
de genannt. Zur geschichtlichen Erfahrung gehört, 
dass sich die DDR nach Stalins Tod unter Walter 
Ulbricht den großen Herausforderungen der dama¬ 
ligen Zeit mit einem auch aus heutiger Sicht sehr 
überzeugenden Konzept stellte. Die Zahlen über 
die kontinuierliche beachtliche Steigerung der Ar¬ 
beitsproduktivität in den sechziger Jahren bestäti¬ 
gen die Praxisrelevanz des Reformprojekts. 

Ekkehard Lieberam: Nach 1945 gingen 14 Län¬ 
der den Weg der Gestaltung einer sozialistischen 
Gesellschaft. In Konturen zeichnete sich ein sozi¬ 
alistisches Weltsystem ab. Dann gab es zahlreiche 


Differenzen zwischen diesen Ländern. Es gab den 
Kalten Krieg und eine heftige Systemauseinander¬ 
setzung auf allen Gebieten. 

Offensichtlich war dieser Sozialismus, gemessen an 
den Kriterien im Vorwort zur Kritik der Politischen 
Ökonomie von Karl Marx „zu früh“ gekommen. 
Nicht zu übersehen war: Sozialismus ist möglich. 
Aber seine Überlegenheit gegenüber dem Kapi¬ 
talismus muss er erst noch beweisen. 

Roland Wötzel: Der Sozialismus Ende der fünfzi¬ 
ger Jahre war in seiner ökonomischen und politi¬ 
schen Verfasstheit geprägt von dem sowjetischen 
Modell, wie es sich unter Stalin durchgesetzt hatte. 
Dieses Modell war nicht konkurrenzfähig. Die sich 
entwickelnde sozialistische Gesellschaft verlangte 
nach einem Wirtschaftssystem, das in der Lage war, 
den Kampf „um die höchste Arbeitsproduktivität, 
um die effektivste Form der sozialistischen Planung 
und Leitung der gesellschaftlichen Prozesse“ (Wal¬ 
ter Ulbricht) zu führen. Sozialismus, so war deutlich 
geworden, ist eine relativ selbstständige, lang an¬ 
dauernde Gesellschaftsordnung. Warenproduktion, 


Wertgesetz, Preise, Leistungsprinzip, auch Hand¬ 
werksbetriebe und private Unternehmen usw. sind 
keine „Muttermale“ der alten Gesellschaft. 

Ekkehard Lieberam: Eine Antwort auf die Frage 
„was bleibt“ ist m.E. in den Artikeln 41,42 und 44 
der DDR-Verfassung von 1968 formuliert wor¬ 
den, insbesondere von Uwe-Jens Heuer. Kern des 
NÖS ist danach die Eigenverantwortlichkeit der 
Betriebe und Kombinate. Sozialistische Betriebe, 
so heißt es in Artikel 41 sind „eigenverantwortli¬ 
che Gemeinschaften, in denen die Bürger arbeiten 
und ihre gesellschaftlichen Verhältnisse gestalten.“ 
Dies geschieht „im Rahmen der zentralen staatli¬ 
chen Planung und Leitung der Volkswirtschaft“. Im 
Kommentar wird dazu ausgeführt, dass die „Wirt¬ 
schaftseinheit“ Betrieb „eigenverantwortlich ihre 
Geschäftstätigkeit als sozialistischer Warenprodu¬ 
zent ausarbeitet und realisiert und die Mittel zur 
erweiterten Produktion selbst erwirtschaftet.“ Mit 
diesem Prinzip der Eigenverantwortlichkeit wären 
80 Prozent aller betriebsrelevanten Entscheidun¬ 
gen von der Zentrale auf die Betriebe übertragen 
worden. 

H. M: Dieses NÖS PL war dann über neun Jahre 
hinweg konzeptionelle Grundlage der Wirtschafts¬ 
politik der DDR. Woran scheiterte es? Inwieweit war 
es aus eurer Sicht nicht nur ein ökonomisches, son¬ 
dern auch ein politisches Reformprogramm? 

Roland Wötzel: Sicherlich kann von einer Durch¬ 
setzung des NÖS auch in den sechziger Jahren nicht 
gesprochen werden. Aber es war natürlich nicht 
bloße Theorie. Es war auch Wirtschaftspraxis. Es 
scheiterte am Widerstand der SU unter Leonid 
Breshnev, die es von Anfang an mit Misstrauen 
beobachte und es schließlich zu Fall brachte. Le¬ 
bensfähig und weltgeschichtlich wirksam wäre es 
nur als gemeinsame Aktion der sozialistischen Län¬ 
der gewesen. 

Ekkehard Lieberam: Das NÖS war Kern und 
ganz wichtiger Teil eines umfassenden Reform¬ 
programms. Es entstand in einer Zeit des allge¬ 
meinen demokratischen Aufbruchs in der DDR, 
der Verbesserung der Staat-Bürger-Beziehungen, 
der Offenheit und Öffentlichkeit der politischen 
Debatte, der Belebung des kulturellen Lebens und 
der Debatten um eine Demokratisierung des poli¬ 
tischen Lebens. Konsequent verwirklicht hätte es 
einen außerordentlichen Demokratisierungsschub 
gerade auch für die Betriebe als „Kollektive von 
Werktätigen“ bedeutet. Interview: Herbert Münchow 


„Verhindern, dass Ablehnung der EU in reaktionäre Formierung mündet“ 

Linke unterschiedlicher Strömungen wollen linke Alternativen zur EU diskutieren - Interview mit Mischa Aschmoneit 



Mischa Aschmoneit ist Mitglied der antikapita¬ 
listischen Organisation „see red! Interventionis¬ 
tische Linke Düsseldorf“ www.anti-kapitalismus. 
org 

UZ 1 Am 30. November findet im Kulturzentrum 
zakk in Düsseldorf eine Tagung unter dem Motto 
„Brauchen wir eine Alternative zu Euro und EU?“ 
statt. Warum unterstützen Sie als lokale Gruppe der 
Interventionistischen Linken dieses Treffen von 
Aktivisten aus verschiedenen Ländern und unter¬ 
schiedlichen Strömungen? 

Mischa Aschmoneit: Bert Brecht hat in seiner 
auch jetzt wieder lesenswerten „Die Mutter“ ge¬ 
schrieben: „Über das Fleisch, das euch in der Kü¬ 
che fehlt, wird nicht in der Küche entschieden“ 
Das Diktat der Troika führt im Interesse der Pro¬ 
fite vor allem der deutschen Bourgeoisie zu ei¬ 


ner beschleunigten Verarmung größerer Teile der 
Bevölkerung in zahlreichen Ländern. Zugleich 
haben wir in Deutschland die Situation, dass ei¬ 
nerseits Teile der Arbeiterklasse sozial entrech¬ 
tet zu Niedriglohnbedingungen schuften oder in 
Erwerbslosigkeit gehalten werden, andererseits 
große Teile der Arbeiterklasse durch materielle 
Zugeständnisse korrumpiert sind. 

Hinzu kommen nationalistische und rassistische 
Tendenzen in der Klasse und nicht wenige Kolle¬ 
gen glauben, dass die Armut in der Faulheit oder 
Dummheit der Armen ihre Ursache habe. In die¬ 
ser Gemengelage besteht die akute Gefahr, dass 
die aus verschiedenen Motiven gespeiste weit ver¬ 
breitete Ablehnung der EU in eine reaktionäre 
Formierung mündet. Denn während sich in vie¬ 
len europäischen Staaten unterschiedliche linke 
Gruppen als deutlich wahrnehmbare Opposition 
zur EU positionieren, wird diese Rolle in Deutsch¬ 
land weitgehend den Rechten überlassen. 

Das gute Ergebnis der AfD bei den letzten Bun¬ 
destagswahlen und das zu erwartende bei den 
kommenden EU-Wahlen ist auch die Folge einer 
unzureichenden linken Antwort auf die Krise des 
Kapitalismus und die kapitalistische Krisenpolitik. 
Unsere Tagung soll deshalb zu einer Diskussion 
über die EU und die notwendige linke Antwort 
auf ein gescheitertes Projekt beitragen 

UZ: Die DKP hat eigene Kandidatinenn und Kan¬ 
didaten für die EU-Wahl auf gestellt, diskutiert ihr 
Wahlprogramm und sammelt derzeit Unterschrif¬ 
ten für die Wahlzulassung. Wird das auch ein The¬ 
ma auf der Tagung sein? 

Mischa Aschmoneit: Das kommt auf die anwesen¬ 
den DKP-Genossinnen und -Genossen an. Wir ha¬ 


ben Referenten aus der ganzen Palette der Linken 
eingeladen. Darunter auch DKP-Kandidaten. Ich 
gehe davon aus, dass diese mit guten Argumenten 
für ihre Sache werben werden. Nur warne ich da¬ 
vor zu glauben, dass alle mit offenen Armen da¬ 
stehen und nur auf die DKP gewartet haben. Die 
Kommunistinnen und Kommunisten in der BRD 
werden Überzeugungsarbeit leisten müssen, dafür 
kann unsere Tagung ein guter Ort sein. 

Mit Sicherheit werden die meisten Diskussionen 
dabei nicht um Fragen des Parlamentarismus krei¬ 
sen, sondern die vielfältigen Möglichkeiten zur 
Entwicklung des außerparlamentarischen Wider¬ 
stands zum Inhalt haben. Gerade in Deutschland 
haben wir da ja noch einiges an Nachholbedarf, 
wenn wir die Kämpfe bei uns mit denen in ande¬ 
ren Ländern vergleichen. Dabei wäre jeder Kampf 
vor Ort, der die Macht unserer Herrschenden zu¬ 
rückdrängt, eine Erleichterung auch für die Men¬ 
schen in anderen Ländern. 

UZ: Was genau wird die Tagung zum Inhalt haben 
und in welcher Form soll diskutiert werden? 

Mischa Aschmoneit: In einer Reihe von Einfüh¬ 
rungsworkshops und Diskussionsrunden werden 
wir ökonomische Fragen wie die nach der Ursache 
und dem Verlauf der Krise behandeln, zugleich 
aber auch den feministischen Blick auf die Krise 
wagen, den rassistischen Charakter der EU-Ab¬ 
schottungspolitik diskutieren, vom Widerstand in 
andern europäischen Ländern erfahren und auf 
das südamerikanische ALBA-Projekt blicken. Wir 
bieten eine Analyse der AfD ebenso wie Debatten 
über den Euro-Ausstieg oder die im nächsten Jahr 
anstehenden Blockupy-Proteste. Und wir freuen 
uns darauf, dass die produktiven Kontroversen un¬ 


ter Linken nicht zu kurz kommen, deshalb gibt 
es dementsprechend besetzte Gesprächsrunden. 

UZ: Wer beteiligt sich an der Tagung? 

Mischa Aschmoneit: Wir haben Referentinnen 
und Referenten aus Griechenland, Italien, Ir¬ 
land, Österreich sowie aus verschiedenen Städ¬ 
ten Deutschlands gewinnen können. Die politi¬ 
sche Breite reicht dabei vom sozialistischen Eu¬ 
ropaparlamentarier bis hin zu Genossinnen von 
außerparlamentarischen Gruppen. Es kommen 
Aktivisten aus attac, aus Parteien wie der Linken 
und der DKP sowie aus Strömungen und Organi¬ 
sationen wie der Antikapitalistischen Linken, aus 
marx 21, der SAV und der isl. Wir wollen mit allen 
diskutieren, die ein Interesse an einer Alternative 
zur kapitalistischen EU haben und gehen deshalb 
sehr offen an die Debatte heran. Wer mehr Infor¬ 
mationen haben will, kann gerne unter europa. 
blogsport.de nachschauen, dort wird kurz vor der 
Tagung auch das endgültige Programm sowie der 
Zeitplan nachzulesen sein. 

Interview: Markus Bernhardt 

Tagung: „Brauchen wir eine Alternative zu Euro 
und EU? - Europa: Eine Debatte über die linke Ant¬ 
wort auf ein gescheitertes Projekt“. 

Samstag, den 30. November 2013, ab 10.30 Uhr, 
Kulturzentrum ZAKK, Fichtenstraße 40 40233 
Düsseldorf. 

Als Referenten werden u.a. Katharina Schwabedis¬ 
sen,Tina Sanders, Paul Murphy,Sotiris Kontogian- 
nis, Günter Pohl, Gabriele del Grande,Tobias Bau¬ 
mann, Wilhelm Langthaler, Winfried Wolf, Lucas 
Zeise und Thomas Wagner teilnehmen. 
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Nadine Gordimer: Die Zeit ist jetzt! 


Zum 90. Geburtstag einer großartigen Schriftstellerin und Kämpferin gegen die Apartheid 


A ls Nadine Gordimer 1991 den 
Nobelpreis erhielt, war das 
Ende der rassistischen Apart¬ 
heid-Politik bereits besiegelt. Mit ei¬ 
ner Preisverleihung an diese profilier¬ 
teste Schriftstellerin Südafrikas und 
unerschrockene Kämpferin gegen die 
Rassentrennung schon in den Jahren 
vorher ein Zeichen zu setzen - so viel 
Schneid hatte die sonst so dissidenten¬ 
freundliche Jury in Stock¬ 
holm nicht. 

Nicht weniger als neun Ro¬ 
mane und Erzählungen hatte 
Gordimer zu dem Zeitpunkt 
bereits vorgelegt, darunter 
so bekannte Werke wie „Der 
Ehrengast“ (1971) und „Ein 
Spiel der Natur“(1987). Mil¬ 
lionen Menschen, auch bei 
uns, bekamen durch sie einen 
Begriff von dem alltäglichen 
Horror der Apartheid. 

Nadine Gordimer hat auch 
diesen Roman ihrem 2001 
verstorbenen Mann Rein¬ 
hold Cassirer gewidmet, der 
wie viele seiner Freunde und 
Verwandten vor dem deut¬ 
schen Faschismus fliehen 
musste. Sie beide gehörten 
zu den wenigen Weißen, die 
von Anfang an dem damals 
illegalen ANC beitraten und 
enge Bindungen an die seit 
1950 verbotene KP (die SACP) pfleg¬ 
ten. Ronnie Kasrils, der legendäre Un¬ 
tergrundkämpfer, war denn auch einer 
der ersten, der ihr namens der SACP 
zum Nobelpreis gratulierte. Bei Man¬ 
delas Entlassung aus dem Gefängnis 
gehörte Nadine Gordimer zu denen, 
die er gleich sehen wollte. In ihrem 
Werk habe er „eine Menge über die 
Einfühlsamkeit der liberalen Weißen“ 
erfahren, schreibt er in seiner Autobio¬ 
grafie (1994). 

Das sah die Zensurbehörde anders und 
verbot mindestens drei ihrer Bücher. 
Eigentlich kein Wunder, 1966 hatte sie 
z.B. mit „The late bourgeois world“ 
(1966) („Die spätbürgerliche Welt“) 


offen ihre Sympathie mit dem Wider¬ 
stand bekundet, mit den „Terroristen“. 
In dem Werk geht es u.a. um Indus¬ 
triespionage und um den rätselhaf¬ 
ten Selbstmord des kommunistischen 
ANC-Kaders Max. International be¬ 
kannt wurde die Johannisburgerin vor 
allem mit „July‘s People“ (1981), in dem 
eine weiße Familie „Asyl“ erhält vor 
einem in Unruhen und Gewalt versin¬ 


kenden Chaos - ausgerechnet im Dorf 
ihres schwarzen „Boys“. 

Nadine Gordimer, die am 20. Novem¬ 
ber 90 Jahre alt (geworden ist) wird, 
die behütete Tochter einer Engländerin 
und eines jüdischen Einwanderers aus 
Litauen, fühlte sich früh als Schriftstel¬ 
lerin. Ihre erste Kurzgeschichtensamm¬ 
lung „Face to Face“ erschien 1949, un¬ 
mittelbar nachdem die Apartheid zur 
offiziellen Staatspolitik erhoben wurde. 
An einem halben Jahrhundert gesell¬ 
schaftlicher Umwälzungen war sie ak¬ 
tiv beteiligt- als politische Aktivistin 
und als politische Schriftstellerin; in 
den letzten Jahren übrigens engagier¬ 
te sie sich bei Anti-Aids-Kampagnen. 


Ihr hat der Berlin-Verlag jetzt eine 
zweibändige Jubiläumsausgabe, „Er¬ 
lebte Zeiten - Bewegte Zeiten“, ge¬ 
widmet, für die sie selbst die Texte aus 
den Jahren 1954-2008 ausgewählt hat. 
In ihrem neuesten Roman „Keine Zeit 
wie diese“ (deutsche Ausgabe 2012) 
konzentriert sie sich auf die zwei Jahr¬ 
zehnte nach der Unabhängigkeit: Die 
Ex-Revolutionäre sind immer noch 


engagiert, aber ernüchtert, allen vor¬ 
an das weiß-schwarze Ehepaar Steve 
und Jabulile. Angesichts von Massen¬ 
elend und Gewalt, von Unfähigkeit in 
Behörden und Regierung, von Korrup¬ 
tion, Inkonsequenz und Spaltung des 
ANC fragen sie sich: „Haben wir dafür 
gekämpft?“ 

In Gordimers ungeschminktem Quer¬ 
schnitt durch die südafrikanische Ge¬ 
sellschaft stoßen wir überall auf Fort¬ 
schritte, auf geradezu atavistische 
Rückschritte wie auf neue, nicht vorher¬ 
gesehene Probleme: In der hübschen 
Vorstadtsiedlung der Protagonisten 
mit ihrer munteren Schwulen-WG; in 
dem Zulu-Dorf von Jabus Vater, einem 


hoch angesehenen Dorfältesten, und im 
Elendsghetto derer „ganz unten“: zer¬ 
lumpter Südafrikaner und hungernder 
Migranten aus Simbabwe. Hinzu kom¬ 
men Wahlen und Machtkämpfe vor al¬ 
lem um Jacob Zuma mit seinen auto¬ 
matischen Mätzchen und Skandalen. 
All das lässt Gordimer ihre Protago¬ 
nisten regelmäßig einschätzen und dis¬ 
kutieren („Im Busch hast du gewusst, 
was zu tun war“), teilweise et¬ 
was langatmig. 

Hat also die Autorin in ihrem 
Alterswerk mit ihrem Land 
„abgerechnet“, wie die „Welt“ 
ihren Roman hämisch inter¬ 
pretierte? 

Immerhin bereiten Jabu und 
Steve irgendwann allen Erns¬ 
tes den „Verrat“ vor, ihre 
Auswanderung, auch nach¬ 
dem einer ihrer Freunde eine 
Auto-Entführung schwarzer 
Gangster um Haaresbreite 
nicht überlebt hätte. Zum ers¬ 
ten Mal droht der innigen Lie¬ 
be des schwarz-weißen Paares 
die Zerreißprobe, denn Jabu 
will nicht weg. 

Dabei wären sie nicht die 
Einzigen. Wie viele zieht es 
sie nach Australien, zu einem 
Land mit eigenem staatlichen 
Rassismus. Vielleicht eine An¬ 
spielung auf den zweiten süd¬ 
afrikanischen Nobelpreisträger, J. M 
Coetzee („Schande“), der dort seit 
2002 lebt? 

Also doch eine Abrechnung mit Süd¬ 
afrika, mit dem ANC? Nein, dazu ist 
Gordimer viel zu verwurzelt, viel zu 
loyal. Aber ein optimistisches Buch ist 
es gewiss nicht. Diese kluge Autorin 
kann drastisch sein bis zur Ekelgren¬ 
ze. Beißende Ironie und verschmitzter 
Sarkasmus, scharfe Intellektualität, ver¬ 
bunden mit umfassender Menschen¬ 
kenntnis sind ihr Markenzeichen. Ei¬ 
nen „Good-read“-Schmöker kann man 
von ihr nicht erwarten; umso weniger, 
je erfahrener sie geworden ist. Und 
trotzdem folgt man ihrer zupackenden 


Detailtreue, ihrer poetischen Präzision, 
ihren zutiefst menschlichen Einblicken 
in Konflikte und Dilemmata mit Span¬ 
nung. 

„No time like the present“ - dieser Ori¬ 
ginaltitel des 506-Seiten-Romans ent¬ 
hält noch eine zweite Botschaft, einen 
Appell oder auch eine Warnung: Keine 
Zeit ist zu verlieren. So wie Jabu ihren 
Vater früher um Rat fragte: „Wann soll 
ich das am besten machen?“, und er un¬ 
weigerlich zurückgab: „There is no time 
like the present“ - tu es jetzt. 
Ansonsten hat Gordimer für ihre Hel¬ 
den und für uns keine Ratschläge zu 
geben, nur ein paar Hinweise fast am 
Rande des Textes. So fordert einmal 
die Metallarbeitergewerkschaft die 
Verstaatlichung eines Bergwerkunter¬ 
nehmens. „Für die Arbeiter ist der Boss 
gleich, ob er schwarz ist wie wir oder 
weiß“, sagt Peter, Steves kommunisti¬ 
scher ANC-Genosse. 

Eine andere Szene: Schwarze Studen¬ 
ten demonstrieren gegen die fremden¬ 
feindlichen Exzesse schwarzer Südafri¬ 
kaner; „Weg mit dem Rassismus!“. Ihr 
Professor nimmt das Schild, streicht 
„Rassismus“ durch und setzt in Rie¬ 
senlettern „Armut“ darüber. 
Gordimer agitiert nicht, allerdings 
kann sie sehr direkt sein. Eurozentristi- 
schen Kritikern Südafrikas gegenüber 
verweist sie auf das (neo)koloniale 
Gewalterbe und betont die Errungen¬ 
schaften des Widerstands: „Schwarze 
und weiße Kinder gehen endlich zu¬ 
sammen zur Schule.“ Doch auch ihre 
tiefe Sorge verbirgt sie nicht. Vor sie¬ 
ben Jahren wurde sie in ihrem Haus 
überfallen. Selbst danach weigerte sich 
die zierliche Lady mit der hohen Stirn, 
in ein bewachtes Reichen-Ghetto um¬ 
zuziehen. 

Kühn und trotz allem solidarisch und 
nicht unterzukriegen - dieser originel¬ 
len, grandiosen alten Dame Nadine 
Gordimer gratulieren wir von Herzen. 

Eva Petermann 

Nadine Gordimer: Keine Zeit wie diese. Berlin 
Verlag 2012.506 Seiten, 22,99Euro. 



„Arbeitslose Götter“ 

Eine Tagung über Peter Hacks und die Klassik 


Nicht nur hinsichtlich Wagner und Ver¬ 
di, auch für den Dichter Peter Hacks 
ist 2013 ein doppeltes Jubiläumsjahr: 
es jähren sich sein 10. Todestag und 
85. Geburtstag. Seit den 1960ern wur¬ 
de „Klassik“ als ästhetische Kategorie 
für sein Schreiben wichtig, später hat 
er sich zunehmend selbst als Klassiker 
inszeniert. - Was ist Klassik für Hacks? 
In welche Traditionen stellt er sich? In¬ 
wiefern weisen seine Werke Züge der 
Klassik auf, unterlaufen aber womög¬ 
lich ihr Programm? Dies erörterte jetzt 
im Magnus-Haus Berlin die sechste Ta¬ 
gung der Peter-Hacks-Gesellschaft. 
Heinz Hamm (Halle) untersuchte das 
Kunstkonzept einer sozialistischen 
Klassik anhand der Gesprächsproto¬ 
kolle der 1972-1979 von Hacks gelei¬ 
teten Akademie-Arbeitsgruppen. Po¬ 
litische Stabilität sei notwendig, doch 
anders als für Brecht, dem Hacks 
„kindliches Vertrauen“ in die Arbei¬ 
ter vorgeworfen habe, seien die geistig 
Tätigen die hauptsächlich Produkti¬ 
ven, welche die führende Rolle spie¬ 
len sollten. Damit habe Hacks im so¬ 
zialistischen Staat einen „Tabubruch“ 
begangen. Klassik wiederum basie¬ 
re zuallererst auf dem Grundsatz des 
Humanismus, das Leben habe einen 
Sinn. Im Mittelpunkt stehe das Ideal: 
das von utopischem Streben geleite¬ 
te Agieren. Kennzeichnen sei ferner 
die Vollkommenheit der Form. Die 
Kunstwirkung sei immer indirekt. Die 
höchste Ebene sei der Realismus: In¬ 
halte würden entpsychologisiert und 
entnaturalisiert und stattdessen meta- 
phorisiert. Dieses Konzept von Klas¬ 
sik als künstlerischer Weg, das Mach¬ 
bare ästhetisch darzustellen und sou¬ 
verän die Gegensätze in der DDR zu 


gestalten, habe sich Ende der 1970er 
unter den veränderten Bedingungen 
gewandelt: Nun wollte Hacks mithil¬ 
fe der Klassik „romantisches, verant¬ 
wortungsloses Wunschdenken ver¬ 
hindern“, sie als „Waffe“ gegen die 
von ihm als „romantisch“ bezeichnete 
Strömung der DDR, die er als staats¬ 
zerstörerisch ansah, einsetzen. - Aus¬ 
gehend von Hacks 4 Bestimmung: „Die 
Werkzeuge der Kunst sind die Gattun¬ 
gen“ von 1986 erforschte Felix Bartels 
(Eberbach) dessen „Gattungswissen 
und -können“ und „klassisches Stre¬ 
ben nach Ordnung“. Bartels verglich 
die Modelle von Epik, Lyrik und Dra¬ 
matik, von Platon bis zum Literatur¬ 
theoretiker Gerard Genette. So kenn¬ 
zeichnete Friedrich Schlegel (Goethe) 
sie als „objektiv“ („klar erzählend“), 
„subjektiv“ („enthusiastisch-aufge¬ 
regt“) und „subjektiv-objektiv“ („per¬ 
sönlich handelnd“). Für die Klassiker 
wie für Hacks sei das Drama, welches 
das höchste philosophische Niveau 
erreiche, die wichtigste Gattung gewe¬ 
sen - man müsse mit Schiller fragen, 
welche Gattung am meisten „Erkennt¬ 
nis zur Welt beitrage“. Hacks sei hierin 
auch Hegel gefolgt. Angesichts des die 
Lyrik einbettenden „Wilhelm Meister“, 
welcher für die Romantik ein großes 
Vorbild war, fragte das Publikum, wa¬ 
rum inthronisiere Hacks das Drama 
und entthronisiere den Roman? Die 
Klassik betreibe hier „Selbstverteidi¬ 
gung“ und wehre sich gegen die roman¬ 
tische Gattungsvermischung, für Hacks 
der „Sündenfall“. In der Podiumsrunde 
sprach am Ende der Autor Jan Decker 
(Leipzig) von der Krise der Gegen¬ 
wartsliteratur, da es heute ganz wenige 
Autoren gäbe, die alle Gattungen be¬ 


herrschten - was Hacks gelungen sei. - 
Decker selbst prüfte, inwieweit die von 
Andre Müller edierten „Gespräche 
mit Hacks“ eine „Reinszenierung von 
Eckermanns Gesprächen mit Goethe“ 
darstellen. In beiden Fällen handle es 
sich um die Inszenierung einer völligen 
Beständigkeit in Leben und Werk, bei 
Hacks etwa über den 9.11.1989 hinaus. 
Hacks 4 Klassik-Konzept sei allerdings, 
anders als Goethes, „für den Kampf¬ 
einsatz“ entworfen, und Hacks habe 
nicht nur auf die Substanzialität seines 
Werks, sondern auch auf das Mittel der 
Selbstinszenierung gesetzt. 
„Schillerreflexe bei Peter Hacks“ skiz¬ 
zierte Bernd Leistner (Leipzig), begin¬ 
nend mit dem im Westen entstandenen 
Frühwerk des Dichters, das in der fünf¬ 
bändigen Edition „Der junge Hacks“ 
bald im Eulenspiegel Verlag erscheint. 
In seinen ersten Hausarbeiten von 1947 
bzw. 1948 habe Hacks noch resümiert, 
dass „Klassik und Romantik gleicher¬ 
maßen dem gesellschaftlichen Fort¬ 
schritt nicht dienlich“ seien; Schiller sei 
„interessant, aber erledigt“. Den Theo¬ 
retiker habe er als „zeitbedingt“ verab¬ 
schiedet. Nach dem „Puntila“-Besuch 
1949, der „Initialzündung für Hacks 4 
Interesse an Brecht“, habe er, wie seine 
Brechtrezension von 1951 belege, den 
Weg befürwortet, „das Gut der Klassik 
zu verfremden“. Im November 1959 sei 
dann bei Hacks die Rede von der Zeit¬ 
bedingtheit auch gegenüber Brecht. 
Nun bemühe er sich um die Mutation 
der Komödie zur in Versen geschriebe¬ 
nen, bei Schiller nicht angelegten ho¬ 
hen Komödie als „dialektische Aufhe¬ 
bung der Tragödie“ und mache sich das 
Motto aus dem „Wallenstein“ „Ernst 
ist das Leben, heiter ist die Kunst“ so 





Radikalisierung zur Klassik: 

Peter Hacks 

zu eigen, dass ein Rezensent später von 
Hacks 4 „notorischer Wohlgelauntheit“ 
sprechen wird - eine Haltung, welche 
wiederum nach dem „Ulbricht-Mord“ 
1971 der „Erhabenheit“ wich. Der klas¬ 
sische Dichter Schiller, so Leistners Fa¬ 
zit, war Hacks näher, als dieser es zu¬ 
gebe: Wenngleich Schiller z.B. mit der 
„Braut von Messina“, die das Schick¬ 
salsdrama eröffnet habe, für diesen ein 
„Klassiker auf Abwegen“ gewesen sei, 
sei der Theoretiker sein steter Bezugs¬ 
punkt geblieben. 

Der Rolle Christoph Martin Wie¬ 
lands - für Hacks ein unterschätzter 
Vorläufer der Klassik - widmete sich 
Tabea Dörfelt-Mathey (Jena). Be¬ 
reits 1953, lange vor der Goetheschen 
(1979),bearbeitete Hacks die Wieland- 
sche „Pandora“ und verteidigte seine 


Schriften zur Französischen Revoluti¬ 
on später gegen Jan Philipp Reemts- 
ma. - Detlef Kannapin (Berlin) spürte 
dem „Widerhall des Realismusbegriffs 
von Georg Lukäcs“ bei Hacks nach: 
Hacks sei der dritte große Ästhetiker 
nach Hegel und Lukäcs. Deren Stre¬ 
ben nach objektiver Wahrheit habe 
Hacks auch poetisch-sinnlich umzu¬ 
setzen gewusst, vor allem im Drama, 
das zu Totalität verpflichte. Die west¬ 
liche Lukäcs-Rezeption habe nicht 
vermocht, die Kontinuität dieses Re¬ 
alismusbegriffs zu erfassen. Dem ent¬ 
spreche eine ästhetizistische Kritik der 
Formalismusdebatte der 30er Jahre, die 
Joyce, Kafka, Proust vor den Angriffen 
Lukäcs 4 habe retten wollen, während 
Lukäcs gemeint habe, der Gegensatz 
sozialistischer Realismus - Formalis¬ 
mus verdecke den wesentlicheren von 
Realismus - Antirealismus. Im Bezug 
zu dieser Auffassung habe Hacks sein 
Schaffen, den Moden seiner Zeit ent¬ 
gegen, zur Klassik radikalisiert. 
Hacks 4 Diktum von der Klassik als 
Anthropodizee dürfte, wenn vielleicht 
auch pro domo gemeint, in den Oh¬ 
ren der Teilnehmer noch länger nach¬ 
klingen: „Klassiker sind Menschen, 
die, vom Glück der Geburt und der 
geschichtlichen Lage gesegnet, mehr 
zuwege brachten als die Menschen 
neben ihnen. Sie hatten es durch ihre 
Vorgezogenheit nicht leichter als wir, 
sicher schwerer. Aber wir rühmen sie 
nicht um ihrer Tugend willen, sondern 
um ihres Glücks./Sie nahmen in hohem 
Grade vorweg, was der Mensch sein 
kann. Sie haben die Götter arbeitslos 
gemacht. Sie sind heilig: in ihnen ehren 
wir den Menschen./Die Genies sind der 
Beweis der Hoffnung.“ Meike Bohn 
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Wir sind die Weltmeister 

Anmerkungen zur Außenhandelsdebatte • Von Klaus Wagener 


1976, Helmut Schmidt war gerade da¬ 
bei den kurzen Frühling des sozialde¬ 
mokratischen Demokratieversuchs 
zu beenden, da wollte der nun nicht 
mehr kniefällige, dafür umso staats- 
männischere Kanzler die Welt, wie 
sein blitzender Vorgänger am „Modell 
Deutschland“ genesen lassen. Der wil¬ 
helminisch-imperiale Gestus überlege¬ 
ner Macht, die andere, natürlich unter¬ 
legene Nationen, gnädig-gönnerhaft 
an seiner unerreichbaren Größe durch 
nachahmenswerte Zurschaustellung 


teilhaftig werden lässt, hat sich bis heu¬ 
te erhalten. Wenngleich es Frau Merkel 
spürbar an der angeborenen Blasiert¬ 
heit ihrer zackigen Vorgänger gebricht 
und sie eher an ihren behäbigen Zieh¬ 
vater, den Oggersheimer Gebrauchtwa¬ 
renhändler erinnert, ist es gerade sie, 
die durch die Dynamik der Euro-Kri¬ 
se in eine seit ziemlich exakt 70 Jahren 
nicht mehr erreichte Position katapul¬ 
tiert wurde. 

In dieser Lage mag man keine Kritik. 
Dumm genug, dass Edward Snowden 
daran erinnern musste, wie die wahren 
Machtverhältnisse auf diesem Globus 
verteilt sind, nun auch noch ein sich 
versteifendes US-Feuer gegen die deut¬ 
schen wirtschaftspolitischen Grundori¬ 
entierungen. Im Fadenkreuz: Die deut¬ 
schen Handels- und Leistungsbilanz¬ 
überschüsse. 

★ 

US-Ökonom Adam Posen hatte sie im 
CNBC bündig auf fünf Punkte zusam¬ 
mengefasst: „Erstens zahlt Deutsch¬ 
land seinen Arbeitnehmern keinen der 
Produktivität entsprechenden Lohn. 
Es bringt seine Beschäftigten um die 
Früchte ihrer Arbeit. Zweitens inves¬ 
tiert es nichts, weder im öffentlichen 
noch in den privaten Sektor.“ Beides 
zusammen führe drittens dazu, dass 
„Deutschland als Billiglohnland kon¬ 
kurriert. Viertens zockt Deutschland 
andere Länder ab, weil seine Exporte 
durch den schwachen Euro subventi¬ 
oniert werden. Und fünftens nimmt es 
anderen Ländern Marktanteile weg, in¬ 
dem es Deflation exportiert.“ 

Posen feuere „aus allen Rohren“, em¬ 
pörte sich daraufhin „Handelsblatt- 
online“-Chefredakteur Oliver Stock, 
um zugleich eine fachgerechte und 
faktengesättigte Entgegnung zu prä¬ 
sentieren: „Herr Posen, wir machen 
folgendes mit Ihnen: Sie kommen uns 
zu Weihnachten besuchen. Zur Weih¬ 
nacht gibt der Deutsche durchschnitt¬ 
lich 273 Euro für den Gabentisch aus. 
Weil er nicht weiß wofür, rennt er am 
24. Dezember vormittags noch ver¬ 
zweifelt durch die Kaufhäuser. So sieht 
das Land aus, das zu niedrige Löhne 
zahlt. Halleluja.“ 

Stock steht mit seiner Qualitätsanalyse 
nicht allein. Die gesamte Qualitätspres¬ 
se war auf den Plan gerufen. Ein belieb¬ 
tes „Argument“ präsentiert eine Anja 
Ettel in der Welt : „Ein tieferer Absturz 
in die Rezession blieb der Währungs¬ 
union nur deshalb erspart, weil auf die 
Wachstumslokomotive Deutschland 
die gesamte Krise hindurch Verlass 
war.“ Und (Danke, Deutschland!) habe 
Spanien „seine Lohnkosten gesenkt 
und angesichts knapper Kassen weni¬ 
ger importiert“, so dass es „erstmals 
wieder ein Plus in der Leistungsbilanz 
ausweisen“ wird. Deutschland als Spar- 
Zuchtmeister. Wer brav macht wie wir, 
dem geht’s auch gut. Wie man ja an den 
Beifallstürmen aus Südeuropa bestens 
erkennen kann. 


Jean-Baptiste Colbert 

Das Problem ist nicht ganz neu. Es 
entsteht (in der Neuzeit) mit der Her¬ 
ausbildung moderner Flächenstaaten 
durch den Absolutismus. Die „feudale 
und zünftige Betriebsweise der Indus¬ 
trie“ hatte noch die scholastische Il¬ 
lusion einer gottgefälligen, gerechten 
Wirtschaftsweise ermöglicht. Nun er¬ 
forderten die stehenden Heere, der teu¬ 
re höfische Staatsapparat, bislang unge- 
kannte Finanzmittel (Edelmetalle), die, 
neben der Entwicklung der Binnenpro¬ 


duktivität, eine Fokussierung auf den 
Außenhandel zwingend erforderlich 
machten. 

Der Klassiker heißt hier bekanntlich 
Jean-Baptiste Colbert (1619-83), er 
war der Finanzminister Ludwig XIV. 
Die Gründung beispielsweise der fran¬ 
zösischen Ostindien- wie Westindien- 
Kompanie geht auf sein Konto. Und 
ganz ähnlich wie heute Herr Schäuble 
sah auch er das Heil Frankreichs, oder 
besser das der Krone, in einer „aktiven 
Außenhandelsbilanz“. Seine dazugehöri¬ 
gen Maßnahmen sind die altbekannten: 
Industriepolitik, Ideenklau, Fachkräf- 
teabwerbung, Zollsenkung, Ausfuhr¬ 
förderung, Importdrosselung, Senkung 
der direkten und Erhöhung der indi¬ 
rekten Steuern. Dazu Sklavenhandel 
und Kolonialpolitik. Und um dem Vor¬ 
haben den nötigen Nachdruck zu verlei¬ 
hen, der Aufbau einer schlagkräftigen, 
französischen Kriegsflotte. Für Colbert 
war klar: Der Vorteil des Einen ist der 
Nachteil des Anderen. Damit, so Adam 
Smith, „wurde jedoch den Völkern ein¬ 
geredet, ihr Interesse bestünde darin, 
alle ihre Nachbarn zu Bettlern zu ma¬ 
chen (beggaring all their neighbours) 
und jede Nation wurde soweit gebracht, 
dass sie mit Neid auf den Wohlstand der 
anderen zu blicken habe, mit denen sie 
Handel treibt und deren Gewinn als ei¬ 
genen Verlust zu betrachten.“ (Smith, 
1776. S. 406). 

Wie bei Posen nachzulesen, ist Berlin 
über dieses Programm nicht sehr weit 
hinaus gekommen. (Außer dass es statt 
Edelmetallen Target2-Forderungen im¬ 
portiert.) Selbst die Sklaverei darf, bei 
27 Mio. Sklaven weltweit und 900 000 
in der EU, wieder als eine, sagen wir, 
akzeptierte Beschäftigungsform gelten. 

Smith und Ricardo 

Nun hatte die arbeitswertbasierte, klas¬ 
sische Nationalökonomie durchaus ver¬ 
sucht, Formen des Außenhandels zu 
begründen, der für beide/alle Handels¬ 
partner von Vorteil sein sollten. „Der 
zusammenfassende politische Ökonom 
der Manufakturperiode“, Adam Smith, 
hatte dies in dem Falle gesehen, wenn 
beide Handelspartner jeweils einen ab¬ 
soluten Kostenvorteil realisieren kön¬ 
nen. Ein Warenaustausch mache also 
dann Sinn wenn das Land X eine Ware 
A kostengünstiger als das Land Y her¬ 
steilen kann und das Land Y eine Ware 
B kostengünstiger als das Land X her- 
stellen kann. Beide Staaten profitierten 
von einer Spezialisierung auf einem für 
sie vorteilhaften Sektor. Wie unschwer 
erkennbar, bildet diese idealtypische 
Konstruktion nur einen geringen Teil 
des Außenhandels ab. 

Die Realität der Napoleonischen Krie¬ 
ge und der Schutzzollpolitik des Wiener 
Kongresses brachte den „letzten großen 
Repräsentanten“ der klassischen politi¬ 
schen Ökonomie, David Ricardo, zu ei¬ 
ner Modifikation des Smith’schen An¬ 
satzes. Nicht nur der absolute, sondern 


auch der relative, „komparative“ Vorteil 
rechtfertige den Warenaustausch. Die¬ 
ser sei selbst dann gegeben, wenn eines 
der beiden beteiligten Länder in beiden 
Warenarten über die kostengünstigeren 
Produktionsmöglichkeiten verfügt. Die 
Spezialisierung auf den jeweils relativ 
produktiveren Sektor bei Importierung 
der Waren aus der relativ weniger pro¬ 
duktiveren Sparte ergebe unter dem 
Strich eine höhere Gesamtproduktivi¬ 
tät und auch einen Vorteil für beide am 
Austausch Beteiligten. 

Dieses „Ricardianische Modell“, so ein¬ 
leuchtend logisch es daher kommt, gilt 
allerdings nur bei einem Haufen Rah¬ 
menannahmen. Schon bei Ricardo selbst 
macht dieser recht kurze Passus einen 
eher begrenzten Teil seiner komplexen 
Betrachtungen über den Außenhan¬ 
del aus. Dabei ist die wirtschaftspoliti¬ 
sche, besser profitorientierte Motivation 
ebenso unverkennbar wie die Nichtexis¬ 
tenz wichtiger Voraussetzungen. Gleich¬ 
wohl, oder wohl besser, eben darum, er¬ 
lebte es eine kontextuale Isolierung und 
die Stilisierung zu einer Art „Grund¬ 
gesetz“ des freien Außenhandels. Ein 
„Grundgesetz“, das half, lokale Produ¬ 
zenten weltweit zu ruinieren und Eng¬ 
land zur Werkbank der Welt zu machen. 

Nietzsche 

Obwohl noch in der Phase des Konkur¬ 
renzkapitalismus, standen sich interna¬ 
tional keineswegs ebenbürtige Partner 
gegenüber, welche die Vorteile ihrer na¬ 
türlichen Gegebenheiten im gegensei¬ 
tigen Austausch zur Geltung brachten. 
Eine Idylle, in der Portugal eben Wein 
produzierte und England Kleidung. 
Die aufstrebende Wirtschaftsmacht 
England brauchte für seine expandie¬ 
rende Industrie den freien Zugang zu 
den Märkten der Welt. Zur Not mit 
Hilfe der Royal Navy. Der Freie Markt 
schafft keine Gleichheit, sondern repro¬ 
duziert die Ungleichheit der Akteure in 
der Ungleichheit der Verträge. Je un¬ 
gleicher, umso „kolonialer“ die Verhält¬ 
nisse. Was wollten portugiesische Wein¬ 
bauern schon gegen britische Großin¬ 
dustrielle ausrichten. 

Mit der Herausbildung des Imperia¬ 
lismus hatte sich die universalistische 
Vorstellung von einer Wohlfahrt der 
(aller) Nationen, einem „größten Glück 
der größten Zahl“ (Bentham) ohnehin 
erledigt. Der nietzscheanische Zynis¬ 
mus der „prachtvoll nach Beute und 
Sieg lüstern schweifende(n) blonde(n) 
Bestie“, hatte im Kampf um den „Platz 
an der Sonne“ ohnehin alle Emanzipa- 
tions- und Wohlstandsrhetorik in die 
Asservatenkammer verschoben. Was 
zählte war der eigene, der nationale Er- 


Deutschland erlebt zur Zeit einen Hö¬ 
hepunkt der Bereicherung auf der ei¬ 
nen und der Verarmung auf der an¬ 
deren Seite. Die Wirtschaft wächst 
nur noch für die Reichen; der Mittel¬ 
stand erodiert und der untere Teil der 
Bevölkerung gerät immer mehr un¬ 
ter die Räder. Das reichste Land der 
EU hat zugleich die meisten Armen. 
2012 gab es in Deutschland erstmals 
mehr als eine Million Dollar-Millio¬ 
näre: ihre Zahl war von 826 000 vor 
der Krise (2007) auf 1 015 000 im Jahr 
2012 gestiegen: + 22,9 Prozent (Cap¬ 
gemini, World Wealth Report). Auf 
der Schattenseite war im Jahr 2011 
jeder sechste Deutsche arm, wie aus 
der jüngsten Erhebung des Statisti¬ 
schen Bundesamtes „Leben in Euro¬ 
pa“ (EU-SILC) hervorgeht (destatis, 
25.10.13). Insgesamt sind es 13 Milli¬ 
onen Menschen, 16,1 Prozent der Be¬ 
völkerung, 0,3 Prozent Prozentpunkte 
mehr als im Vorjahr, die mit 980 Euro 
und weniger im Monat auskommen 
müssen. Letzteres ist in Deutschland 
der Schwellenwert für Armut, Sozial- 
und andere Transferleistungen sind 


folg. Ob nun als von der Vorsehung aus¬ 
erwählten Rasse oder als God’s Own 
Country. 

Keynes 

Juli 1944. In Bretton Woods, New 
Hampshire erarbeiten Finanzminis¬ 
ter und Notenbankgouverneure von 
44 Staaten die neue Nachkriegs Wäh¬ 
rungsordnung. Die Rote Armee war 
während der Sitzungen gerade dabei 
die komplette Heeresgruppe Mitte zu 
zerschlagen. Der Verlust von 28 Divi¬ 
sionen gilt als die verlustreichste Nie¬ 
derlage der deutschen Militärgeschich¬ 
te. Die „Operation Bagration“ machte 
nach Stalingrad und Kursk endgültig 
klar, dass es nach dem II. Weltkrieg mit 
der Beggar-thy-Neighbour-Politik der 
Großen Depression nicht so weiter ge¬ 
hen konnte. Kooperation war angesagt, 
hohe Steuersätze, feste Wechselkurse, 
Kapitalverkehrskontrollen und eben 
ausgeglichene Handels- und Leistungs¬ 
bilanzen. 

Die daraus erwachsene Boomphase 
schuf tatsächlich die ökonomische Ba¬ 
sis, von der aus der Sozialismus in die 
Knie gezwungen werden konnte und 
die ein Überlegenheitsgefühl des Im¬ 
perialismus, einen (fast) unerschütter¬ 
lichen Glauben an die Effizienz des 
Kapitalismus zu etablieren vermochte. 
Auch nachdem sie in Vietnam und mit 
der Weltwirtschaftskrise 1974/75 end¬ 
gültig zu Ende gegangen war. 

★ 

Ronald Reagan und Margaret That¬ 
cher restaurierten das legendäre „En- 
richissez-vous!“ (bereichert euch!), das 
zynisch-offene Glaubensbekenntnis 
der Börsenzocker des Juste Milieu auf 
den Trümmern der Volksherrschaft der 
Französischen Revolution. Eine Art Be¬ 
ta-Version der nun globalen, neolibera¬ 
len Gegenreformation. 

Noch einmal treibt der Kapitalismus 
eine grell schimmernde Sumpfblüte 
des kreditfinanzierten Casinoschwin¬ 
dels. Bevor, nach dem unvermeidlichen 
Crash, die Ökonomie wieder zu einer 
Art globalem Kampfplatz mutiert, auf 
dem es klassisch sozialdarwinistisch um 
Überleben oder Untergang geht. In ei¬ 
nem globalen Unterbietungs wettkampf, 
einem Rattenrennen zu den niedrigsten 
Standards versuchen die zu Wirtschafts¬ 
standorten degenerierten Staaten sich 
gegenseitig das Investitions-Wasser 
abzugraben. Die anti-merkantilistische 
Kritik ironischerweise eines der Kron¬ 
zeugen der neoliberalen Vortrommler, 
Adam Smith, ist aktueller denn je. Ins¬ 
besondere für die Bundesrepublik. Der 
wieder entgrenzte Kapitalverkehr und 
die schiere Größe des akkumulierten 


dabei schon eingerechnet. Und das 
trotz der vielgepriesenen Rekord¬ 
beschäftigung, Rekord-Steuerein¬ 
nahmen, Rekord-Geldvermögen ... 
Selbst Personen von Haushalten mit 
überwiegend Erwerbstätigen hatten 
ein Armutsrisiko von 7,8 Prozent: Arm 
trotz Arbeit! Verwiesen sei in diesem 
Zusammenhang auf den hohen Nied¬ 
riglohnsektor, in dem 2011 8,09 Milli¬ 
onen Beschäftigte (23,9 Prozent aller 
Beschäftigten) arbeiten mussten. Am 
stärksten armutsgefährdet sind Men¬ 
schen, die in Haushalten von überwie¬ 
gend Arbeitslosen leben; hier beträgt 
die Armutsrate 69,3 Prozent. Auch 
Haushalte von Alleinerziehenden 
haben eine weit überdurchschnittli¬ 
che Armutsgefährdung von 38,8 Pro¬ 
zent sowie allein lebende Personen: 
32,4 Prozent. 

Nach derselben Methode wurden vom 
Statistikamt Eurostat auch in anderen 
EU-Ländern Armutsgefährdungsquo¬ 
ten erhoben. Sie sind aber noch nicht 
überall ausgewertet. In Griechenland 
stieg die Armutsquote 2011 gegen¬ 
über dem Vorjahr um zwei Prozent- 


Kapitals schaffen hingegen einen gra¬ 
vierenden Unterschied zum klassischen 
Vorbild: Der Absolutismus als Vermitt¬ 
ler des Klassenkompromisses zwischen 
den alten Feudalherren und aufstre¬ 
bendem Bürgertum war noch in erheb¬ 
lichem Maße Herr des Verfahrens. 

Der Merkantilismus der Bundesrepu¬ 
blik wirkt, wie Merkantilismus immer 
wirkt: zerstörerisch. Nur handelt es sich 
bei den Betroffenen nicht mehr nur um 
ferne Länder, die, nachdem sie ausge¬ 
saugt sind, dem Vergessen anheim fal¬ 
len dürfen. Diesmal sind viele Staaten 
betroffen, mit denen Deutschland in ei¬ 
ner Wirtschaft- und Währungsgemein¬ 
schaft steckt. Und obendrein dazu noch 
die globale Supermacht USA. 

Der Vorschlag der Bundesregierung: 
Man solle der Bundesrepublik ihre 
„Erfolge“ nicht neiden, alle könnten ja 
schließlich Exportweltmeister werden, 
ist an Absurdität kaum zu überbieten. 
Dass sich derartiger Zynismus in regie¬ 
rungsamtlichen Stellungnahmen fin¬ 
det, symptomatisiert den Zustand der 
„westlichen Wertegemeinschaft“ im 
sechsten Krisenjahr. 

Die kurz vor ihrer Installierung befind¬ 
liche schwarz-rosa Koalition dürfte hier 
kaum für eine Wende stehen. Der The¬ 
aterdonner vor der SPD-Mitgliederbe- 
fragung dürfte schnell verklungen sein. 
Die Pläne für eine „Agenda 2020“ lie¬ 
gen vor. Selbst ein Mindestlohn von 
8,50 Euro sowie andere marginale Ver¬ 
besserungen, als „soziale Wohltaten“ 
diskriminiert, gelten den Industriebos¬ 
sen als „hoch gefährlich“. 

Durch die Verarmung des Südens ist 
Eurozonien bilanztechnisch dem von 
Berlin verordneten Ziel einer aktiven 
Außenhandelsbilanz ein Stück näher 
gekommen. Allerdings nur durch ei¬ 
nen massiven Einbruch des Imports. 
Dadurch entstehen in Italien, Spanien 
oder Griechenland noch keine neuen 
Fabriken und keine neuen Arbeits¬ 
plätze. Würde die Eurozone tatsäch¬ 
lich eine Art XXL-Exportweltmeister 
nach dem Vorbild des Musterschülers, 
wäre die Welt nicht genug. Der 80-Mil- 
lionen-Staat erreicht einen Handelsbi¬ 
lanzüberschuss von mehr als 200 Mrd. 
Euro. Dem stehen naturgemäß gegen¬ 
läufige Geldströme gegenüber. Eurozo¬ 
nien hat 330 Mio. Einwohner. Niemand 
wäre in der Lage die Menge an Waren 
aufzunehmen, geschweige die aus den 
Überschüssen resultierenden Kredite 
dauerhaft zu bedienen. Frau Merkel 
mag Ambitionen hegen, aus Eurozo¬ 
nien ein vergrößertes Deutschland zu 
sparen, davon wird aber aus der Welt 
keine vergrößerte Eurozone. Wie zu 
hören ist, ist Widerstand programmiert. 


punkte auf 23 Prozent; in Portugal ver¬ 
harrte sie auf 18 Prozent in Frankreich 
betrug sie 14 Prozent in den Nieder¬ 
landen 10 Prozent. Zu beachten sind 
die wesentlich niedrigeren Armuts- 
schwellen in den südlichen Peripherie¬ 
ländern. In Griechenland liegt sie für 
Alleinstehende bei 5 708 Euro Jahres¬ 
einkommen (476 Euro im Monat), in 
Portugal bei 4 994 Euro (416 Euro im 
Monat). Nach EU-einheitlicher Defi¬ 
nition gilt als arm - Armutsschwelle -, 
wer weniger als 60 Prozent des Me¬ 
dianeinkommens (mittleres Einkom¬ 
men) des betreffenden Landes zur 
Verfügung hat. Das gibt einen Hin¬ 
weis, wie niedrig die mittleren Ein¬ 
kommen in den europäischen Südlän¬ 
dern inzwischen sind. Mehr noch, sie 
verringern sich im weiteren Verlauf 
der Krise. In Griechenland fiel die Ar¬ 
mutssch welle zwischen 2010 und 2012 
von 7 178 Euro Jahreseinkommen auf 
5 708 Euro, also um fast 21 Prozent; in 
Portugal von 5 207 auf 4 994, ein Mi¬ 
nus von 4 Prozent. Mit der Armut neh¬ 
men Hunger, Krankheiten und soziale 
Ausgrenzung zu. 

Die Kluft wird größer und tiefer. In Eu¬ 
ropa gibt es mehr Millionäre als vor der 
Krise; insgesamt im Jahre 2012 3,4 Mil¬ 
lionen (Dollar-) Millionäre mit einem 
Geldvermögen von 10,9 Billionen Dol¬ 
lar (Capgemini). Fred Schmid, isw 



Die Kluft wird größer und tiefer 

Deutschland: Eine Million Millionäre - 
13 Millionen Arme 
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Das Treffen von Lissabon 

77 Kommunistische und Arbeiterparteien in Lissabon 



nicht resignieren und dass sogar selbst 
unter den gegenwärtigen schwierigen 
Bedingungen befreiende Schritte vor¬ 
wärts und Erfolge in antimonopoliti¬ 
scher und antikapitalistischer Richtung 
möglich sind. 

Es wurde bekräftigt, dass der Sozialis¬ 
mus immer mehr als reale grundlegen¬ 
de Alternative zum Kapitalismus und 
dessen Krise hervortritt. Belehrt durch 
die Rückfälle, Irrtümer und Missbil¬ 
dungen, welche grundlegenden Prin¬ 
zipien des Sozialismus zuwiderlaufen, 
aber in Hochhaltung all dessen, was 
die Erfahrungen im Aufbau des Sozi¬ 
alismus für die Menschheit bedeute¬ 
ten und bedeuten, in Würdigung der 
Errungenschaften des neuen sozialen 
Systems und in Anerkennung, dass es 
keine Modelle für die Revolution gibt, 
unterstrichen die Teilnehmer die ent¬ 
scheidende Rolle der Massen im Auf¬ 
bau von sozialistischen Gesellschaften. 
Es wurde hervorgehoben, dass die ge¬ 
genwärtige internationale Lage es be¬ 
sonders erfordert, die Zusammenarbeit 
aller fortschrittlichen und antiimperia¬ 
listischen Kräfte und in erster Linie un¬ 
ter den Kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien der ganzen Welt zu verstär¬ 
ken, was eine der solidesten Garantien 
für die Erstarkung des Kampfes der 
Völker und den Aufbau der Alternati¬ 
ve des Sozialismus bildet. 

In diesem Sinn wurden die reiche Er¬ 
fahrung und die Fortschritte gewürdigt, 
die mit der Durchführung der Interna¬ 
tionalen Treffen der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien erzielt worden 
sind, sowohl als Ort des Austauschs 
von Informationen, Erfahrungen und 
Meinungen, wie auch Ort der mögli¬ 
chen Annäherung von Positionen und 
der Beratung über gemeinsame oder 
abgestimmte Aktionen; dabei wurde 
betont, wie wichtig es ist, ihre Fortfüh¬ 
rung zu garantieren. 

Das Treffen hieß 13 Orientierungsli¬ 
nien und Initiativen der gemeinsamen 
oder abgestimmten Aktion der Kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien gut, 
welche bis zum 16. IMCWP konkret 
umgesetzt werden sollen. 

(...) 


Unterstrichen wurde die Bedeutung 
des Kampfes zur Verteidigung der de¬ 
mokratischen Freiheiten, gegen den 
Vormarsch der extremen Rechten, ge¬ 
gen Fremdenfeindlichkeit und Rassis¬ 
mus, gegen religiösen Fanatismus und 
Obskurantismus, gegen den Antikom¬ 
munismus. Bekräftigt wurde die Soli¬ 
darität mit den Kommunistischen Par¬ 
teien und allen revolutionären Kräften, 
welche Opfer von politischen Verfol¬ 
gungen und antikommunistischen 
Kampagnen sind, die - namentlich auf 
dem europäischen Kontinent - von 
verschiedenen Regierungen und eben¬ 
falls von Institutionen wie der Europä¬ 
ischen Union geführt werden. Die kon¬ 
kreten Erfahrungen des Kampfes in 
unterschiedlichen Ländern und Regi¬ 
onen prägten im allgemeinen die Inter¬ 
ventionen der Parteien und bestätigten, 
dass die Werktätigen und die Völker 


Vorletztes Wochenende fand in Lissabon das jährliche Treffen der KPen und Arbeiterparteien statt. Es fasste dreizehn Be¬ 
schlüsse für gemeinsame Aktionen bis zum 16. Treffen in einem Jahr. Eine gemeinsame Erklärung, wie es sie seit 2008 gab, 
wurde in diesem Jahr wegen Divergenzen in bestimmten Fragen, die keineswegs neu sind, nicht herausgegeben. Die vorgeleg¬ 
te Presseerklärung der gastgebenden Partei gibt aber den Stand der Beratungen und Einschätzungen der Parteien sowie die 
internationale Lage gut wieder. 

Die DKP war mit ihrem Vorsitzenden Patrik Köbele und mit Günter Pohl, verantwortlich für die internationalen Beziehun¬ 
gen, vertreten. Nach einer Einschätzung der Ergebnisse des Treffens in der letzten UZ dokumentieren wir nun Auszüge aus 
dem Beitrag der DKP sowie der Presseerklärung der Portugiesischen KP. In Gänze sind sie auf news.dkp.de wieder gegeben. 


Erklärung der Portugiesischen KP 


Das 15. Internationale Treffen (...), an 
dem sich 77 Parteien aus 61 Ländern 
beteiligten und das die Grußadressen 
weiterer 14 Parteien empfing, welche 
aus verschiedenen Gründen an der 
Teilnahme verhindert waren, analy¬ 
sierte die wichtigsten Aspekte der Kri¬ 
se des Kapitalismus und eines komple¬ 
xen Prozesses der Kräfteverschiebun¬ 
gen auf internationaler Ebene, wobei 
es vor den großen Gefahren warnte, 
die von der imperialistischen Offensi¬ 
ve ausgehen. 

Gleichzeitig begrüßten und würdigten 
die Teilnehmer den Widerstand und 
den Kampf der Werktätigen und der 
Völker und verwiesen erneut auf die 
durch die gegenwärtige Lage geschaf¬ 
fenen realen Möglichkeiten zur Ent¬ 
wicklung des Befreiungskampfs für 
tiefgreifende Veränderungen in anti¬ 
monopolistische und antiimperialisti¬ 
sche Richtung, für den Sozialismus. 
Das Treffen stellte die Vertiefung der 
2008 mit dem Konkurs der Lehman 
Brothers ausgebrochenen Krise fest. 
Einer Krise, die in Widerlegung der 
Diskurse der herrschenden Klasse rund 
um einen angeblichen ,Wiederauf¬ 
schwung 4 weit von ihrem Ende entfernt 
ist, und in der sich die von den Kom¬ 
munisten vorgebrachten Analysen über 
ihre Natur und Entwicklung bestätigen, 
welche die Krise unter anderen Aspek¬ 
ten als eine solche der Überprodukti¬ 
on und der Überakkumulation von Ka¬ 
pital charakterisieren. Als eine Krise, 
welche die Verschärfung der Wider¬ 
sprüche des Kapitalismus ausdrückt - 
besonders seines Grundwiderspruchs 
zwischen dem gesellschaftlichen Cha¬ 
rakter der Produktion und dem priva¬ 
ten Charakter ihrer Aneignung - und 
damit die historischen Grenzen des 


schaft über die natürlichen Ressourcen 
und Energiequellen aufrecht zu erhal¬ 
ten und den Kampf der Völker und die 
unvermeidlichen sozialen und revolu¬ 
tionären Explosionen einzudämmen, 
welche die gegenwärtige Lage nach 
sich zieht. 

Die Teilnehmer drückten ihre Solida¬ 
rität aus mit den in allen Kontinenten 
geführten Kämpfen gegen den Impe¬ 
rialismus, für den sozialen Fortschritt, 


schritt und Behauptung der Souveräni¬ 
tät, zusammen mit der solidarischen Zu¬ 
sammenarbeit, die sich in dieser Region 
entwickelt, einen wichtigen Faktor und 
Anschub für die Entwicklung und Stär¬ 
kung des antiimperialistischen Kampfes 
darstellen. Die Teilnehmer bekräftigten 
unter anderem ihre Solidarität mit Kuba 
und seiner sozialistischen Revolution, 
wie auch mit dem venezolanischen Volk 
und seiner bolivarianischen Revolution. 


Systems offenlegt und die Notwendig¬ 
keit und Aktualität des Kampfes für 
eine grundsätzliche Alternative, den 
Sozialismus, hervorhebt. 

Das Treffen verurteilte das vom Groß¬ 
kapital, den wichtigsten kapitalisti¬ 
schen Großmächten und ihren in¬ 
ternationalen und supranationalen 
Strukturen der imperialistischen Ab¬ 
stimmung - wie der Europäischen Uni¬ 
on -, verfolgte Ziel, den Werktätigen 
und den Völkern einen Rückschritt von 
zivilisatorischen Ausmaßen zuzumu¬ 
ten, die wirtschaftlichen, Arbeits- und 
sozialen Rechte zu vergewaltigen, die 
Lebensbedingungen der Arbeiter- und 
Volksmassen brutal anzugreifen und 
der Unabhängigkeit und Souveränität 
der Staaten den Krieg zu erklären. 

Es wurde besonders auf die harte Rea¬ 
lität hingewiesen, vor welche die Wir¬ 
kungen der Krise und die kapitalisti¬ 
sche Offensive die Entwicklungslän¬ 
der stellen, deren Völker ihr Recht auf 
wirtschaftliche und soziale Entwick¬ 
lung noch stärker eingeschränkt se¬ 
hen. In diesem Rahmen wurde auf die 
Konsequenzen in der Landwirtschaft 
und im Ernährungssektor aufmerk¬ 
sam gemacht, die Ernährungssouve¬ 
ränität zahlloser Länder noch mehr zu 
gefährden und gewaltige Massen der 
Weltbevölkerung zu Hunger und Un¬ 
terernährung zu verurteilen. 

Es wurden die Gefahren hervorgeho¬ 
ben, welche von der militaristischen Po¬ 
litik der wichtigsten imperialistischen 
Mächte und von der NATO ausgehen. 
Es wurde unterstrichen, dass die Ag¬ 
gressionskriege, die Prozesse der Ein¬ 
mischung in und der Schürung von in¬ 
ternen Konflikten, die Verstärkung der 
repressiven, autoritären, Kontroll- und 
Spionagemassnahmen einen Bestand¬ 
teil der Antwort der Gewalt auf die 
Krise des Kapitalismus bildet, mit der 
das Großkapital bezweckt, seine Herr¬ 


Am io. November, dem hundertsten Geburtstag von Älvaro Cunhal, gab es einen Sternmarsch aus vier Richtungen, 
ausgerichtet von der PCP und ihrer Jugendorganisation JCP, hin zur ehemaligen Stierkampfarena „Campo Pequeno“. Dort 
sprachen Generalsekretär Jerönimo de Sousa und Cristina Cardoso von der kollektiven Leitung der JCP, nachdem es zuvor 
musikalische Darbietungen von der„Brigada Vitor Jara“ gab. Einer der Höhepunkte war die A-Capella-Vorführung von 
Luisa Basto, die„Avante, Camarada“ sang. 


Auszüge aus der Rede von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


für die Unabhängigkeit und nationale 
Souveränität, für Frieden, für das Recht 
auf wirtschaftlichen und sozialen Fort¬ 
schritt, für den Aufbau von souveränen 
und fortschrittlichen Alternativen zur 
Vorherrschaft des Imperialismus, für 
eine echte Grundalternative zur kapi¬ 
talistischen Barbarei, den Sozialismus. 
Betont wurde die zentrale Rolle des 
Kampfes der Arbeiterklasse und ihres 
Bündnisses mit anderen antimonopo¬ 
listischen Klassen zur Verteidigung ih¬ 
rer Rechte, namentlich des Rechts auf 
Beschäftigung, der Arbeiterrechte, So¬ 
zialrechte und Verteidigung der sozia¬ 
len Funktionen des Staates. 

Die Teilnehmer würdigten mit dem 
Ausdruck tiefer Solidarität die Völker, 
welche der Einmischungs- und Aggres¬ 
sionspolitik des Imperialismus Wider¬ 
stand leisten - speziell die Völker des 
Mittleren Ostens, und begrüßten die in 
dieser Region gegen alle Formen der 
Aggression und Unterdrückung, für 
Souveränität, Demokratie, soziale Ge¬ 
rechtigkeit und nationale Einheit ge¬ 
führten Kämpfe, wie in Ägypten und 
Tunesien. Sie bekräftigten ihre Solida¬ 
rität mit dem palästinensischen Volk 
und dem Kampf für seine nationalen 
Rechte, wie auch mit anderen Völkern 
der Region, die Zielscheibe von Angrif¬ 
fen und Einmischungen sind, wie das 
syrische Volk. 

Unter Bedingungen, die noch vom Wi¬ 
derstand und der Kräftesammlung ge¬ 
prägt sind, aber wachsende Möglichkei¬ 
ten zur Entfaltung des revolutionären 
Kampfes bieten, wobei sich in verschie¬ 
denen Regionen der Welt wichtige Fak¬ 
toren der Eindämmung der Vorherr¬ 
schaft des Imperialismus bemerkbar 
machen, begrüßten und würdigten die 
Teilnehmer die Kämpfe der Völker, der 
Kommunisten und anderen Fortschritts¬ 
kräfte in Lateinamerika - in Erwägung, 
dass die Prozesse der Kämpfe für Fort¬ 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

die weltweite Krise des Kapitalismus 
hat in den vergangenen Jahren hunder¬ 
te Millionen Menschen, viele Staaten 
und Völker massiv betroffen. Es wurde 
bestätigt, wer über die Krise redet, darf 
vom Kapitalismus nicht schweigen und 
wer die Krise beseitigen will, der muss 
den Kapitalismus überwinden. 

Viel wurde von den Herrschenden ge¬ 
tan, um den Kapitalismus in seiner im¬ 
perialistischen Phase als wahre Ursa¬ 
che der Krise zu vernebeln. 

Die Propagandisten des Kapitals be¬ 
haupten, der Aufschwung komme, die 
Krise sei überwunden. Dafür spricht 
wenig. Die strukturellen Verwerfun¬ 
gen in der EU sind zu groß. Wir wissen 
außerdem, dass konjunkturelle Zwi¬ 
schenhochs und Erholungsphasen nur 
die nächste Krise vorbereiten. 

Die ökonomische Krise und die Rolle 
des deutschen Imperialismus bedürfen 
dabei einer besonderen Betrachtung. 
Das Finanzkapital in Deutschland, 
also die Verschmelzung von Bankka¬ 
pital und Industrie hatten die letzten 
Regierungen, sowohl aus Sozialdemo¬ 
kraten und Grünen, als auch aus Kon¬ 
servativen und Neoliberalen genutzt, 
um Deutschland im Verhältnis zu sei¬ 
ner extrem hohen Produktivität zu ei¬ 
nem Niedriglohnland zu machen und 
die Reallöhne zu senken. 

Dadurch war der deutsche Imperialis¬ 
mus in der Lage auch in der Krise sei¬ 
ne Hegemonie in Europa zu festigen. 
Er entwickelte eine ökonomische Ag¬ 
gressivität in Form einer „Exportwal¬ 
ze 44 unter der vor allem die Länder der 
europäischen Peripherie leiden. Dabei 
stützt er sich auf seine finanzielle und 
technologische Überlegenheit sowie 
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seine Dominanz in der EU-Adminis¬ 
tration. 

Damit konnten große Teile des deut¬ 
schen Kapitals relativ unbeschadet 
durch die bisherige Krise des Kapi¬ 
talismus kommen. Und damit gelang 
es ihnen, nach wie vor große Teile der 
Arbeiterklasse in den Illusionen einer 
Partnerschaft von Lohnarbeit und Ka¬ 
pital zu halten. Verstärkt wurde dies 
durch nationalistische Tendenzen, die 
auf dem Märchen vom „fleißigen Deut¬ 
schen 44 im Unterschied zum angeblich 
„faulen Griechen 44 „faulen Spanier 44 , 
„faulen Italiener 44 , etc. basieren. 

Vor diesem Hintergrund ist das Ergeb¬ 
nis der jüngsten Bundestagswahlen zu 
sehen. 

Es ist im Kern ein Ausdruck der Be¬ 
wusstseinslage, auch der Arbeiterklasse 
in unserm Land. Ein großer Teil folgt 
der „Standortlogik 44 und identifiziert 
sich aus Angst um seinen Arbeitsplatz 
mit „seinem Betrieb 44 , mit „seinen 44 


Bossen und „seinen 44 Chefs. Ihr Motto 
heißt: „Unser Betrieb ist unsere Fes¬ 
tung. 44 

Die besonders marktradikale FDP ist 
nicht mehr im Parlament vertreten. 
Aber eine neue rechte Partei - die „Al¬ 
ternative für Deutschland 44 - gewann 
massiv an Stimmen und kam nur knapp 
nicht ins Parlament. Viel spricht dafür, 
dass sie 2014 in das Parlament der EU 
einziehen wird. 

Vor diesem Hintergrund wird es offen¬ 
sichtlich zu einer großen Koalition zwi¬ 
schen den Sozialdemokraten und den 
Konservativen kommen. 

Für die Arbeiterklasse unseres Lan¬ 
des, aber auch für die Völker in Eu¬ 
ropa und international wird das keine 
Verbesserung bedeuten. International 
und auf Ebene der EU sind sich bei¬ 
de einig in einer Politik, die versuchen 
wird die Hegemonie des deutschen Im¬ 
perialismus zu sichern und auszubauen, 
sowohl politisch, ökonomisch, als auch 
militärisch. Hier ist auch jegliche Illusi¬ 
on fehl am Platz. Die Nichtbeteiligung 
des deutschen Imperialismus am völ¬ 
kerrechtswidrigen Krieg gegen Libyen 
hatte nichts mit Friedfertigkeit zu tun, 
er hatte nur die Hoffnung seine Inter¬ 
essen anders besser zu vertreten. 

Die parlamentarische Opposition wird 
nun lediglich durch Abgeordnete der 
Partei „Die Grünen 44 und der Partei 
„Die Linke 44 gebildet. 

Wir, die DKP, hatten in den meisten 
Wahlkreisen zur Wahl der Partei „Die 
Linke 44 aufgerufen. Nicht, weil sie einen 
Ersatz für eine kommunistische Partei 
bildet, sondern weil es Übereinstim¬ 
mungen mit aktuellen Forderungen 
gibt und sie realistische Chancen zum 
Einzug ins Parlament hatte. 

(...) 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Genosse 

Hubert Reichel 

7.9.1934-5.11.2013 
lebt nicht mehr. 

Die Erfahrungen in Kriegs- und Nachkriegszeit führten ihn 
über die Falken zur FDJ und zur KPD. Weil er auf der Wahr¬ 
heit beharrte, war er wegen seiner politischen Tätigkeit im 
Jahre 1953 für neun Monate in Haft. 

Zu der Zeit war er Volontär und später Redakteur bei der 
„Neuen Niedersächsischen Volksstimme“ bis zum Verbot der 
KPD. Er wurde im Jahre 1958 Redakteur und später Chef¬ 
redakteur bei der Jugendzeitschrift ELAN, dort blieb er bis 
1968. Er wurde dann Redakteur und schließlich bis 1990 stell¬ 
vertretender Chefredakteur der UZ. 

Hubert Reichel war als Autor mehrerer Bücher zu Friedens¬ 
und internationalen Themen häufig im Ausland unterwegs 
und insbesondere sein Werk „Wie macht man Kriege - wie 
macht man Frieden“ hat auch heute nichts an Aktualität ver¬ 
loren. 

In Bottrop kandidierte Hubert immer bei den Kommunal¬ 
wahlen für seine Partei. In seiner Parteigruppe gehörte er 
nicht zu denen, die viel redeten, aber wenn er etwas sagte, 
hörte man ihm zu und folgte meist seiner Argumentation. 
Auch nach 1990 ließ Hubert sich nicht beirren und packte 
mit an, sowohl in Bottrop, als auch bei der UZ, um die Partei 
und ihre Zeitung am Leben zu erhalten. 

Nun aber trauern wir mit seiner Ria und seinen Kindern um 
einen Genossen, der uns fehlen wird. 

DKP Kreisvorstand Bottrop 
DKP-Ratsfraktion Bottrop 
DKP Parteivorstand 
UZ-Redaktion 


Für Hubert Reichel 

Du hast an der Geschichte des erfolgreichen Kampfes der 
Jugend für ihre Rechte, für Frieden, Völkerverständigung 
und Fortschritt mit geschrieben. 

Unvergessen die Zeit in der gemeinsamen KPD-Jugendkom¬ 
mission. Unvergessen die Ostermärsche, Weltfestspiele, An¬ 
tinotstandsbewegung, Redaktionsarbeit, SDAJ- und Partei¬ 
aufbau. Du bleibst bei uns. 

Willi Schwettmann 
Walborg Schröder 
Rolf Priemer 
Ulli Sander 


Der Tod ist kein Unglück für den, der stirbt, 
sondern für den, der überlebt. Epikur 

Hans-Peter Kalle 

19.2.1953-4.11.2013 

Nach schwerer Krankheit verließ uns unser Genosse und 
Freund Peter Kalle für immer. 

Seit er 1968 anlässlich der Aufführung des US-Propagan- 
dafilms „Die grünen Teufel“ vor dem Lüdenscheider Rat¬ 
haus die Fahne der vietnamesischen Befreiungsbewegung 
hisste, war Peter ein fester Bestandteil der Lüdenscheider 
APO und Linken. Als gelernter Metallarbeiter hat er als Ju¬ 
gendvertreter, Mitglied des Kreisjugendausschusses der IG 
Metall und als Betriebsrat seine und die Interessen seiner 
Kollegen vertreten. 

Peter war ein kluger und kritischer Geist. Er gehörte zu den 
letzten Schülern, die in der Bonner Republik eine der be¬ 
rüchtigten Zwergschulen besuchen mussten. Seine Bildung 
erwarb er sich im Alltag des Lebens, in seinem geliebten Be¬ 
ruf und im Klassenkampf. Er kam mit kommunistischen Per¬ 
sönlichkeiten zusammen, die ihn prägten und seine Mento¬ 
ren wurden. Folgerichtig fand er Anfang der siebziger Jahre 
den Weg in die Partei der Arbeiterklasse der BRD, der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei. Er hat seinerseits sein Wissen 
und seine Erfahrungen an jüngere Genossen weitergegeben 
und hatte dabei ein offenes Ohr für alle. 

Weder unsere schwere Niederlage noch die Wirren der Zeit 
konnten an seiner Überzeugung rütteln. Mit großer Selbst¬ 
verständlichkeit blieb er seiner Partei treu. 

Peter war aktiv in der Friedensbewegung und anderen au¬ 
ßerparlamentarischen Bewegungen. 

Er erwarb sich Respekt und Anerkennung auch bei Anders¬ 
denkenden. 

Bis zuletzt nahm Peter Anteil am politischen Geschehen und 
Parteileben. 

Er wird uns fehlen mit seiner Weitsicht, seinem Optimismus, 
seiner Prinzipienfestigkeit und seiner menschlichen Wärme. 

Salut Peter, 

wir werden Dich nicht vergessen 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Märkischer Kreis 


60 Jahre jung 

wurde am 20. November 2013 unser Genosse 

Peter Mannherz 

Lieber Peter, wir gratulieren nachträglich und wünschen Dir 
alles Gute. 

Wir hoffen, dass Du Dich auch weiterhin mit soviel Kraft und 
Elan für unsere Gruppe und ganz besonders für den Marxisti¬ 
schen Gesprächskreis einbringen kannst. 

DKP Bodensee-Hochrhein 


„Die Führer der Arbeiter 

sind keine Engel, keine 

Heiligen, keine Heroen, 

sondern Menschen wie alle. “ (Lenin) 


Unser Genosse und Haudegen KllVt VeYlohv begeht am 
27. November seinen 80. Geburtstag. Sein Aufwachsen und wei¬ 
teres Leben ist geprägt und traumatisiert durch Faschismus, 
Krieg, Deportation und Flucht. Seine Hochachtung vor der 
Roten Armee begleitet ihn bis heute. Die DKP-Märkischer 
Kreis gratuliert mit herzlichen und roten Grüßen. So auch Falk 
Moldenhauer, jetzt Bochum. Wir wünschen ihm Genesung und 
weitere Unternehmenslust. 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Günter Toppat 

der am 22. November sein 75. Lebensjahr vollendet. 

Den Weg in unsere Partei hat Günter in den Jahren der Ille¬ 
galität gefunden. Mit und für seine Partei hat Günter da gear¬ 
beitet, wo es am wichtigsten ist, in der Partei und dort wo die 
Klasse, die die Partei repräsentiert, real agiert, im Betrieb und 
der Freizeit. 

Massenbeziehungen, ein in der DKP, der Günter seit der Kons¬ 
tituierung angehört, wichtiges Thema, hat er idealtypisch umge¬ 
setzt. Als langjähriger Vorsitzender seines Kleingartenvereins 
und Landesdelegierter hat Günter unermüdlich die Interessen 
seiner Klasse vertreten und unter den Klassengenossen gear¬ 
beitet, vom Teewasser bis zur großen Politik. Darüber ist aber 
die Partei nicht zu kurz gekommen. Als Kassierer und Mitglied 
von Revisionskommissionen erfüllt Günter im Hintergrund 
eine unverzichtbare Arbeit, den Kontakt zu den Genossinnen 
zu haben und zu halten. 

Weil dies so ist, und so unverzichtbar ist für den weiteren Weg 
unserer Partei, und Du so ein liebenswerter Mensch bist, wün¬ 
schen wir Dir und uns noch viele gemeinsame und aktive Jah¬ 
re im Kampf für die Sache, die so einfach ist, aber so schwer 
zu machen. 

Deine Genossinnen der 
DKP Bezirk Land Bremen 


Wir verabschieden uns von unserer Genossin 

Hilde Boling 

Die nach längerer Krankheit im Alter von 89 Jahren aus un¬ 
seren Reihen geschieden ist. 

Sie war eine treue Genossin, die sich in ihrem Leben für eine 
gerechte Welt eingesetzt hat. Unser solidarisches Mitgefühl 
gilt ihren Kindern und allen, die ihr nahe standen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Düren 
Rur-Erft-Kreis 



Ferienwohnung 
in Südfrankreich 
Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hilf raut Wurm 
08144 7200 
anna.boegel 
@googlemail.com 



Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kralzebuig-Granzm. 
Havel 6t Havelseen, Boot & Rad. 

Eüfö: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 |A B) 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Pe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres; Tel, 03831 - 459 366 
www.ferien-ä m-totsen haus.d e 



DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Trefferi und Demo 
in Berlin 

11.und12. Januar 2014 
Wir sind dabei! 



Die gemeinsame Busfährt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 


Kosten 


pro Person: 60 Eum/ Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 11. Januar um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof 
6.30 Uhr in Duisburg, 7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 


Tel. 0201 - 22 51 47 Fax 0201 - 269 80 38 


Der Münsterlandbus fährt wieder! 


Samstag, den 11 Januar um 4 Uhr Stadtiohn, 5 Uhr Münster 
über verschiedene Stationen Ostwestfalens 


BUS 2 


Informationen und Anmeldung: 

Ansgar Schmidt; ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Tel: 0251 6090905 


<ü<t§tf)0f A>ciltic£ 


*** Superior 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 


1888 _E;_m_11_1839 

In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,-€ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Das WIR hat entschieden! Oder: Nach der Wahl (st vor der Wahl 

Kabarettistische Entscheidungsforschung 
von und mit Jane Zahn 

Wer gewinnt bei der Wahl der Qual? Und wer zahlt die Zeche? 

Ganz egal, wer Kanzlerin bleibt; Dieses Kabarett-Programm macht es 
lachbar! Und behandelt nebenbei noch andere weltbewegende Fragen: 

Wer zahlt beim ersten Date? Wie frei ist der Luftballon? IstAnttfatten- 
creme gut für Schuhe? 

Welche Haltung ist artgerecht? Und wie sehen die Nachrichten in zehn 
Jahren aus? 

Entscheiden Sie selbst: Das müssen Sie gesehen haben! 

Neues Kabarett-Programm für Frauentag, 1. Mai 
und andere Gelegenheiten! 

Kontakt: Jane Zahn, kontakt@janezahn.de, 06221 / 75 71 04 



Die neoliberale Stadt 

Spaltung - Zonierung - Widerstand 

Neue Finanzinvestoren auf den Woh¬ 
nungsmärkten Daniel Zimmermann*Rauf 
mit den Löhnen - Runter mit den 
Mieten! Klaus Linder* Die Internationale 
Bauausstellung Hamburg-Wilhelms¬ 
burg Andreas Hartle*Gentrifizierung am 
Dortmunder Phoenixsee Jürgen Evert 
★ Gemeinwesen und soziale Spaltung 
der Stadtgesellschaft Irina Vellay^Das 
Schwinden des ersten Arbeitsmarkts 
... Wolfgang Richter 

Weitere Beiträge: 

Wie es mit den Marxistischen Blättern 
begann Robert Steigerwald ★Weltkulturerbe 
Marx Roman Stelzig^ Revolutionäre The¬ 
orie in nichtrevolutionärer Zeit Georg 
Fülberth^Die Linke und die Bundestags¬ 
wahl 2013 Ekkehard Lieberam ★Transatlan¬ 
tische Verfassung für die Konzerne Pia 
Eberharde Klimawandel und Wetterextre¬ 
me Hans-Peter Brenner ★Zum „arabischen 
Frühling“ und zur Lage in Syrien Alfred 
Kosing^Älvaro Cunhal und die April-Revo¬ 
lution Albano Nunes^ Elemente einer ech¬ 
ten Energiewende Franz Garnreiter^Über 
Armut. Und über Armut hinaus. Richard 
Albrecht^Der Krieg vor Vietnam Rainer 
Werning^Anmerkungen zur Sozialismus¬ 
debatte Klaus Wagener 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 
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Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 
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Dank an alle für dieses Ergebnis 

Über 46 000 Euro Startkapital für das UZ-Pressefest 2014! 


Pressefest- 


Finanzbarometer / 


Stand 19 . November 2013 \ 

, y 

Pressefest-Buttons (1 847 Stück) 

9 235,00 Euro 

Zuschüsse von DKP-Gliederungen 

19180,00 Euro 

Spenden 

18 453,51 Euro 

gesamt (am 19.11.13) 

46 869,51 Euro 

Ziel (zum 18.11.13) 

35 000,00 Euro 


Ein überwältigendes Ergebnis haben 
die bisherigen Aufrufe in der UZ er¬ 
bracht, mit dem Buttonverkauf, Spen¬ 
den und Zuschüssen das UZ-Pressefest 
2014 zu ermöglichen. Mit Redaktions¬ 
schluss dieser UZ am 19. November 
hat unser Pressefestkonto einen Stand 
von 46 868,51 Euro. Wir haben unser 
Ziel von 35 000 Euro damit weit über¬ 
schritten. 

Obwohl es in einigen Teilen der DKP 
Bedenken gab, die Pressefest-Buttons 
anzubieten, wurden bisher 1 847 Stück 
beim Parteivorstand abgerechnet. Ge¬ 
genüber den Festen der Vergangenheit 
haben wir damit einen beachtlichen 
Vorlauf. Das Ziel, bis zum Pressefest 
über den Verkauf der Buttons 35 000 
Euro für die Vorfinanzierung einzuneh¬ 
men, ist damit ein absolut realistisches, 
denn fast 10 000 Euro haben wir bereits. 
Einen besonders herzlichen Dank 
möchte ich den 96 Freunden des Pres¬ 
sefestes und/oder Genossinnen der 
DKP übermitteln, die insgesamt über 
18 000 Euro für das Fest gespendet ha¬ 
ben. Da waren hohe Spenden von 1 000 
oder 2000 Euro dabei, aber auch viele 
kleine Beträge. Ich kenne doch einige 
dieser Freunde bzw. Genossinnen und 
weiß, welches Opfer sich dahinter ver¬ 
birgt. Diese Spendenbereitschaft zeigt 
eindeutig den Wunsch, unser Fest durch¬ 
zuführen und den Willen, dafür auch et¬ 


Gerhard Ziegler sprach mit Björn 
Black von der DKP Stuttgart über die 
Ausgabe neuer Mitgliedsbücher und 
die Kampagne zur Stärkung der DKP 

UZ: Wir versuchen, erste Erfahrungen 
mit der Ausgabe der neuen DKP-Mit- 
gliedsbücher einzufangen. Wie seid ihr 
in Stuttgart an die Aufgabe rangegan¬ 
gen? 

Björn Blach: Wir haben schon vor der 
Sommerpause mit ersten Diskussionen 
und Planungen begonnen. Gestartet 
sind wir mit einem gemeinsamen Bil¬ 
dungsabend zur Organisationspolitik. 
Im Kreisvorstand sind wir unsere Mit¬ 
gliederliste durchgegangen und haben 
davon ausgehend Zielstellungen erar¬ 
beitet. 

Neben dem Umtausch der Bücher kam 
es uns vor allem darauf an, unser Ak¬ 
tiv zu stärken, da es nur etwa ein Drit¬ 
tel unserer Mitglieder ausmacht. Da¬ 
neben wollten wir uns organisatorisch 
besser auf unseren kommunalpoliti¬ 
schen Schwerpunkt einstellen. Wich¬ 
tigste Maßnahme war die Gründung ei¬ 
ner neuen Wohngebietsgruppe und die 


was zu tun. Auch wenn es nicht leicht 
fällt. 

So werte ich auch die 32 Zuschüsse von 
Gruppen, Kreisen und Bezirken der 
DKP, die fast 20 000 Euro in die Pres¬ 
sefestkasse gespült haben. 

Und noch etwas Erfreuliches: An die¬ 
sem tollen Ergebnis ist auch regional die 
gesamte Partei vertreten. Es gibt keine 
„weißen Flecken“. An diesem Erfolg 
sind alle beteiligt. 

Und das kann uns allen Mut machen, 
jetzt das UZ-Pressefest mit der gan¬ 
zen Partei, das Volksfest der DKP als 


Wahl von Leitungen in allen Grundor¬ 
ganisationen. 

UZ: Wir halten es für sehr wichtig, mit 
möglichst vielen Genossinnen über die 
Partei in das Gespräch zu kommen. Wir 
wollen wissen, wo sie Probleme und 
Schwächen sehen, wo sie ihren Platz in 
der Partei sehen. Was sind Erfahrun¬ 
gen? Wo sind Kritikpunkte? 

Björn Blach: Wir haben versucht, über 
die Gruppenleitungen mit allen Ge¬ 
nossinnen in die Diskussion über die 
Partei und ihre Mitarbeit zu kommen. 
Einen Hauptinhalt bilden dabei nach 
wie vor die zentralen Themen der Par¬ 
teidiskussion, aber auch vieles, was vor 
Ort von Bedeutung ist. Mit der Grup¬ 
pengründung z.B. verbinden wir die 
Idee, uns vor Ort mehr zu verankern 
und die Arbeit der Stadtteilgruppen 
gegen das Bahnhofsprojekt „S21“noch 
mehr zu unterstützen. Es gab aber auch 
Vorbehalte, da mit der Gruppenneu¬ 
gründung auch Mitglieder die Gruppe 
gewechselt haben. 

UZ: Wir verbinden mit diesen Gesprä¬ 
chen auch die Hoffnung, inaktive Mit¬ 
glieder wieder für die Mitarbeit zu ge¬ 
winnen ... 


gemeinsames Projekt vorzubereiten. 
Wir werden noch viele Probleme lösen 
müssen, aber wir haben gute Ausgangs¬ 
bedingungen, auf diesem Fest unseren 
Gästen eine selbstbewusste, kämpferi¬ 
sche, bei allen Meinungsunterschieden 
in manchen Fragen aber gemeinsam und 
solidarisch handelnde Deutsche Kom¬ 
munistische Partei vorzuleben, in der es 
sich lohnt, Mitglied zu werden, mit zu 
streiten, zu kämpfen und auch zu feiern. 

Werner Sarbok, 
Bundeskassierer der DKP 


Björn Blach: Das ist uns bei einzelnen 
gelungen. Unter anderem haben auch 
die Ergebnisse des 20. Parteitags dazu 
beigetragen, diese Genossinnen wieder 
zu überzeugen. 

UZ: Ihr konntet auch neue Mitglieder 
gewinnen. Was sind die Beweggründe? 
Björn Blach: Wir haben uns als Ziel ge¬ 
setzt, den Aufbau einer SDAJ-Gruppe 
in Stuttgart zu unterstützen. Fast paral¬ 
lel mit unseren Planungen haben sich 
junge Genossinnen zusammengefun¬ 
den und eine Gruppe gegründet und 
sind teilweise auch in die Partei einge¬ 
treten. Da war also auch ein bisschen 
Glück im Spiel. Daneben haben wir 
auch gezielte Diskussionen mit Sym¬ 
pathisanten geführt. 

UZ: Kritik gibt es an dem Herange¬ 
hen, nach der Ausgabe der Bücher in 
eine Offensive zur Stärkung der Par¬ 
tei einzusteigen. Das sei Daueraufga¬ 
be und könne nicht verordnet werden 
... Wie habt ihr über die Kampagne 
diskutiert? 

Björn Blach: Natürlich ist es Dauer¬ 
aufgabe, die Partei zu stärken. Den¬ 
noch gehen wir im Kreisvorstand sel¬ 
ten die Mitgliederliste so genau durch 


FR ★ 22. NOV 


Düsseldorf: „El Golpe - der Putsch“ - Thea¬ 
terperformance und Diskussion. Das Stück 
setzt sich durch unterschiedliche Ausdrucks¬ 
formen mit den traumatisierenden Erfahrungen 
von Putsch und Diktatur (nicht nur) in Chile und 
Lateinamerika auseinander. Veranstalter: jAler- 
ta! - Lateinamerika Gruppe Düsseldorf. Linkes 
Zentrum, Corneliusstraße 108,19.00 Uhr. 


SA ★ 23. NOV 


Elmshorn: „Kommunisten der DKP und Ein¬ 
heitsgewerkschaften“ , Bildungsveranstaltung 
der DKP Schleswig-Holstein mit Uwe Fritsch, 
Mitglied des Parteivorstandes der DKP und 
Betriebsratsvorsitzender bei VW in Braun¬ 
schweig. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahn¬ 
straße 2a, 11.15 Uhr. 

Essen: „Vor Marx, zu Marx, in Marx“, Tagesse¬ 
minar der DKP Ruhr-Westfalen zu den Quellen 
des Marxismus. Hoffnungstraße 18,10.00 Uhr. 

Leverkusen: „Umwelt, Klimawandel, Ener¬ 
gie“, Wochenendseminar der Karl-Lieb- 
knecht-Schule der DKP mit Hans-Peter Bren¬ 
ner. Karl-Liebknecht-Schule, Am Stadtpark 
68, Beginn Samstag 10.30 Uhr, Ende Sonntag 
gegen 14.00 Uhr. Kosten pro Person für Un¬ 
terkunft und Verpflegung 25 Euro, bei Anreise 
am Freitag 30 Euro. 


Dl ★ 26. NOV 


Recklinghausen: „EU- und Kreistagswahlen 
2014“, Diskussion zu Programm und Absiche¬ 
rung der Kandidatur der DKP. Kellerstraße 7, 
19.30 Uhr. 


oder nehmen uns gezielt vor, die Sym¬ 
pathisanten anzusprechen. Das ist 
vielleicht ein Versäumnis bei uns, die 
Kampagne zur Mitgliedsbuchneuaus¬ 
gabe hat uns da aber geholfen, genau¬ 
er hinzusehen. 

UZ: Konntet ihr die Kampagnenpla¬ 
nung für eure Arbeit in Stuttgart kon¬ 
kretisieren? 

Björn Blach: Die Kampagnenplanung 
war sehr hilfreich für uns. Die erste 
Phase haben wir jetzt fast abgeschlos¬ 
sen und können unsere Ziele, was die 
Werbung von Neumitgliedern angeht, 
nach oben korrigieren. Die Hauptar¬ 
beit liegt jetzt aber noch vor uns: Wir 
müssen Ansätze zu einer eigenstän¬ 
digen Betriebspolitik entwickeln, die 
neuen Gruppenstrukturen stabilisie¬ 
ren und uns stärker im kommunalpoli¬ 
tischen Bereich verankern. Dazu legen 
wir im nächsten Jahr den Schwerpunkt 
auf die Kommunal- und EU-Wahlen. 
Wir wollen die Unterstützung der Lin¬ 
ken und SÖS/Stuttgart Ökologisch so¬ 
zial bei den Gemeinderatswahlen ver¬ 
binden mit der Kandidatur der DKP 
zu den EU-Wahlen. Unser Motto für 
die Wahlen als auch die Mitgliederwer- 


Ml ★ 27. NOV 


Stadtlohn: „(Warum) Vertrauen wir Politi¬ 
kern?-Theoretische Analysen und empirische 
Befunde“, Mitgliederversammlung der DKP im 
Kreis Borken. Tenbusch, Vredener Straße 54, 
19.15 Uhr. 


DO ★ 28. NOV 


Dortmund: „Dortmunder Energieversorgung: 
Auch in Zukunft abhängig vom Atomkonzern 
RWE?“ Mitgliederversammlung der DKP mit 
Heiko Holtgräve vom „ Bündnis Demokratische 
Energiewende kommunal“. Z, Oesterholzstra- 
ße 27,19.00 Uhr._ 

Nürnberg: Kreismitgliederversammlung der 
DKP Mittelfranken. Rotes Zentrum, Reichstra¬ 
ße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 29. NOV 


Regensburg: „Krise - der Wahnsinn und sei¬ 
ne Methode“, Veranstaltung der DKP mit Ri¬ 
chard Corell. L. E. D. E. R. E.R, Lederergasse 25, 
19.00 Uhr._ 

Bremen: „Solidarität mit Vietnam, Kuba und 
Nicaragua“, 48. Bremer Solidaritätsbasar. Ba¬ 
sar, Kulinarisches und Musik. St.-Stephani-Ge- 
meindehaus, Stephanikirchhof 8,18.00 Uhr. 


Ml H 4. DEZ 


Röthenbach/Peg.: Röthenbach/Peg. Jahres¬ 
abschlussversammlung der DKP Nürnberger 
Land im „Floraheim“, Röthenbach, Siedler¬ 
straße 10 - Beginn 19 Uhr mit gemütlichem 
Beisammensein. 


DO ★ 5. DEZ 


Gießen: „Gegen ein Europa der Banken und 
Konzerne! Was sagen die Kommunisten?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Gießen mit 
Hans-Peter Brenner, stellvertretender Partei¬ 
vorsitzender der DKP und Kandidat der DKP 
zu den EU-Wahlen im Mai 2014. Versailles- 
Zimmer in der Kongresshalle, 19.30 Uhr. 


SA ★ 7. DEZ 


Gronau: DKP-Infostand mit UZ-Verkauf. Fuß¬ 
gängerzone, 10.00 Uhr. 


Ml ★ 11. DEZ 


Stadtlohn: „Arbeitszeitverkürzung - Die For¬ 
derung der DKP nach der 30-Stunden-Wo- 
che“, Mitgliederversammlung der DKP im 
Kreis Borken mit Peter Köster (Essen, Be¬ 
triebsrat und IG BAU-Stadtverbandsvorsit- 
zender). Vredener Straße 54 bei Tenbusch, 
19.15 Uhr. 


DO ★ 12. DEZ 


Dortmund: Mitgliederversammlung der DKP 
mit Diskussionen zur Kommunal-, EU-Wahl 
und UZ-Pressefest. Z, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr. 


FR ★13. DEZ 


Schweinfurt: „Ernst Thälmann - Führer sei¬ 
ner Klasse“, Filmabend der DKP Schweinfurt- 
Hassberge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstra¬ 
ße 1,19.00 Uhr. 


„Besser vor Ort verankern“ 

Erfahrungen mit der Ausgabe neuer Mitgliedsbücher 
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Seid umschlungen, Millionäre 



Not macht erfinderisch. Aussicht auf großen Profit ebenso. 
„Nicht-EU-Ausländer können für 650 000 Euro Malteser werden - und 
erhalten damit auch die Freizügigkeit in der EU. Die Regierung hofft auf 
Millioneneinnahmen, die Opposition zeigt sich entsetzt. Die Kaufin¬ 
teressenten müssen nicht einmal auf Malta wohnen.“ So stand es am 
13. November bei „Spiegel.Online“. 

Tatsächlich hat das maltesische Parlament am 12. November ein 
neues Gesetz beschlossen, das Nicht-EU-Ausländern die maltesische 
und damit zugleich die EU-Staatsbürgerschaft zugesteht, wenn sie 
die entsprechende Summe auf der Mittelmeerinsel investieren. Als 
Vermittlerin tritt die unter anderem in London, Dubai, Luxemburg, 
Liechtenstein, Hongkong und Singapur ansässige globale Maklerfirma 
Henley & Partners auf. Maltas Regierungschef rechnete damit, auf diese 
Weise bereits im ersten Jahr mindestens 30 Millionen Euro zusätzlich 
einnehmen zu können. 

Malta ist aber nicht der einzige EU-Staat, der auf diese Weise seine 
Staatsfinanzen aufbessern will. 

In Irland erhält man die Staatsbürgerschaft, wenn man sich mit min¬ 
destens 500 000 Euro an einem öffentlichen Projekt in den Bereichen 
Bildung, Gesundheit, Kunst und Sport beteiligt - also beispielsweise ein 
Krankenhaus oder die Aktien eines Sportclubs aufkauft. 

In Ungarn bekommt man die Staatsbürgerschaft, wenn man für min¬ 
destens 250 000 Euro ungarische Staatsanleihen kauft. 

Auch in Portugal kann der Kauf einer Immobilie mit der portugiesi¬ 
schen Staatsbürgerschaft gekoppelt werden. 

Österreich vergibt Staatsbürgerschaften für von den Fremden „bereits 
erbrachte und von ihm noch zu erwartende außerordentliche Leistun¬ 
gen im besonderen Interesse der Republik“. 

Da meint der ARD-Journalist Hackländer aus Brüssel wohl zu Recht: 
„Reiche Menschen haben es folglich weitaus leichter, in EU-Staaten ein¬ 
gebürgert zu werden. Das gilt letztlich wohl auch für Deutschland: Hier 
werden gut ausgebildete Ausländer gesucht und angeworben, während 
diejenigen, die in den Augen deutscher Behörden wirtschaftlich keinen 
Nutzen bringen, relativ geringe Chancen auf eine Einbürgerung haben.“ 
Lernen wir also: die „Festung Europa“ ist nicht so undurchlässig, wie 
angesichts der tausenden Toten im Mittelmeer angenommen werden 
könnte. Man muss halt nur das nötige Kleingeld haben ... 

G.P. 


Die „Nummer Hoeneß“ ist keine einstellige 


Dass sich Dieter Hoeneß für seinen Bru¬ 
der Uli engagiert, spricht für den Fami¬ 
liensinn im Hause Hoeneß. Dem Ver¬ 
nehmen nach hat sich der Bruder des 
allmächtigen Bayern-Präsidenten in 
einer Fernsehsendung empört dagegen 
gewandt, dass „der öffentliche Umgang 
mit seinem Bruder einer ,Hinrichtung 4 
gleiche!“ Das klang gewaltig! 

Ich war dem 2013 angeblich von den 
Medien „Hingerichteten“ 1972 in Mün¬ 
chen das erste Mal begegnet und hatte - 
auch durch die Medien - nur Lobens¬ 
wertes über Uli Hoeneß erfahren, was 
man auch heute nicht unterschlagen soll¬ 
te. Ich hatte ihn damals um ein Interview 
gebeten, das aber aus zeitlichen Grün¬ 
den nicht zustande kam. Mir hatte im¬ 
poniert, dass er die Olympischen Spiele 
höher bewertete als eine garantiert weit 
einträglichere Profi-Laufbahn. Er spiel¬ 
te zwar längst im Trikot der Münchner 
Bayern, hatte es aber abgelehnt, einen 
Profivertrag zu unterschreiben, weil er - 
so ließ er allerorts verlauten - um jeden 
Preis an den Olympischen Spielen in 
München teilnehmen wollte, was zu die¬ 
ser Zeit nur Amateuren gestattet war. Es 
gab in westlichen Gefilden nicht allzuviel 
Athleten, die um Olympias willen auf 
Schecks verzichteten. Als der FC Bayern 
das fußballerische Talent des Sohn eines 
Ulmer Fleischermeisters erkannt hatte, 
soll er ihn wegen der Amateurregel als 
Gärtner eingestellt haben. Trainert von 
Jupp Derwall zog er im Sommer 1972 ins 
Olympische Dorf. Er rühmte die Spiele 
noch 2012 als „großes Erlebnis“. Und das 
obwohl er als Fußballspieler dort in der 
Essenschlange neben Kanuten und Rin¬ 
gern stand und niemand ihm den Vor¬ 
tritt ließ. Der Weg zur Medaille verlief 
zunächst erwartungsgemäß. Drei kla¬ 
re Erfolge hatten für ein Torverhältnis 
von 13:0 gesorgt, gegen Mexiko musste 
man sich mit einem 1:1 begnügen. Das 
Spiel gegen Ungarn ging 1:4 verloren. Es 
blieb eine letzte Chance für die Medail¬ 
lenränge: Ein Sieg gegen die DDR. Zu 
diesem Spiel wäre anzumerken, dass es 
zwar die erste Begegnung beider deut¬ 
scher Mannschaften war, der DFB sie 
aber - im Gegensatz zum IOC - nie als 


Länderspiel wertete, weil die DDR mit 
„Staatsamateuren“ angetreten sei. Das 
ändert allerdings nichts daran, dass es 
stattgefunden hat und auch Hoeneß sich 
daran erinnert. Am 8. September 1972 
war es vom schottischen Schiedsrich¬ 
ter William Mullan angepfiffen worden. 
Während bei allen anderen olympischen 
Fußballspielen um die 20.000 Zuschau¬ 
er gezählt wurden, war diese Partie mit 
80.000 Besuchern restlos ausverkauft. 
Pommerenke sorgte für die DDR in 
der 10. Minute für den Führungstreffer, 
Hoeneß 21 Minuten später für den Aus¬ 
gleich. Streich erzielte das 2:1, Hitzfeld 
zwar noch einmal den Ausgleich (68.), 
doch in der 82. Minute schoss der elf Mi¬ 
nuten vorher eingewechselte Vogel das 
Siegtor! Damit waren die Würfel gefal¬ 
len, die BRD war ausgeschieden, die 
DDR holte später Bronze. 

Soviel zu Olympia. Hoeneß unter¬ 
schrieb anschließend einen gut dotier¬ 
ten Profivertrag und bildete gemeinsam 
mit Gerd Müller das torgefährlichste 
Sturmduo der Bundesliga. In jener Zeit 
muss Hoeneß zu der Erkenntnis gelangt 
sein, dass im Leben Olympia-Medaillen 
weniger zählen, als blankes Geld oder 
Schecks. 1985 gründete er gemeinsam 
mit Werner Weiß die heutige HoWe 
Wurstwaren in Nürnberg, die zum füh¬ 
renden Hersteller Nürnberger Rostbrat¬ 
würste wurde. Da die „uz“ wohl nur we¬ 
nige Unternehmer zu ihren Lesern zählt, 
erübrigt es sich hier, Tabellen über Um¬ 
satz und Gewinn des Unternehmens zu 
veröffentlichen. Es genügt ferstzustellen, 
dass Uli Hoeneß Millionär wurde. Und 
auch „sein“ Fußballverein machte enor¬ 
men Profit. Was sich allerdings in seiner 
Wurstfabrik tat, erboste die Gewerk¬ 
schaften. Das störte ihn wenig. Er wurde 
Stammgast bei Talkshows, und verkün¬ 
dete bei einer Deutschland „gehe es ex¬ 
trem gut. Wir leben wie im Paradies.“ Ob 
das auch für die Arbeiter in der Wurstfa¬ 
brik galt, blieb offen. Stephan Doll vom 
DGB meinte: „Die Zustände bei HoWe 
sind beschämend. Das ist wirklich ein 
Skandal.“ 

Aber immer war Hoeneß selbst bei den 
„Guten“ zu finden. So schickte er eine 


„Selbstanzeige wegen Steuerhinterzie¬ 
hung“ an das zuständige Amt, gestand 
dann aber auch: „In den Jahren 2002 bis 
2006 habe ich richtig gezockt, ich habe 
teilweise Tag und Nacht gehandelt, das 
waren Summen, die für mich heute auch 
schwer zu begreifen sind, diese Beträge 
waren schon teilweise extrem. (...) Ich 
habe den großen Fehler gemacht, die fäl¬ 
ligen Steuern auf diesem Konto nicht zu 
bezahlen. Das ist unmoralisch gewesen 
(...) Das Spekulieren an der Börse halte 
ich nicht für unmoralisch, das würde ich 
auch jederzeit weiter machen.“ 

Der Bundestagsabgeordnete der Linken 
Dieter Dehrn war anderer Meinung: „Es 
geht nicht allein um einen steuerhinter- 
ziehenden CSU-Fan, um jemanden wie 
Beckenbauer oder Schumacher, die 
durch Wohnsitz in Österreich Steuern 
vermeiden - zum Schaden deutscher 
Krankenhäuser, Schulen und Straßen. 
Es geht auch um die Steuerhinterzie¬ 
hungsmodelle der Deutschen Bank, die 
im Dezember Staatsanwaltschaft und 
Polizei beschäftigte und um andere Kon¬ 
zerne, die mit ihrer Raffgier die europä¬ 
ische Wirtschaft dahin gebracht haben, 
wo sie ist.“ 

Die „Nummer Hoeneß“ ist keine ein¬ 
stellige. Sie offenbart in schockierender 
Weise die Dimension der Moral in der 
Bundesrepublik Deutschland. Betrüger 
trifft man überall. Vielen begegnet man 
nicht einmal, weil sie das Telefon benut¬ 
zen oder das Internet. Aber Hoeneß ist 
eine besondere Persönlichkeit. Er betrog 
weiß ich nicht wen alles - wahrschein¬ 
lich auch mich -, als er Steuern unter¬ 
schlug, die zum Beispiel in meinem Ber¬ 
liner Stadtbezirk fehlten, als das Dach 
der Schwimmhalle vor meiner Haustür 
nicht mehr dicht war und der Schwimm¬ 
unterricht für all die Kinder, die von früh 
bis spät dort planschten, ausfallen muss¬ 
te. Hoffen wir nur, dass keines dieser 
Kinder eines Tages ertrinkt, weil es nie 
schwimmen lernte. 

Bei der Berliner Mai-Demo gefiel mir 
das Plakat: „Hallo Ulli, haste mal ‘ne 
Mark? Ick muss meine Steuern noch 
bezahlen!“ Klaus Huhn 


Ein stiller Entdecker 

Die Edition „Gerd Kroske - Zeitzustände“ 


„Die großen Dokumentaristen“ - der 
Titel der Reihe von Dokumentarfilm- 
Editionen, die der rührige Absolut 
Medien-Verlag in Berlin aufgelegt 
hat, klingt nicht eben bescheiden, und 
Gerd Kroske, den sie nun mit der Edi¬ 
tion „Gerd Kroske - Zeitzustände“ un¬ 
ter diese Großen einreiht, würde sich 
selbst wohl kaum mit Größen wie Jo¬ 
ris Ivens oder Claude Lanzmann mes¬ 
sen. Die Filme, das ausführliche Book¬ 
let und das überraschende Bonusma¬ 
terial belegen aber, dass das Oeuvre 
des 1958 in Dessau geborenen stillen 
Spätentwicklers einen unverkennbar 
eigenen Stil hat und eine Würdigung 
durchaus verdient. Die fünf DVDs 
enthalten elf seiner wichtigsten Filme 
aus der Zeit von 1990 bis 2012, darun¬ 
ter die Leipziger „Kehraus“-Trilogie 
und die in jüngerer Zeit entstandenen 
Filme über Hamburger Szenegrößen, 
auch sie wieder ein eher dissonanter 
Dreiklang. 

Sechzehn Jahre liegen zwischen „Kehr¬ 
aus“ und „Kehraus, wieder“, immerhin 
zwölf zwischen „Der Boxprinz“ und 
„Heino Jaeger - look before you kuck“, 
dem Beginn und Ende der Hamburg- 
Trilogie. Das zeigt: Kroske bleibt ger¬ 
ne am Ball, er ist kein Reisender mit 
einer Kamera. Er wirft gerne einen 
zweiten und auch einen dritten Blick 
auf Entwicklungen und Menschen, de¬ 
nen er begegnet ist. Ähnliches gilt für 
die Menschen, die er in seinem Team 
versammelt. 

Kontinuität und stabile Arbeitsbezie¬ 
hungen scheinen ihm wichtiger zu sein 
als das Experimentieren, und da er seit 
der Gründung seiner eigenen Produk¬ 
tionsfirma realistfilm auch sein eige¬ 
ner Produzent ist, muss er auch weni¬ 
ger Kompromisse machen. Mit Dieter 
Chili, der 1993 die edlen Schwarzweiß¬ 
bilder für „Voksal - Bahnhof Brest“ 


einfing, arbeitet Kroske mehr als zehn 
Jahre, noch länger währt seine Zu¬ 
sammenarbeit mit der Cutterin Karin 
Schöning. Susanne Schüle fotografier¬ 
te seine Hamburg-Trilogie und seinen 
vorletzten Film „Schranken“, und vom 
Bassisten Klaus Janek und seiner Jazz¬ 
combo stammt die Musik seiner letzten 
fünf Filme - so wunderbar unaufdring¬ 
lich und feinsinnig wie Kroske selbst. 
Dabei kam der Sohn einer Akademi¬ 



kerfamilie erst nach einer Ausbildung 
zum Betonwerker und Wehrdienst zum 
Studium an der Humboldt-Universität 
und an der Filmhochschule „Konrad 
Wolf“ in Babelsberg. Den Abschluss 
dort hat er nie gemacht, in den turbu¬ 
lenten letzten Tagen der DDR 1989 
wird ihm das Filmemachen wichtiger. 
In Leipzig fängt er 1989 mit Sebastian 
Richter Bilder von regennassen Stra¬ 
ßen und Plätzen ein, auf denen am 
Abend nach einer großen Kundgebung 
Straßenkehrer weggeworfene Flugblät¬ 
ter aufkehren - Menetekel von Unter¬ 
gang und unsicherer Zukunft zugleich. 


Hier schon zeigt sich Kroskes Talent, 
aus dem unbeachteten Detail die Ah¬ 
nung großer Zusammenhänge zu des¬ 
tillieren. Das Schicksal der Protagonis¬ 
ten von „Kehraus“ (1990) wird er wei¬ 
ter beobachten in „Kehrein kehraus“ 
(1996) und ein letztes Mal 2006; da ist 
einer der drei Protagonisten bereits al¬ 
koholkrank und vereinsamt gestorben. 
Auch andere thematische Bögen finden 
sich in Kroskes Filmen, und nicht selten 
spiegeln sie die Enge seines nun ver¬ 
schwundenen Landes DDR. Dreimal 
greift er das Thema Reisen auf, 2004 
in „Autobahn Ost“, zwei Jahre später 
in „Die Stundeneiche“ und 2009 noch 
mal in „Schranken“, diesmal mit über¬ 
raschender Bitterkeit, wie sie sich sonst 
nur in den drei Leipzig-Filmen findet. 
Bitterkeit über die Unzulänglichkeiten 
des untergehenden Staates, aber nicht 
minder über die Hohlheit der Verspre¬ 
chungen der neuen Herren. Charakte¬ 
ristisch für Kroskes Oeuvre ist die Art, 
wie er seine Themen findet. Ein Histo¬ 
riker, der bei Recherchen zum Bauen 
in Nazideutschland Kontinuitäten nach 
1945 in Ost und West gefunden hatte, 
brachte Kroske auf die Idee zu „Auto¬ 
bahn Ost“. So stieß er auf jene mitten 
auf dem Grünstreifen stehende „Stun¬ 
deneiche“ (ab hier brauchte ein Trabi¬ 
fahrer noch eine Stunde bis Berlin), 
deren morscher Stamm als Skulptur in 
einer Kleinstadt neben der Autobahn 
überlebte - und fast wie nebenbei auch 
auf die Geschichte der einbetonierten 
Grenzschranken, deren Perfektion die 
DDR mit viel Forschungsaufwand be¬ 
trieb. 

Wie in dieser Trilogie findet Kroske 
immer wieder Spuren des Vergange¬ 
nen in der Gegenwart. Bei „La Villet- 
te“ einer Dokumentation über eine 
Ausstellung der unabhängigen Kunst¬ 
szene der letzten DDR-Jahre in Paris, 
fällt ihm die Regie erst zu, als Jürgen 
Böttcher Strawalde sich in der Dop¬ 
pelfunktion als Regisseur und ma¬ 
lender Hauptprotagonist überfordert 


fühlt. Kroske montiert in das geplante 
Konzept Szenen aus Georges Franjus 
Filmklassiker „Le sang des betes“ hi¬ 
nein - in stiller Reverenz an den Aus¬ 
stellungsort, die ehemaligen Markt¬ 
hallen. In „Voksal - Bahnhof Brest“, 
seinem für mich schönsten, subtilsten 
Film, dient ihm der Abzug der sowjeti¬ 
schen Truppen aus der DDR zu Beginn 
der 1990er Jahre als Anlass, in diesem 
historischen Knotenpunkt deutsch¬ 
russischer Beziehungen Rückschau zu 
halten auf den Friedensvertrag Lenins 
mit dem Deutschen Reich im März 
1918 und die Eroberung der Festung 
Brest im Juni 1941 durch Nazitruppen. 
Ein paar Veteranen dieser Truppen, die 
Kroske während der Dreharbeiten in 
Brest als Touristen begegnen, mögen 
noch immer nur die deutschen Opfer 
jener Kämpfe betrauern, nicht aber 
die sowjetischen. Während die Umset¬ 
zung der Waggons von der schmaleren 
West- auf die breitere Ost-Spurbreite 
längst alltägliche Routine ist, scheint 
die Unversöhnlichkeit in ihren Köp¬ 
fen in Stein gemeißelt. 

Locken den Dokfilmer Kroske nicht 
doch manchmal die Möglichkeiten 
des Spielfilms? Sein Stil, der auf eige¬ 
nen Kommentar prinzipiell verzichtet 
und lieber durch kluge Montage seine 
Bilder in einen visuellen Dialog treten 
lässt, wäre mit den Mitteln von Fiktion 
wohl kompatibel, doch Kroske ist ein 
überzeugter Dokumentarist. Nur ein 
einziges Mal, in einer 17-minütigen Epi¬ 
sode, die er zum Omnibusfilm „Neu¬ 
es Deutschland“ (1990) beiträgt, hat er 
Aufnahmen von einer Kohl-Rede vor 
der Leipziger Oper mit nachinszenier¬ 
ten Einstellungen unterschnitten, und 
auch das nur, weil der reale „Held“ 
seiner Geschichte inzwischen Job und 
Courage verloren hatte und darum 
fürs Filmen nicht mehr zur Verfügung 
stand. „Kurzschluss“ heißt dieses ele¬ 
gante „semidokumentarische“ Sahne¬ 
häubchen, das als Bonusmaterial die 
Edition krönt. Hans-Günther Dicks 


Der rote Kanal 


Ulzana, DDR 1974 

Wie schon in dem Film „Apa¬ 
chen“ wird hier das Bestreben des 
Apachenhäuptlings Ulzana und 
seiner Stammesmitglieder, friedlich 
mit ihren weißen Nachbarn zusam¬ 
menzuleben, deutlich. 

„Ulzana“ entstand als neunter Indi¬ 
anerfilm der DEFA. Wie bei seinen 
Vorgängerfilmen legte man großen 
Wert auf eine historisch korrekte 
Darstellung. 

So., 24.11., 6.05-7.35 Uhr, mdr 

Larzac - Aufstand der Bauern, 

F 2011 

Gegen den geplanten Ausbau einer 
Militärbasis auf ihren Ländereien 
regt sich ab 1971 Widerstand unter 
den Bauern der Hochebene Larzac 
in Südfrankreich. Der Protest wird 
immer größer und ist nach zehn Jah¬ 
ren schließlich erfolgreich. Christian 
Rouaud zeichnet die Geschichte des 
Bauernaufstandes in seiner Doku¬ 
mentation nach. 

Di., 26.11., 23.00-1.10 Uhr, arte 

Die verlorene Zeit, D 2011 

Die in New York lebende Jüdin 
Hannah, die einst vor den Nazis aus 
Europa floh, sieht in den 1970er- 
Jahren im Fernsehen Bilder eines 
Mannes. Sie erkennt in ihm ihren 
einstigen Geliebten Tomasz, der ihr 
1944 bei der Flucht aus einemKon- 
zentrationslager half und ihr damit 
das Leben rettete. Seit sie zum Ende 
des Krieges von ihm getrennt wurde, 
hielt sie ihn für tot. Ihre lange ver¬ 
drängten Gefühle für Tomasz veran¬ 
lassen Hannah, nach ihm zu suchen. 
Spielfilm, der auf mehreren Zeitebe¬ 
nen arbeitet. 

Frei., 29.11., 20.15-22.00 Uhr, arte 


















